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dem ausverhandelten CETA-
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Am 8. Oktober 2015 hat Kanzle-
rin Angela Merkel im deutschen 
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fällt und zum anderen außer-
gewöhnlich gut in das Konzept 
der US-Regierung passt.
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„Panama Papers“?

Die Obama-Regierung rüstet atomar auf: weitere Atomsprengköpfe und neue nukleare 
Trägersysteme. Die Ausgaben für atomare Sprengköpfe stiegen unter Obama mehr als 
unter jedem anderen Präsidenten zuvor. Der Journalist JOHN PILGER 
schreibt: „Ein Weltkrieg hat begonnen – brecht das Schweigen!“  SEITE 3
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Demokratie?
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Laut einem Bericht von Reuters 
vom 17. Mai 2016 laufen die 

Verantwortlichen für 9/11 immer 
noch frei herum – und dabei wird 
Osama bin Laden mit keinem Wort 
erwähnt. Am selben Tag votierte 
der US-Senat einstimmig für einen 
Gesetzentwurf, der Klagen wegen 
der Anschläge vom 11. September 
gegen Saudi-Arabien ermöglichen 
sollte – die Obama-Administration 
steht aber fest dagegen.

Zuerst war es Bush, nun ist es 
Obama, der jede Initiative zur Ver-
öffentlichung der im 9/11- Kom-
missionsbericht fehlenden, bislang 
geheimen 28 Seiten mit seinem 
Veto unterbindet, obwohl schon 
seit Längerem selbst in den Leit-
medien über eine Rolle der sau-
dischen Regierung bei der Finan-
zierung der Anschläge berichtet 
wird. Fünfzehn der angeblichen 
Täter waren zudem saudi-arabi-
sche Staatsbürger; elf hatten ihr 
Visum auf dem amerikanischen 
Konsulat in Jeddah erhalten.

Im wenig fundierten und welt-
weit kritisierten 9/11-Kommissi-
onsbericht steht, dass „die Frage 
der Finanzierung der Anschlä-
ge schließlich ohne Bedeutung“ 
wäre. Die 28 Seiten, die das The-
ma beschreiben, wurden gleich-
wohl als „top secret“ eingestuft. 
Mehrere Kongressmitglieder, 
die diese Seiten inzwischen le-
sen konnten, waren erschrocken: 
Einige haben sich trotz Schweige-
pflicht mit Andeutungen geäußert, 
dass, würden die Inhalte publik, 
die Weltgeschichte neu geschrie-
ben werden müsste.

In den USA spricht man jetzt 
also über Saudi-Arabien als mögli-
chen Täter oder Mittäter, zugleich 
schreiben saudi-arabische Medi-
en, dass das Ganze von den USA 
inszeniert worden sei. Dass dabei 
niemand mehr bin Laden erwähnt, 
sollte in unseren westlichen Par-
lamenten eigentlich einen Schock 
auslösen – die bin-Laden-Varian-
te mit unkontrollierbaren, wahn-
sinnigen Fanatikern als Tätern 
stellte ja schließlich die Grund-

lage für den „Krieg gegen den 
Terror“ dar. Dieser Krieg hat seit 
2001 mit Sicherheit mehr als eine 
Million Menschen das Leben ge-
kostet und den ganzen Mittleren 
Osten destabilisiert. Ein Krieg, an 
dem wir kritiklos beteiligt sind.

Für die westlichen Medien und 
Politiker wäre es jetzt an der Zeit, 
die diesbezüglichen Versäumnis-
se der vergangenen 15 Jahre an-
zupacken. Denn natürlich ist es 
von größter Wichtigkeit zu erfah-
ren, wer den bisher folgenreichs-
ten Terroranschlag der Welt fi-
nanziert hat. Wenn Medien und 
Politik das Thema aber trotz des 
US-Gerichtsbeschlusses und trotz 
der geheimen 28 Seiten weiterhin 
ignorieren, werden sie ihre Glaub-
würdigkeit endgültig verlieren. 
Damit stirbt dann auch die letz-
te Hoffnung auf eine echte par-
lamentarische Demokratie inner-
halb des jetzigen Rahmens. Wo 
ist das unabhängige, womöglich 
internationale Gericht, das sich 
dieses weltgeschichtlichen Ver-
brechens annimmt?

Zahlreiche Autoren, Augen-
zeugen und Whistleblower haben 
in mühevoller, jahrelanger Arbeit 
Fakten zum Verlauf von 9/11 zu-
sammengetragen, die die offizielle 
Darstellung grundsätzlich infrage 
stellen. Es gibt massive Hinweise 
auf die Beteiligung des US-ame-
rikanischen Militärisch-Industri-
ellen-Komplexes, von Kräften in 
Saudi-Arabien sowie des israeli-
schen Geheimdienstes Mossad. 
Der Souverän hat ein Anrecht 
darauf, dass Politiker, Presse und 
Justiz ihre Verantwortung inner-
halb der Demokratie wahrneh-
men. Wollen wir wirklich damit 
leben, dass der 11. September un-
geklärt bleibt und dass die USA 
uns sagen, wer ermittelt werden 
darf und wer nicht?

Tommy  
Hansen, 
Chef- 
redakteur  
free21.org
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Artikel

Ich war einmal zu Dreharbeiten 
auf den Marshallinseln, also 

nördlich Australiens, mitten im Pa-
zifischen Ozean. Jedes Mal, wenn 
ich Leuten davon erzähle, kommt 
die Frage: „Wo ist denn das?“ Und 
wenn ich ihnen den Hinweis „Bi-
kini“ gebe, dann sagen sie: „Mei-
nen Sie den Badeanzug?“ Nur we-
nigen ist bekannt, dass der Biki-
ni zu Ehren jener Atombomben-
explosionen benannt wurde, die 
das Bikini-Atoll zerstört haben. 
Zwischen 1946 und 1958 haben 
die USA 66 nukleare Sprengkör-
per auf den Marshallinseln zur 
Explosion gebracht, ein Equiva-
lent von 1,6 Hiroshima-Bomben 
pro Tag – zwölf Jahre lang.„

Bikini ist heute tot, mu-
tiert und verstrahlt. Die Palmen 
wachsen mit einem seltsamen 
Muster. Nichts bewegt sich. Es 
gibt keine Vögel. Die Grabsteine 
auf dem alten Friedhof strah-
len. Über meinen Schuhen re-
gistrierte der Geigerzähler die 

Stufe „unsicher“. 

Ich stand am Strand und sah in-
mitten des Smaragdgrüns des Pa-
zifik ein riesiges schwarzes Loch: 
Das war der Krater, den die Was-
serstoffbombe mit dem Namen 
„Castle Bravo“ hinterlassen hat. 
Ihre Explosion hat die Menschen 
und die Umgebung über Hun-
derte von Kilometern vergiftet, 
wahrscheinlich für immer. Auf 
meiner Rückreise landete ich auf 
dem Flughafen von Honolulu. Ich 
sah ein amerikanisches Maga-
zin namens „Women’s Health“, 
auf dem Titelbild eine lächelnde 

Frau in einem Bikini, darunter die 
Schlagzeile: „Auch Sie können 
eine Bikinifigur haben!“ Ein paar 
Tage zuvor hatte ich auf den Mar-
shallinseln mit Frauen gesprochen, 
die ganz andere „Bikinikörper“-
Probleme hatten: Sie litten un-
ter Schilddrüsenkrebs und ande-
ren lebensbedrohlichen Tumoren. 
Im Gegensatz zu der Frau in dem 
Magazin waren sie alle verarmt: 
die Opfer und Laborratten einer 

habgierigen Supermacht, die heu-
te gefährlicher denn je ist.

Ich erzähle hier von diesen Er-
fahrungen, um zu warnen und um 
die Gedankenlosigkeit zu durch-
brechen, die so viele von uns 
umfangen hält. Der Gründer der 
modernen Propaganda, Edward 
Bernays, beschrieb dieses Phä-
nomen als „die bewusste und in-
telligente Manipulation von Ge-
wohnheiten und Meinungen“ in 

demokratischen Gesellschaften. 
Er nannte es „unsichtbare Füh-
rung“. Wie vielen Menschen ist 
bewusst, dass ein Weltkrieg be-
gonnen hat? Momentan ist es ein 
Propagandakrieg aus Lügen und 
Ablenkungsmanövern, aber das 
kann sich mit dem ersten falsch 
übermittelten Befehl, mit der ers-
ten Rakete schlagartig ändern.„

2009 stand Präsident 
 Obama vor einer ihn anhimmeln-
den Menge in Prag, mitten im 
Herzen Europas. Er verpflich-
tete sich, „die Welt von Atom-
waffen zu befreien“. Die Leute 
jubelten und manche mussten 
weinen. Ein Strom aus Platthei-
ten wälzte sich durch die Medi-
en. Danach bekam Obama den 

Friedensnobelpreis.

Alles eine Fälschung, 
alles Lüge.
Die Obama-Regierung lässt noch 
mehr Nuklearwaffen bauen, wei-
tere Atomsprengköpfe, weitere nu-
kleare Trägersysteme, noch mehr 
Nuklearanlagen. Die Ausgaben 
für atomare Sprengköpfe stiegen 
unter Obama mehr als unter je-
dem anderen Präsidenten zuvor 
– die Kosten betragen über 30 
Jahre mehr als eine Billion Dol-
lar. Eine atomare Minibombe ist 
in Planung. Sie trägt den Namen 
„B61, Modell 12“. Vergleichbares 
hat es noch nie gegeben. General 
James Cartwright, ein früherer 
Vizechef des Vereinten General-
stabs, sagte: „Die Verkleinerung 
macht den Gebrauch dieser Nuk-
learwaffen denkbarer.“

Ein Weltkrieg hat begonnen, 
brecht das Schweigen!
Die Obama-Regierung rüstet atomar auf: weitere Atomsprengköpfe, neue nukleare Träger-
systeme, noch mehr Nuklearanlagen. Die Ausgaben für atomare Sprengköpfe stiegen unter 
Obama mehr als unter jedem anderen Präsidenten zuvor.
 von John Pilger Journalist John Pilger

Das Bikini-Atoll, 1. Juli 1946 (Foto US Library of Congress, Gemeinfrei)
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In den letzten 18 Monaten gab 
es an Russlands Westgrenze den 
größten Aufmarsch militärischer 
Kräfte seit dem Zweiten Weltkrieg 
– angeführt von den USA. Seit der 
Invasion Hitlers in die Sowjet-
union war Russland nicht mehr 
derart offenkundig durch auslän-
dische Truppen bedroht. Die Uk-
raine – einst ein Teil der Sowjet-
union – ist zu einem Freizeitpark 
der CIA geworden. Seit der In-
szenierung des Staatsstreiches in 
Kiew kontrolliert Washington hier 
ein Regime, das Russland hasst, 
aber mit ihm eine Grenze teilt. 
Ein von Nazis angefaultes Re-
gime. Prominente Parlamentari-
er in der Ukraine sind politische 
Abkömmlinge von Faschisten der 
berüchtigten OUN und UPA. Öf-
fentlich loben sie Hitler und rufen 
nach der Verfolgung und Vertrei-
bung der russischsprachigen Min-
derheit. Das ist dem Westen sel-
ten eine Meldung wert, oder es 
wird ins Gegenteil verkehrt, um 
die Wahrheit zu unterdrücken. 
In Lettland, Litauen und Estland 
– gleich neben Russland – stati-
onieren die USA Kampftruppen, 
Panzer und schwere Waffen. Die-
se extreme Herausforderung an 
die zweitgrößte Nuklearmacht 
der Welt quittiert der Westen mit 
Stillschweigen.

Was die Gefahr eines Atom-
krieges noch vergrößert, ist die 
gleichzeitige Kampagne gegen 
China. Es vergeht kaum ein Tag, 
an dem China nicht in den Rang 
einer „Bedrohung“ befördert wird. 
Laut Admiral Harry Harris, dem 
US-Pazifik-Kommandanten, „baut 
China im Südchinesischen Meer 
eine Große Mauer aus Sand“. Har-
ris bezieht sich mit dieser Aus-
sage auf die chinesischen Bau-
arbeiten für Landebahnen auf 
den Spratly-Inseln, welche ein 
Streitobjekt zwischen China und 
den Philippinen sind. Ein eher 
belangloser Zwist, bis Washing-
ton die Regierung in Manila be-
stach und erpresste und das Pen-
tagon eine Propagandakampagne 
mit dem Namen „freedom of na-
vigation“ startete. Was bedeutet 
das in Wirklichkeit? Es meint, 
dass amerikanische Kriegsschif-
fe die Freiheit besitzen sollen, in 

den chinesischen Küstengewäs-
sern zu patrouillieren und diese 
zu kontrollieren. Stellen Sie sich 
die amerikanische Reaktion vor, 
wenn chinesische Kriegsschiffe 
dasselbe vor der kalifornischen 
Küste tun würden!

Ich habe einen Film mit dem 
Titel „Der Krieg, den man nicht 
sieht“ gemacht. Darin habe ich re-
nommierte Journalisten aus Ame-
rika und Großbritannien inter-
viewt, Reporter wie Dan Rather 
von CBS, Rageh Omar von der 
BBC oder David Rose vom Ob-
server. Alle sagten: Hätten die 
Journalisten und die Sender ihren 
Job gemacht und die Propaganda 
bezüglich Saddam Husseins Mas-
senvernichtungswaffen hinter-
fragt, hätte man die Lügen von 
George W. Bush und Tony Blair 
nicht durch Journalisten verstärkt 
und nachgeplappert, dann wäre 
die Irak-Invasion möglicherwei-
se nicht passiert und Hunderttau-
sende Männer, Frauen und Kin-
der wären heute noch am Leben.

Die Propaganda als Grundlage 
für einen Krieg gegen Russland 
und/oder China ist im Grunde 
die gleiche. Nach meiner Kennt-
nis gibt es keinen Journalisten 
im westlichen Mainstream, also 
so jemanden wie Dan Rather, der 
fragt, warum China im Südchine-
sischen Meer Landebahnen baut. 
Denn die Antwort liegt klar auf 
der Hand: Die Vereinigten Staaten 
kreisen China mit einem Netz aus 
Militärbasen ein, mit ballistischen 

Raketen, Schlachtverbänden und 
Nuklearbombern. Dieser tödliche 
Bogen spannt sich von Australi-
en über die Inseln im Pazifik, die 
Mariannen und die Marshallin-
seln und Guam bis zu den Philip-
pinen, Thailand, Okinawa, Korea 
und über Eurasien nach Afghanis-
tan und Indien. Amerika hat Chi-
na eine Schlinge um den Hals ge-
legt, aber das ist keine Meldung 
wert. Schweigen durch die Me-
dien – Krieg durch die Medien.

2015 haben die USA und Aus-
tralien unter höchster Geheimhal-
tung das größte Luft-See-Manö-
ver in der jüngeren Geschichte 
durchgeführt, Codename „Talis-
man Sabre“. Ziel dieses Manö-
vers waren die Übung einer Luft-
See-Schlacht und die Blockade 
von Seewegen wie den Straßen 
von Malakka und von Lombok, 
was China vom Zugang zu Erd-
öl, Gas und anderen lebenswich-
tigen Rohstoffen aus dem Nahen 
Osten und aus Afrika abschnei-
den würde.

In dem als amerikanischer Prä-
sidentschaftswahlkampf bezeich-
neten Zirkus wird Donald Trump 
als ein Irrer, ein Faschist darge-
stellt. Natürlich ist er abscheu-
lich, aber er ist zugleich auch ein 
Hassobjekt der Medien. Allein 
das sollte uns skeptisch machen.

Trumps Ansichten zur Migra-
tion sind grotesk, aber auch nicht 
grotesker als die von David Ca-
meron. Nicht Trump ist der gro-
ße Abschieber in den Vereinigten 

Staaten, sondern der Friedens-
nobelpreisträger Barack Obama. 
Laut einem erstaunlichen libe-
ralen Kommentator „entfessele“ 
Trump „die dunklen Mächte der 
Gewalt“ in den Vereinigten Staa-
ten. Er ent-fesselt sie erst?

Dies ist das Land, in dem 
Kleinkinder ihre Mütter erschie-
ßen und die Polizei einen mör-
derischen Krieg gegen schwar-
ze Bürger führt. Dieses Land hat 
mehr als 50 Länder angegriffen, 
um deren Regierungen zu stür-
zen, viele davon waren Demo-
kratien. Die USA haben Länder 
von Asien bis in den Nahen Osten 
bombardiert und den Tod und die 
Vertreibung von Millionen Men-
schen verursacht. Kein anderes 
Land kommt diesem systemischen 
Gewaltrekord nahe. Die meisten 
amerikanischen Kriege (fast alle 
gegen wehrlose Länder) wurden 
nicht von republikanischen Prä-
sidenten, sondern von liberalen 
Demokraten angezettelt: Truman, 
Kennedy, Johnson, Carter, Clin-
ton, Obama.

1947 beschrieb eine Reihe von 
Richtlinien des Nationalen Sicher-
heitsrates das vorrangige Ziel der 
amerikanischen Außenpolitik auf 
folgende Weise: Man wolle eine 
Welt schaffen, die „wesentlich 
nach unserem eigenen Bildnis ge-
staltet ist“. Dies ist die Ideologie 
des amerikanischen Messianis-
mus: Wir sind alle Amerikaner, 
und wehe dem, der nicht mitmacht 
– Abweichler werden bekehrt, be-
stochen, verleumdet, gestürzt oder 
zerschmettert.

Donald Trump ist Ausdruck 
dieser Ideologie. Aber er ist auch 
ein eigenwilliger Querdenker. Er 
sagt, dass die Invasion in den Irak 
ein Verbrechen war. Er will nicht 
gegen Russland und China in den 
Krieg ziehen. Für uns heißt die 
Gefahr darum nicht Trump, son-
dern Hillary Clinton. Sie ist kei-
ne Querdenkerin. Sie verkörpert 
die Widerstandsfähigkeit und die 
Gewalt eines Systems, dessen viel 
gepriesener „Exzeptionalismus“ 
totalitär ist, manchmal nur mit ei-
nem liberalen Gesicht.

Der Tag der Präsidentenwahl 
rückt näher, Clinton wird als ers-
te weibliche Präsidentin bejubelt 

Artikel

B61-12 Nuclear Bomb Design (Foto: Federation of American Scientists)
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werden, ungeachtet ihrer Verbre-
chen und Lügen. Genauso, wie 
damals Barack Obama als ers-
ter schwarzer Präsident gefeiert 
wurde und die Liberalen seinen 
Unsinn mit der „Hoffnung“ ge-
schluckt haben – dasselbe Ge-
schwätz geht immer weiter.

Der Guardian-Kolumnist 
Owen Jones beschrieb Obama 
als „witzig, charmant, mit einer 
Coolness, die praktisch alle an-
deren Politiker in den Schatten 
stellt“. Einen Tag später schickte 
Obama Drohnen los und schlach-
tete 150 Menschen in Somalia ab. 
Für gewöhnlich töte er Menschen 
nur an Dienstagen, berichtete die 
New York Times, an jenen Tagen 
bekomme er nämlich immer eine 
Liste mit den Todeskandidaten der 
Drohnen. Wirklich cool …

In ihrer Wahlkampagne 2008 
drohte Hillary Clinton dem Iran 
mit „totaler Vernichtung“ durch 
Nuklearwaffen. Als Außenminis-
terin unter Obama nahm sie am 
Sturz der demokratischen Regie-
rung von Honduras teil. Die Betei-
ligung an der Zerstörung Libyens 
2011 war ihr sogar ein Vergnü-
gen: Als der libysche Staatführer 
Oberst Gaddafi öffentlich mit ei-
nem Messer anal penetriert wur-
de – ein Mord, der durch ame-
rikanische Logistik ermöglicht 
wurde –, da freute sich Clinton 
diebisch über seinen Tod: „Wir 
kamen, wir sahen, er starb.“ Eine 
von Clintons engsten Verbünde-
ten ist Madeleine Albright, die 
frühere Außenministerin. Sie hat 
jungen Frauen vorgeworfen, nicht 
für „Hillary“ zu stimmen. Dies ist 
dieselbe Madeleine Albright, die 
infamerweise vor laufender Ka-
mera den Tod einer halben Milli-
on irakischer Kinder feierte: „Das 
war’s wert!“

Zu Clintons größten Unter-
stützern gehören die Israel-Lob-
by und die Waffenschmieden, die 
die Gewalt im Nahen Osten an-
heizen. Clinton und ihr Mann ha-
ben von der Wall Street ein Ver-
mögen erhalten, und doch wurde 
sie dazu bestimmt, als Kandida-
tin der Frauen den bösen, super-
reichen Trump zu besiegen, den 
offiziellen Dämon. Zu ihren Un-
terstützerinnen zählen auch pro-

minente Feministinnen, solche 
wie Gloria Steinem in den USA 
und Anne Summers in Australien.

Eine Generation zuvor hatte 
ein postmoderner Kult namens 
„Identitätspolitik“ viele intelli-
gente und liberal gesinnte Men-
schen daran gehindert, sich die 
Ziele und die Personen näher an-
zuschauen, die sie unterstützten. 
Ergebnisse waren die gelungenen 
Täuschungen Clintons und Oba-
mas ebenso wie die vermeintlich 
progressive Syriza-Bewegung in 
Griechenland, die ihr Volk betro-
gen und sich mit dem Feind ver-
bündet hat. Die Selbstbezogen-
heit, eine Art „Ich“-Sucht, ist in 
den privilegierten westlichen Ge-
sellschaften zum dominierenden 
Zeitgeist geworden. Die großen, 
kollektiven Bewegungen gegen 
Krieg, soziale Ungerechtigkeit, 
Ungleichheit, Rassismus und Se-
xismus sind verschwunden.

Geht dieser lange Schlaf heu-
te vielleicht wieder seinem Ende 

entgegen? Die Jugend rührt sich 
wieder, Schritt für Schritt. Tau-
sende in Großbritannien, die Je-
remy Corbyn als Labour-Führer 
unterstützen, sind Teil dieses Er-
wachens, ebenso jene, die sich ver-
sammeln, um Senator Bernie San-
ders zu unterstützen. Allerdings 
hat Jeremy Corbyns engster Ver-
bündeter, sein Kandidat für das 
Amt des Finanzministers John 
McDonnell, letzte Woche zuge-
sagt, dass auch eine Labour-Re-
gierung die Schulden der räube-
rischen Banken übernehmen und 
mit der prinzipiellen Austeritäts-
politik fortfahren werde. Und in 
den USA versprach Bernie San-
ders, Clinton zu unterstützen, falls 
sie nominiert werden sollte. Auch 
hat Sanders, wann immer er es in 
der Vergangenheit „gerechtfer-
tigt“ fand, für den Einsatz von 
Gewalt gegen andere Staaten ge-
stimmt. Und schließlich findet 
auch Sanders, dass Obama „ei-
nen großartigen Job“ gemacht 

habe. In Australien regiert eine 
Art Begräbnispolitik, in den Me-
dien werden nervtötende parla-
mentarische Spielchen vorgeführt, 
während Flüchtlinge und Urein-
wohner verfolgt werden und die 
Ungleichheit wächst, zusammen 
mit der Kriegsgefahr. Die Regie-
rung von Malcolm Turnbull hat 
gerade einen sogenannten Ver-
teidigungsetat von über 195 Mil-
liarden Dollar vorgelegt, der die 
Zeichen auf Krieg stellt. Es gab 
keine Debatte, nur Schweigen.

Was ist aus der großen Traditi-
on direkter Aktionen des Volkes 
geworden, jenseits aller Partei-
en? Wo sind der Mut, die Fanta-
sie und das Engagement, die es 
braucht, um die lange Reise in 
eine bessere, eine gerechte und 
friedliche Welt zu beginnen? Wo 
sind die Dissidenten in der Kunst, 
im Film, im Theater oder in der 
Literatur? Wo sind jene, die das 
Schweigen durchbrechen? Oder 
wollen wir warten, bis die erste 
Atomrakete startet?

Artikel

US-Übung, Codename „Talisman Sabre (Foto: RT.com)

Autor:
John Pilger
ist ein aus-
tralischer 
Journalist und 
Dokumentar-
filmer. Von 
1963 bis 1986 
war Pilger Lei-
ter der Auslandsredaktion des 
„Daily Mirror“. Seitdem arbei-
tet Pilger als freier Journalist. 
Mit zahllosen Journalismus-
Preisen ausgezeichnet, gehört 
Pilger zu den prominentesten 
englischsprachigen Journalis-
ten. Quelle: Wikipedia

www.johnpilger.com
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meinung

Vielen Dank, Präsident Obama! 
Italien wird sein Engagement 

für die nukleare Sicherheit mit gro-
ßer Entschlossenheit fortsetzen.“ 
Dies twitterte der italienische Premi-
er Matteo Renzi im April nach sei-
ner Teilnahme am Atomsicherheits-
gipfel in Washington. „Der Wild-
wuchs und der potenzielle Einsatz 
von Atomwaffen“, hatte Obama in 
seiner Präsentation auf diesem Gip-
fel erklärt, „stellen die allergrößte 
Bedrohung für die weltweite Sicher-
heit dar. Aus diesem Grund habe 
ich mich schon vor sieben Jahren 
in Prag gegen eine Weiterverbrei-
tung von Atomwaffen eingesetzt.“

Zu dem Zeitpunkt, zu dem Ob-
ama dies erklärte, lieferte die Fe-
deration of American Scientists 
(FAS) ganz andere Nachrichten, 
nämlich über die Entwicklung der 
neuen US-Atombombe „B61-12“, 
die dazu bestimmt ist, die von den 
USA in Deutschland, Italien, Belgi-
en, den Niederlanden und der Tür-
kei eingelagerten „B61“-Bomben zu 
ersetzen. Aktuell laufen Testreihen, 
die „B61-12“ mit einer Anti-Bun-
ker-Kapazität auszurüsten, um bei 
einem nuklearen Erstschlag durch 
eine Tiefenexplosion Kommando-
zentren und andere unterirdische 
Strukturen zerstören zu können. Für 
den Einsatz dieser neuen, präzisions-
gelenkten Atombomben mit varia-
bler Sprengkraft stellt Italien nicht 
nur die Basen von Aviano (Friuli) 
und Ghedi-Torre (Brescia) zur Ver-
fügung, sondern sogar die Piloten, 
welche für nukleare Angriffe unter 
US-Kommando trainiert sind. Beleg 
dafür ist die von der FAS bestätigte 
Präsenz des 704. „Munitions Sup-
port Squadron (MUNNS)“ in Ghedi, 
eine von vier Einheiten der US-Air-
Force, die in vier europäischen Ba-
sen stationiert sind, „wo US-Atom-
waffen dazu bestimmt sind, von den 
Bombern des Gastlandes ins Ziel 
getragen zu werden“. 

Eine Bestätigung dieser Tatsa-
chen von US-amerikanischer Seite 
findet sich auch im „Bulletin of the 
Atomic Scientists“ (thebulletin.org), 
das eine der verlässlichsten Quel-
len zum Thema Atomwaffen dar-
stellt und am 2. März 2016 schreibt: 
„Den belgischen, niederländischen 
und gegebenenfalls auch den türki-
schen Luftstreitkräften (mit F16-

Flugzeugen) sowie den deutschen 
und italienischen Luftstreitkräften 
(mit PA-200 Tornado-Flugzeugen) 
ist ein Atomangriff mit US-Atom-
waffen übertragen worden [‚are as-
signed nuclear strike missions with 
US nuclear weapons‘]. Unter norma-
len Umständen werden diese Waffen 
durch US-Air-Force-Personal kont-
rolliert, bis ihr Kriegseinsatz durch 
den US-Präsidenten autorisiert und 
die NATO bestätigt worden ist [‚un-
til their use is authorized by the US 
president and approved by NATO in 
a war‘].“ [1]

Auf diese Weise finden sich 
Deutschland, Italien, Belgien, die 
Niederlande und die Türkei, die of-
fiziell allesamt keine Atommächte 
sind, in der ersten Reihe der Kampf-
zone und im Falle einer atomaren 
Konfrontation zwischen USA/
NATO und Russland in potenziel-
le Ziele verwandelt. Eine Konfron-
tation, die mit dem Roll-Out der 
neuen US-Atombomben in Europa 
noch um ein Vielfaches gefährlicher 
wird, da die neuen Bomben dazu 
gedacht sind, die atomare Hemm-
schwelle abzusenken. In der New 
York Times warnten bereits die un-
terschiedlichsten Experten davor, 
dass diese viel exakteren Atomwaf-
fen die Verlockung ihres Einsatzes 
drastisch erhöhten, insbesondere als 
Erstschlagswaffen.

Angesichts der wachsenden 
Gefahr und des politisch-medialen 
Blackouts zu diesem Thema ge-
nügen pauschale Appelle und Lip-
penbekenntnisse zur nuklearen Ab-
rüstung nicht mehr, da sie sich als 
allzu leichtes Terrain für Demago-

gen erwiesen haben. Wir erinnern 
uns: 2009 hatte Präsident Obama in 
Prag noch behauptet, „die Vision ei-
ner Welt ohne Atomwaffen verwirk-
lichen“ zu wollen, tatsächlich aber 
hat er ein Atomwaffen-Modernisie-
rungsprogramm in Höhe von etwa 
einer Billion Dollar gestartet. [2]

Dass Deutschland, Italien, Belgi-
en, die Niederlande und die Türkei 
mit der Lagerung und der Vorberei-
tung des Einsatzes von Atomwaf-
fen den 1975 ratifizierten Atom-
waffensperrvertrag brechen, muss 
in breitester Öffentlichkeit ange-
prangert werden: „Jeder Nichtkern-
waffenstaat, der Vertragspartei ist, 
verpflichtet sich, Kernwaffen oder 
sonstige Kernsprengkörper oder die 
Verfügungsgewalt darüber von nie-
mandem unmittelbar oder mittelbar 
anzunehmen, Kernwaffen oder sons-
tige Kernsprengkörper weder herzu-
stellen noch sonstwie zu erwerben 
und keine Unterstützung zur Her-
stellung von Kernwaffen oder sons-
tigen Kernsprengkörpern zu suchen 
oder anzunehmen.“ [3]

In der Berufung auf diesen Ver-
tragstext liegt eine konkrete Hand-
lungsmöglichkeit, die nukleare Es-
kalation zu entschärfen und einen 
Schritt in Richtung der Abschaf-
fung von Atomwaffen zu gehen. Wir 
müssen von unseren Regierungen in 
Deutschland, Italien, Belgien, in den 
Niederlanden und in der Türkei die 
Einhaltung des Atomwaffensperr-
vertrages einfordern, was zugleich 
bedeutet, die USA dazu zwingen, 
jegliche Atomwaffen aus unseren 
Ländern abzuziehen, anstatt neue 
„B61-12“-Bomben zu installieren. 

Wo sind die Abgeordneten in un-
seren Parlamenten, die dies vor-
bringen?

Atom-Bomben für Italien, 
Deutschland, Belgien, 
Niederlande und Türkei
Fünf offiziell atomwaffenfreie Staaten brechen aktuell den Atomwaffensperrvertrag, da sie 
US-Atombomben lagern und deren Einsatz trainieren. Diese Waffen sollen demnächst sogar noch 
modernisiert werden, obwohl Washington auf dem Atomgipfel „Nuclear Security Summit“ immer 
wieder behauptet, gegen eine Verletzung des Atomwaffensperrvertrages und sogar für die Vision 
einer atomwaffenfreien Welt einzutreten.   von Manlio Dinucci, Übersetzung Ralf Hesse
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meinung

Forscher, die Methoden der 
Herrschaft und der Macht in 

der heutigen Gegenwart untersu-
chen, geraten häufig in den Ver-
dacht, sogenannte Verschwörungs-
theoretiker zu sein. Dem liegt die 
Auffassung zugrunde, die Struk-
tur der Welt sei mittlerweile der-
art komplex, ökonomisch wie auch 
politisch, dass im Prinzip der Zu-
fall herrsche oder das Chaos, kei-
nesfalls aber eine Gruppe von we-
nigen mächtigen Personen.

Nun wird niemand ernsthaft 
bestreiten, dass es einige wenige 
sehr reiche und mächtige Men-
schen tatsächlich gibt. Auch ist 
klar, dass diese Leute ihren Reich-
tum ausdehnen und ihren Ein-
fluss festigen möchten. Ebenfalls 
unstrittig ist, dass sie zurzeit ei-
nen gewissen politischen Einfluss 
ausüben.

Viele Artikel und Kommen-
tare kritisieren zum Beispiel seit 
Jahren, dass Präsidentschafts- und 
Parlamentswahlen in den USA 
eher Versteigerungen gleichen, 
bei denen wohlhabende Spender 

eine Vorauswahl treffen, indem 
sie auf einzelne Kandidaten hohe 
Geldbeträge setzen, und aus die-
sen Politikern dann einige vom 
Volk wählen lassen, nachdem sie 
deren vermeintliche Vorzüge mit 
einem Millionenbudget und allen 
bekannten und unbekannten Mar-
ketingtricks den Bürgern vermit-
telt haben.

Das weiß man alles. Auch die 
wachsende Rolle der politischen 
Lobbyisten großer Konzerne ist 
kein Geheimnis und wird zumin-
dest ab und zu öffentlich themati-
siert. All dies würde niemand als 
Verschwörungstheorie bezeichnen.

Wie viel Macht haben 
die Reichsten?
Strittig ist bei den Theorien zur 
Rolle und zum Einfluss privater 
Geldmacht also eigentlich nicht, 
ob sie grundsätzlich stimmen oder 
nicht, sondern eher, inwieweit sie 
stimmen. Wie viel Macht haben 
die reichsten und bestvernetzten 
Milliardäre also wirklich? Wie 

üben sie diese aus? Und wie sind 
sie überhaupt an ihren Reichtum 
gelangt? Das sind die Fragen des 
sogenannten „Power Structure Re-
search“, der Elitenforschung, die 
ein wichtiger – und von Milliar-
dären eher selten geförderter – 
Zweig der Soziologie ist.

Zur wissenschaftlichen Me-
thodik gehört dabei die Theorie-
bildung. Ein Forscher muss eine 
Annahme formulieren, die es dann 
zu überprüfen gilt. Nimmt er etwa 
an, dass die Personen, die er un-
tersucht, sich zur Erreichung eines 
wirtschaftlichen oder politischen 
Ziels miteinander verabredet ha-
ben, ohne darüber die Öffentlich-
keit zu informieren, dann ist die-
se Annahme notwendigerweise 
und im Wortsinne eine Verschwö-
rungstheorie.

Damit haben nicht nur Eliten-
forscher zu tun, sondern noch viel 
häufiger Kriminalisten. Die Poli-
zei bezeichnet ihre eigenen Ver-
schwörungstheorien so harmlos 
wie zutreffend als „Ermittlungs-
hypothesen“. Ohne selbige könnte 

sie gar nicht arbeiten – zumindest 
dann nicht, wenn sie bei einem 
ungeklärten Fall von mehr als ei-
nem Täter ausgeht. Für eine Ver-
schwörung braucht es ja bekannt-
lich mindestens zwei.

Ermittlern wird während ih-
rer Ausbildung ausdrücklich bei-
gebracht, solche Theorien zu ent-
wickeln, und zwar nicht etwa von 
verrückten „Verschwörungspara-
noikern“ in dunklen Hinterzim-
mern, sondern von staatlich ge-
prüften Lehrern an öffentlichen 
Polizeihochschulen.

Es steht auch nicht in Zweifel, 
dass einige mächtige Menschen 
sich hin und wieder miteinander 
verschwören – aus für sie vorteil-
haften Gründen und in der Regel 
zum Schaden der Allgemeinheit. 
Niemand würde ernsthaft behaup-
ten, dass so etwas nie geschieht 
oder gar in der Geschichte über-
haupt noch nie geschehen wäre.

Gelegentlich, oft erst nach vie-
len Jahren, stellt sich ja heraus, 
dass solche heimlichen Abspra-
chen tatsächlich stattgefunden ha-
ben. Und die Annahmen, die dazu 
vorher kursierten, gelten daher 
später – logisch – als bewiesene 
Verschwörungstheorien oder „his-
torische Wahrheit“.

Verschwörungstheorie = 
„paranoider Unsinn“?
So weit ist alles klar. Trotzdem, 
und für den Beobachter ein we-
nig rätselhaft, geistert der Begriff 
„Verschwörungstheorie“ seit vie-
len Jahren mit einer ganz eigenen 
Bedeutung durch die Medien und 
den öffentlichen Raum. Wer ihn 
benutzt – oft sind es Journalisten, 
Wissenschaftler oder Politiker –, 
der meint damit in der Regel so 
etwas wie „absurde Behauptung“, 
„paranoider Unsinn“ oder „dum-
mes Gerücht“.

Wie aber kommt es zu dieser 
pauschalen Abwertung des Begrif-
fes, wo doch jeder weiß, dass Ver-
schwörungen eine ganz normale 
und alltägliche Sache sind? War-
um werden entsprechende Theo-
rien also nicht jedes Mal sorgfäl-
tig auf ihre Stichhaltigkeit geprüft, 
sondern stattdessen pauschal ab-
gelehnt?

Die Sache mit den
Verschwörungstheorien
Sind Verschwörungstheorien immer Unsinn? Und woher kommt eigentlich diese Annahme? 
Ein Erklärungsversuch  von Paul Schreyer
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Es liegt nahe anzunehmen, 
dass dies etwas mit ihrer Nähe 
zur Macht zu tun hat. Verschwö-
rungstheorien behandeln ja selten 
die Zutaten von Kochrezepten oder 
andere Fragen des täglichen Le-
bens, sondern sie spekulieren in 
der Regel über gesellschaftliche 
Macht. Meist geht es darin um eine 
verdeckte Form solcher Macht, oft 
um eine, die es der herrschenden 
Meinung zufolge gar nicht gibt.

Daher stellen Verschwörungs-

theorien regelmäßig das Selbstbild 
einer demokratischen Gesellschaft 
infrage. Sie sind dann Ausdruck 
eines bösen Verdachts: Sind wir 
womöglich gar keine Demokra-
tie? Entscheiden eigentlich ganz 
andere als die gewählten Politi-
ker? Werden Kriege inszeniert? 
Steckt die amerikanische Regie-
rung hinter den Anschlägen vom 
11. September 2001?

Tauchen solche Fragen in der 
Öffentlichkeit auf, dann entsteht 
zunächst einmal Verunsicherung, 
die bedrohlich auf den Einzelnen 
wirkt. Und oft folgt darauf schon 
im Bruchteil einer Sekunde, qua-
si als Reflex, die Einordnung als 
„Verschwörungstheorie“, die als 
„Unsinn“ abgelehnt wird. Damit 
ist das Thema dann erst einmal er-

ledigt. Über „dumme Verschwö-
rungstheorien“ unterhalten sich 
ernsthafte und aufgeklärte Men-
schen schließlich nicht. Punkt.

Festhalten am  
beruhigenden Weltbild
Der Umgang mit Verschwörungs-
theorien hat sicherlich eine psy-
chologische Dimension. In der 
Regel geht es um Selbstschutz, 
um eine Art von Vergewisserung 

und um das Festhalten an einem 
Weltbild, das als positiv, beruhi-
gend und allgemein erwiesen be-
trachtet wird. Dieses Weltbild ist 
zwar individuell unterschiedlich, 
doch lassen sich bestimmte ge-
meinsame Elemente erkennen, 
die man so formulieren könnte:

‚Wir leben in einer modernen 
und aufgeklärten Gesellschaft. 
Unser Staat hat zwar Mängel, ist 
im Kern aber demokratisch or-
ganisiert. In Politik und Medien 
herrscht Meinungsvielfalt. Alle 
Probleme können innerhalb des 
bestehenden Systems gelöst wer-
den. Wir haben zwar Schwierig-
keiten, sind im Prinzip aber auf 
einem guten Weg.‘

Dieses Weltbild ist offenbar 
besonders verbreitet unter Reprä-

sentanten von Staat, Medien und 
Wissenschaft. Je höher die Funk-
tion des Einzelnen, desto gefes-
tigter scheint es zu sein – so zu-
mindest der subjektive Eindruck 
des Autors.

Ein Paradebeispiel, das jeder 
kennt, ist die alljährliche Neu-
jahrsansprache aus dem Bundes-
kanzleramt. Darin werden die oben 
genannten Glaubenssätze in einem 
stets freundlichen und geduldigen 
Ton in immer neuen Varianten vor-

getragen, lächelnd und hoffnungs-
voll, in einer Art nachweihnachtli-
cher Froher Botschaft. Ehemalige 
DDR-Bürger werden sich erinnern, 
dass vor dreißig Jahren ein ganz 
ähnliches Weltbild jeden Abend 
in der offiziellen Fernsehnach-
richtensendung „Aktuelle Kame-
ra“ präsentiert wurde.

Nicht, dass die Menschen, die 
einer solchen Weltanschauung an-
hängen, dumm wären oder völ-
lig unkritisch gegenüber gesell-
schaftlichen Problemen. Ganz im 
Gegenteil – oft sind sie intelligent 
und sprechen auch intensiv über 
Fehler und Konflikte. Kritische 
Debatten werden ja nahezu unab-
lässig geführt. Anne Will, Frank 
Plasberg und Sandra Maischber-
ger lassen grüßen.

Nur, und das ist die Einschrän-
kung, dürfen die Konflikte offen-
bar nicht das wohlgefügte Funda-
ment des beschriebenen Weltbildes 
infrage stellen. Da ist die Gren-
ze, die „rote Linie“ erreicht. Wer 
sie überschreitet, der verlässt den 
Rahmen des Akzeptierten. Er wird 
zum Störer und Ärgernis. Und 
dann ist auch schnell Schluss mit 
lustig. Die lauten und drängenden 
Zweifel vieler Verschwörungsthe-
orien werden als Vergiftung des 
gesellschaftlichen Klimas wahr-
genommen, umso mehr, wenn sie 
auf fruchtbaren Boden in der Be-
völkerung fallen.

Gibt es politische Tabus?
Interessanterweise wird die Exis-
tenz roter Linien oder politischer 
Tabus zugleich abgestritten. An-
geblich gibt es sie gar nicht. Was 
stimmt nun? Wahr ist, dass man 
die Grenzen des Akzeptierten in 
der Debatte erst dann bewusst 
wahrnimmt, wenn man sich ih-
nen nähert.

Die rote Linie ist kein Sperr-
zaun, sondern eher eine Fahrbahn-
markierung. Man kann sie mühe-
los überqueren, bleibt dann aber 
schnell im Straßengraben hängen 
und steht zudem noch unter Ver-
dacht, betrunken oder auf andere 
Art unzurechnungsfähig zu sein.

Daher wird die rote Linie von 
vielen auch nicht als problemati-
sche Beschränkung wahrgenom-
men, sondern eher als Ausdruck 
des gesunden Menschenverstan-
des. Ein Autofahrer käme doch 
im Traum nicht auf die Idee, die 
Straße zu verlassen. Wozu auch? 
Abseits des Asphalts kommt man 
schließlich kaum mehr voran. Oft 
wird man sogar zum Unfallopfer.

Außerdem fahren alle anderen 
doch auch auf der Straße und hal-
ten sich an die Markierung. Wie 
bitte, die Straße führt in die fal-
sche Richtung? Ach was, das ist 
eine Verschwörungstheorie. Und 
man weiß ja, wohin so etwas führt: 
Jeder weiß, dass die Verschwö-
rungstheoretiker keine Karriere 
machen, ständig Unfälle haben 
und daher kaum als Orientierung 
taugen. Weiter geht’s, geradeaus!

Anders ausgedrückt: Zweifel 
am System werden vom System 

meinung

Der Begriff „Vershwörungstheoretiker“ wurde von der CIA in 1963 erfunden, um einer „neuen Welle“ von 
Büchern und Artikeln über den Mord von Präsident John F. Kennedy entgegenzusprechen (Abbildung vom CIA 
Document #1035-960, 1976 freigegeben)
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nicht belohnt. Daher wird es mit 
fortschreitendem Alter der jewei-
ligen Gesellschaftsstruktur auch 
immer schwieriger, intern Zwei-
fel zu äußern. Die Menschen, die 
das in der Vergangenheit taten, 
hatten offenkundig wenig Erfolg 
oder haben vielleicht sogar ihren 
Job verloren. Sie dienen somit als 
mahnendes Beispiel für die Nach-
geborenen, die sich daher umso 
gründlicher an die Fahrbahnmar-
kierung halten.

Der gesunde Menschenverstand 
ist eben kein festes Maß, sondern 
ein höchst relatives Konstrukt. Er 
bezieht sich immer auf genau das 
System, in dem man lebt und das 
man akzeptiert. Er kann nicht ver-
nünftiger sein als dieses System.

Verschwörungstheoreti-
ker Edward Snowden
War es gesunder Menschenver-
stand, als Edward Snowden alles 
riskierte, was er besaß, um die 
Öffentlichkeit über eine flächen-
deckende Geheimdienstüberwa-
chung zu informieren? Nein, wohl 
kaum. Snowden folgte nicht dem 
gesunden Menschenverstand. Er 
tat etwas völlig anderes: Er ver-
ließ das System.

Snowden war im Grunde ein 
Verschwörungstheoretiker, der 
seine These mit überprüfbaren 
Fakten belegen konnte. Die Ver-
schwörung, von der er sprach, ist 
offenkundig real. Sie dauert sogar 
an, auch wenn sie nun den Schutz 
der Geheimhaltung verloren hat.

Was sagt uns das eigentlich 
über die Gegenwart? Was heißt 
es, wenn eine Verschwörung zum 
Schaden der Mehrheit weiter um-
gesetzt werden kann, nachdem 
(!) sie enthüllt wurde? In welcher 
Art von Gesellschaft ist so etwas 
möglich?

Die Sache mit den Verschwö-
rungstheorien ist offenbar ver-
zwickt und die Geschichte des Gel-
des scheint, genau wie Geschichte 
überhaupt, nicht ohne sie erklär-
bar zu sein. Immer geht es auch 
um Macht, Verschwörungen und 
Herrschaft.

Doch weiterhin existiert eben 
auch der gegenläufige Glaube. 
Demzufolge gibt es in heutiger 

Zeit keine Programme mehr zur 
Durchsetzung maßloser Macht-
ansprüche von Einzelnen, keine 
Verabredungen Geldmächtiger 
zum Zwecke der Täuschung der 
Mehrheit, sondern nur ein willen-
loses globales Chaos ohne wirk-
liches Zentrum, ein unbestimm-
tes Auf und Ab des Schicksals, in 
dem der Milliardär zwar Geld ver-
dienen will, sich dazu aber nicht 
heimlich mit anderen verabredet.

Hinter dieser Überzeugung 
steckt das diffuse Bewusstsein, 
dass der „moderne Mensch“, wenn 
man ihn einmal so nennen will, 
zwischen Smartphone, Facebook 
und Online-News längst alles wis-
se, was er wissen müsse, um die 
Welt zu verstehen. Schließlich 
funktioniert ja alles.

Das Auto rollt, der Supermarkt 
hat geöffnet und bei immer realis-
tischer werdenden Computerspie-
len lässt es sich prima abschalten. 
Man kann in den Urlaub fliegen, 
für ein paar Hundert Euro nach 
London, Paris oder Rom. Und al-
les ist so transparent, sämtliche 
Daten online verfügbar, nichts 
scheint mehr geheim oder verbor-
gen. Die Warenwelt ist hell aus-
geleuchtet, jede Website strahlt in 
frischem Grün, warmem Orange 
oder beruhigendem Blau.

Bildbearbeitungsprogramme 
tilgen jeden Schatten und der mo-
derne Mensch erkennt sich am 
Ende wieder in der Klarheit des 
Grafikdesigns, das ihn umgibt, 
und in der Aufgeräumtheit des 
Ikea-Katalogs, aus dem er seine 
Wohnung bestückt – freundlich, 
offen und sachlich. Alles ist gut.

Nüchterne  
Alternativlosigkeit
Verschwörungstheorien aber – so 
sieht es mancher – sind vielleicht 
nur eine Ausrede von Verlierern 
der Globalisierung für ihr eigenes 
Scheitern. Dunkle Mächte sollen 
schuld sein am Versagen des In-
dividuums?

Der moderne Mensch weiß es 
besser. Er ist den Verlierern vor-
aus, versteht die Zusammenhänge 
und geht alten Mythen nicht auf 
den Leim. Meint er zumindest – 
und klickt sich dabei weiter durch 
ein Universum aus Produkten, Un-
terhaltung, Nachrichten und Geld-
geschäften, das andere für ihn ge-
schaffen haben.

Obwohl, das muss er manchmal 
privat schon zugeben, ihn die auf-
gedeckte globale Überwachungs-
verschwörung der NSA und ihrer 
Partnergeheimdienste beunruhigt 
und er sich hin und wieder beim 
Googeln dabei ertappt, darüber 
nachzudenken, ob die gerade 
eingetippten Suchbegriffe nicht 
doch irgendwo anders abgespei-
chert werden, zur späteren Aus-
wertung …

Was ist Zufall, was gesteuert? 
Die Ansichten darüber gehen aus-
einander. Doch hinter der Frage 
steckt am Ende mehr als nur ein 
Gegensatz zwischen „paranoider 
Verschwörungsgläubigkeit“ und 
„aufgeklärter Nüchternheit“. Ei-
gentlich geht es um den Blick auf 
die Veränderbarkeit der Welt.

Wer alles für Zufall oder unkal-
kulierbares Chaos hält, der sieht 
letztlich auch kaum Möglichkei-
ten, die Gesellschaft grundlegend 
anders zu gestalten. Wer eine ord-
nende Planung der großen Pro-
zesse als absurden Aberglauben 
bewertet, der wird auch kaum al-
ternative Visionen haben.

Was bleibt, sind begrenzte Re-
formen, Reparaturen am System. 
Die vermeintlich Nüchternen ent-
puppen sich so bei näherem Hinse-
hen als eigentlich Schicksalserge-
bene, die fast schon „gottgefällig“ 
dem Glauben an eine große Alter-
nativlosigkeit frönen.

Wer aber glaubt oder hofft, dass 
menschliche Entwicklung mehr ist 
als ein zufälliges Spiel des Schick-

sals, wer also an eine gemeinsa-
me, koordinierte Planung für das 
Leben in der Zukunft glaubt – 
und was ist das eigentlich ande-
res, als eine Definition des Wortes 
„Politik“? –, der hält es auch für 
möglich, das genau das längst ge-
schieht, offen wie verborgen, und 
häufig nicht im Sinne und zum 
Nutzen der Mehrheit.

meinung

Dieser Text wurde zuerst auf paul-
schreyer.wordpress.org unter der 
URL <https://paulschreyer.wordpress.
com/2016/03/05/die-sache-mit-den-
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Die Enthüllung der „Panama 
Papers“ hat sich wie ein Lauf-

feuer rund um den Globus verbrei-
tet. Kaum ein Medium, das nicht 
darauf verweist, dass es sich bei 
den 2,8 Terabyte Daten, 214.000 
Firmenadressen und insgesamt 
mehr als elf Millionen Dokumen-
ten um das „größte Datenleck“ der 
jüngeren Geschichte und damit 
um eine journalistische Sensati-
on ersten Ranges handelt.

Journalisten preschen bereits 
vor und behaupten, mit diesen Ent-
hüllungen sei ein großer Schritt 
zur Trockenlegung aller globalen 
Steueroasen für Superreiche und 
korrupte Machthaber getan. Auch 
die internationale Politik schließt 
sich an, entrüstet sich medienwirk-
sam, fordert Strafverfolgung und 
mahnt strenge Konsequenzen wie 
die Schließung weiterer Steuer-
schlupflöcher an.

Von langer Hand  
vorbereitet
Bei näherem Hinsehen stellt man 
allerdings fest, dass die Auswahl 
an Steuersündern zum einen recht 
einseitig ausfällt und zum ande-
ren außergewöhnlich gut in das 
Konzept der US-Regierung passt. 
So werden bisher nicht bestätigte 
Vorwürfe gegen das Umfeld von 
Wladimir Putin und die Toch-
ter des chinesischen Ex-Präsiden-
ten erhoben, während man unter 
den aufgeführten Steuersündern 
vergeblich nach einem einzigen 
US-amerikanischen Staatsbür-
ger sucht.

Bei der Enthüllung der Daten 
handelt es sich auch keinesfalls 
um eine journalistische Bombe, 
die über Nacht geplatzt ist, son-
dern um einen von langer Hand 
vorbereiteten Coup, bei dem nichts 
dem Zufall überlassen wurde: 400 
Journalisten von 100 Medienorga-
nisationen in rund 80 Ländern wa-
ren mehr als zwölf Monate lang 
mit der Auswertung der Daten 
beschäftigt.

Die US-Jagd nach  
Steuersündern
Da man getrost davon ausgehen 
kann, dass die betroffenen Medi-

en sich fest in der Hand interna-
tionaler Investoren befinden, soll-
te man von den „Panama Papers“ 
keine Enthüllungen erwarten, die 
der internationalen Finanzelite ge-
fährlich werden könnten.

Was aber steht dann hinter 
der Veröffentlichung dieser 
angeblich so brisanten Infor-
mationen? 

Die Frage beantwortet sich von 
selbst, wenn man die Politik der 
USA gegenüber den größten Steu-
eroasen der Welt in den vergange-
nen Jahren näher betrachtet.

Vor allem seit der Jahrtausend-
wende hat die amerikanische Re-
gierung nichts unversucht gelas-
sen, um an das Geld ihrer eigenen 

steuerhinterziehenden Bürger he-
ranzukommen. So hat der US-
Kongress 2010 das Fatca-Gesetz 
(Foreign Account Tax Compliance 
Act) verabschiedet, das außerhalb 
der USA gelegene Finanzinstitute 
dazu zwingt, alle Kontodaten von 
US-Bürgern an die US-Steuerbe-
hörde IRS (Internal Revenue Ser-
vice) zu melden.

Unter anderen gerieten die 
Schweiz, Luxemburg, Monaco, 
Zypern Singapur und die Cay-
man Islands ins Visier der US-
Justiz. Inzwischen haben zahl-
reiche Schweizer Banken nach 
Strafzahlungen in Milliardenhö-
he das Angebot der USA auf ei-
nen Verzicht der Strafverfolgung 
angenommen, ihre Taktiken zur 
Steuerhinterziehung offengelegt 

und damit das Ende des Schwei-
zer Bankgeheimnisses besiegelt.

Die Doppelstrategie der 
US-Regierung
Das Ergebnis der amerikanischen 
Härte war allerdings eher ernüch-
ternd: Die Gelder flossen im gro-
ßen Stil aus den alten in neue Steu-
eroasen. Deshalb suchten die USA 
nach einem neuen Weg, um an das 
Geld von Steuerflüchtlingen her-
anzukommen, und änderten die 
eigene Taktik: Im Rahmen der 
G 8 und der G 20 spielten sie die 
eigene Macht aus und erwirkten, 
dass deren Mitglieder und die der 
OECD (Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung) einem Abkommen 

Was steckt hinter den 
„Panama Papers“?

Journalisten behaupten, mit diesen Enthüllungen wäre ein großer Schritt zur Trockenlegung 
aller globalen Steueroasen für Superreiche und korrupte Machthaber getan. Bei näherem Hin-
sehen stellt man allerdings fest, dass die Auswahl an Steuersündern zum einen recht einseitig 
ausfällt und zum anderen außergewöhnlich gut in das Konzept der US-Regierung passt.

Von Ernst Wolff

Dieses Bild wurde von T-Online gezeigt als Illustration zum Panama Papers Bericht. Überschrift: „Panama 
Papers“ belasten diese neun „Top Player“ – die Auswahl an Steuersündern ist aber viel größer und weltweit.
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über den Automatischen Informa-
tionsaustausch (AIA) zustimmten.

In diesem Abkommen ver-
pflichten sich fast 100 Staaten, 
gegenüber ausländischen Steuer-
behörden die Vermögensverhält-
nisse der eigenen Staatsbürger of-
fenzulegen. Nur wenige Länder 
haben dieses Abkommen nicht 
unterzeichnet – Bahrain, Nauru, 
Vanuatu … und die USA selbst.

In anderen Worten: Die USA 
haben die ganze Welt mit Nach-
druck zur Offenlegung des Steu-
ergeheimnisses gedrängt, die dazu 
durchgesetzten Vorschriften selbst 
aber nicht übernommen. Und das 
ist nicht alles: In den vergangenen 
Jahren haben sie vier ihrer Staaten 
in wahre Steuerparadiese für in-
ternationales Kapital verwandelt.

Das neue Steuer- 
paradies USA
So galt der Staat Delaware bereits 
seit Langem als idealer Platz zur 
Steuervermeidung und zur Ein-
richtung von Briefkastenfirmen. 
Dort sind, wie die New York Times 
2013 ermittelte, in einem einzi-
gen Haus in Wilmington 285.000 
Gesellschaften ansässig. Sämtli-
che Dax-Unternehmen wie auch 
die Deutsche Bank und interna-
tionale Giganten wie Apple und 
Coca-Cola nutzen die Steuervor-
teile und die Verschwiegenheit 
der Behörden.

Aber nicht nur Delaware, son-
dern auch South Dakota und Wy-
oming zählen inzwischen zu den 
US-Plätzen, in denen ein unein-
geschränktes Bankgeheimnis gilt 
und in die seit einiger Zeit Milli-
arden aus aller Welt fließen.

Die Genfer Vermögensbera-
tung Cisa Trust, die ultrareiche 
Südamerikaner berät, ist ebenso 
nach South Dakota gezogen wie 
Trident Trust, einer der weltgröß-
ten Anbieter von Offshore-Konten, 
der der Schweiz und den Cayman 
Islands den Rücken gekehrt hat.

Und noch ein Staat ist inzwi-
schen hinzugekommen: Nevada. 
Hier hat die Schweizer Rothschild-
Bank 2013 in Reno eine Filia-
le eröffnet, die sich um die Ver-
mögen ultrareicher Familien aus 
aller Welt kümmert und sich die 

weltweit wohl einmaligen Vor-
schriften für Geschäftsfirmen zu-
nutze macht: keine Stammkapital-
pflicht, keine Buchführungs- und 
Bilanzierungspflicht, keine Auf-
bewahrungspflicht für Belege und 
Nachweise zur Mittelverwendung 
und – bei entsprechender anwalt-
licher Beratung – keine Betriebs-
prüfungen.

Die USA haben es also nicht 
nur geschafft, den Rest der Welt 
zu zwingen, ihnen bei der Jagd auf 
eigene Steuersünder zu helfen, son-
dern den übrigen Staaten der Welt 

auch noch deren Steuersünder ab-
spenstig gemacht und so für den 
Zustrom riesiger Summen ins ei-
gene Land gesorgt. Damit haben 
sie zwei Fliegen mit einer Klap-
pe geschlagen: Sie haben die Kon-
kurrenz empfindlich geschwächt 
und dazu beigetragen, dass der Zu-
strom von Milliarden von Dollar 
ins eigene Land die eigene Zah-
lungsbilanz aufbessert und den 
kränkelnden Dollar – zumindest 
vorübergehend – stützt.

Warum dann aber noch die Ver-
öffentlichung der „Panama Pa-

pers?“ Mithilfe der „Panama Pa-
pers“ wird nun dieser Strom noch 
zusätzlich befördert, und zwar 
durch die Zurückhaltung von In-
formationen: Welcher Ultra-Rei-
che und welcher Politiker weiß 
schon, ob er nicht auch noch in 
irgendeiner Liste auftaucht? Was 
wird er tun, um seinen Kopf aus 
der Schlinge zu ziehen? Vermut-
lich wird er sein Vermögen so 
schnell wie möglich in das neue 
Steuerparadies USA transferie-
ren …

Und ganz nebenbei dienen 
die „Panama Papers“ auch noch 
dazu, bisher nicht belastete un-
liebsame Politiker und Konkur-
renten auf dem Finanzmarkt unter 
Druck zu setzen, denn von einem 
kann man wohl ausgehen: Die 
Zahl führender Persönlichkeiten, 
die angesichts der angekündigten 
Veröffentlichung zusätzlicher In-
formationen derzeit gut schlafen 
können, weil sie sich in der Ver-
gangenheit nichts haben zuschul-
den kommen lassen, dürfte sich in 
Grenzen halten.

Dieser Text wurde zuerst am 5. 
April 2016 auf kenfm.de unter der URL 
<https://kenfm.de/was-steckt-hinter-
den-panama-papers/> veröffentlicht 

(Lizenz KenFM)

Autor:
Ernst Wolff
1950 gebo-
ren, wuchs in 
Südostasien 
auf, ging in 
Deutschland 
zur Schu-
le und stu-
dierte in den USA. Er arbeitete 
in diversen Berufen, u.a. als 
Journalist, Dolmetscher und 
Drehbuchautor. Die Wechsel-
beziehung von Wirtschaft und 
Politik, mit der er sich seit 
vier Jahrzehnten beschäftigt, 
ist für ihn gegenwärtig von 
höchster Bedeutung.

Nutze bitte dazu eines der folgenden  
Crowdfunding-Konten:
Bank: GLS Bank, IBAN: DE54 4306 0967 1168 5797 01,  
Kontoinhaber: Tommy Hansen, BIC: GENODEM1GLS,  
Verwendungszweck: FREE21
oder Paypal-Konto: tommy.hansen@free21.org
Für Deine Unterstützung bedanken wir uns sehr!

Unterstütze
und hilf uns, noch 
besser zu werden!

<http://
www.free21.
org/?p=21908>

Screenshot aus dem Video The Panama Papers: An Introduction des Inter-
national Consortium of Investigative Journalists.
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Einen Tag nach Christi Him-
melfahrt (der Karlspreis wird 

sonst üblicherweise an diesem Tag 
in Aachen verliehen) wurde in der 
besonders prächtigen Sala Regia 
des Vatikan Papst Franziskus der 
Karlspreis für seinen Einsatz in 
„Menschenwürde, Freiheitsrech-
te, Barmherzigkeit“(1) überreicht.

Dieser Preis gilt seit 1950 für 
die europäische Politelite als eine 
der bedeutendsten Ehrungen (2002 
wurde sogar der Euro ausgezeich-
net). Namensgeber ist Kaiser Karl 
der Große (742-814), der Ende des 
achten Jahrhunderts Aachen zu 
seiner Lieblingspfalz wählte. Er 
wird heute unreflektiert als erster 
Einiger Europas gefeiert. In der 
Vergangenheit sahen sich jedoch 
die beiden größten Zerstörer Eu-
ropas – Napoleon Bonaparte und 
Adolf Hitler – als Erben und Voll-
strecker Karls des Großen.

In seiner Dankesrede beklag-
te der Heilige Vater die heutigen 
Zustände. Er sprach von einem 
Europa, das sich verschanze, und 
stellte folgende Fragen: „Was ist 
los mit dir, humanistisches Eu-
ropa, du Verfechterin der Men-
schenrechte, der Demokratie und 
der Freiheit? Was ist los mit dir, 
Europa, du Heimat von Dichtern, 
Philosophen, Künstlern, Musikern, 
Literaten? Was ist los mit dir, Eu-
ropa, du Mutter von Völkern und 
Nationen, Mutter großer Männer 
und Frauen, die die Würde ihrer 
Brüder und Schwestern zu vertei-
digen und dafür ihr Leben hinzu-
geben wussten?“(2)

Dann rief der Papst dazu auf, 
sich an die Gründerväter eines 
vereinten Europa zu erinnern: 

Namentlich erwähnte Franzis-
kus Konrad Adenauer und Al-
cide de Gasperi und zitierte so-
gar den damaligen französischen 
Außenminister Robert Schuman: 
Europa werde durch die „Solida-
rität der Tat“ geschaffen. „Gera-
de jetzt, in dieser unserer zerris-
senen und verwundeten Welt, ist 
es notwendig, zu dieser Solidari-
tät der Tat zurückzukehren, zur 
selben konkreten Großzügigkeit, 
die auf den Zweiten Weltkrieg 
folgte“. Die Gründungsväter, so 
Franziskus, hatten die Kühnheit, 
„nicht nur von der Idee Europa zu 
träumen, sondern wagten, die Mo-
delle, die bloß Gewalt und Zerstö-
rung hervorbrachten, radikal zu 
verändern.“(3)

US-Militärdoktrin:  
„Win in a complex 
World 2020–2040“  

War es wirklich so? Sollten dem 
Heiligen Vater die wahren Zusam-
menhänge unbekannt sein?

Schon im Jahr 1945 wurden die 
Weichen für die angloamerika-
nische Durchdringung Eurasiens 
gestellt. 2016 spitzt sich nun die 
Konfrontation mit Russland und 
China zu, die in der aktuellen US-
Militärdoktrin TRADOC 525-3-1 
mit dem lapidaren Titel „Win in a 
complex World 2020 -2040“ als 
Hauptbedrohung angegeben wer-
den. Die militärischen Vorbereitun-
gen – Auffüllen der NATO-Depots, 
Dislozierung von Militär an die 
russische Grenze sowie ständige 
Manöver – laufen auf Hochtouren. 
Diese Entwicklung geht bis auf das 
Kriegsende 1945 zurück: Anfang 
September 1945 beauftragte Tru-
man General Eisenhower mit der 
„Operation TOTALITY“. Mit 20 
bis 30 Atombomben sollten 20 so-
wjetische Industriestädte auf einen 
Schlag vernichtet werden. Derarti-
ge Pläne wurden ständig verfeinert.

Aus den Resten der Kriegskom-
mandostrukturen des Zweiten Welt-
kriegs wurde am 1.Januar 1947 im 
Osten Eurasiens das pazifische US- 
Militärkommando PACCOM und 

am 15. März 1947 im Westen Eu-
rasiens das europäische US-Mili-
tärkommando EUCOM installiert. 
Nur wenige Wochen später - am 5. 
Juni 1947 – umriss der damalige 
US-Außenminister Marshall das 
„European Recovery Program“ 
zur Wiederherstellung Europas. 
Für diesen Plan, der später nach 
ihm benannt wurde, erhielt er 1953 
den Friedensnobelpreis und 1959 
den Karlspreis. Auf der Medaille 
für George C. Marshall ist zu le-
sen: „für Verdienst um Wiederauf-
bau und Einigung Europas“. Der 
Marshall-Plan war in erster Linie 
dazu da, für den geplanten Krieg 
in Europa eine intakte Infrastruk-
tur bereit zu stellen – Marshall, 
vor dem Weltkrieg Leiter des US-
Kriegsplanungsamtes und ab dem 
1. September 1939 Chef des Verei-
nigten Generalstabs, war zeitlebens 
eingefleischter Soldat und dach-
te ausschließlich in militärischen 
und geostrategischen Kategorien.

Warum liegt den USA  
so viel an der Usur-
pation des eurasischen 
Kontinents? 
Grundlage ist eine geostrategi-
sche Theorie aus dem Jahr 1904, 
die „Herzland-Theorie“ von Hal-
ford John Mackinder: Wer das 
Herzland beherrscht (das Gebiet 
jenseits des Urals), beherrscht 
die Weltinsel (Eurasien), Wer die 
Weltinsel beherrscht, beherrscht 
die Welt. Zunächst mussten die 
USA als nichteurasische Macht 
die europäischen Staaten alle un-
ter einer Schutz-Ideologie gegen 

Was macht Seine Heiligkeit
im unheiligen Club?
Während der Papst in seiner Dankesrede für den Karlspreis fragt „„Was ist los mit dir, humanistisches Europa, du Verfech-
terin der Menschenrechte, der Demokratie und der Freiheit?“ stellt sich manch einem EU-kritischen Denker die Frage, ob 
es genau dieses von ihm beschriebene Europa überhaupt jemals gegeben hat. Ist das „Friedensprojekt Europa“ wirklich 
das, was sich die Menschen zu Recht davon versprechen? Wie kam es zur Gründung, welche Ziele wurden und werden mit 
der EU verfolgt? Die Antworten auf diese Fragen sind alles andere als erfreulich.

von Wolfgang Effenberger
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den „bösen Russen“ vereinen. Zu 
diesem Zweck wurde im Frühjahr 
1949 die Nordatlantische Vertrag-
sallianz gegründet. Zugleich wur-
de zielstrebig eine weitere Alli-
anz auf den Weg gebracht. Am 
9. Mai 1950 – fünf Jahre nach 
Kriegsende – hatte Robert Schu-
man die Erschaffung einer euro-
päischen „Gemeinschaft für Koh-
le und Stahl“ angekündigt – heute 
wird der 9. Mai alljährlich als „Eu-
ropa-Tag“ gefeiert. Laut der offizi-
ellen Version wurde dieser strate-
gische Plan für die Integration der 
deutschen und der französischen 
Kohle- und Stahlproduktion un-
ter völliger Geheimhaltung sogar 
vor dem französischen Staatspräsi-
denten Vincent Auriol samt seinen 
zuständigen Ministerien ausge-
handelt. Dass der deutsche Bun-
deskanzler Konrad Adenauer nur 
einige Stunden vorher von diesem 
Plan erfahren, ihm aber sofort zu-
gestimmt hat, gehört ebenso zur 
Legende von der Schöpfung eines 
einigen Europas. Die anderen Eu-
ropäer wurden ohnehin vor voll-
endete Tatsachen gestellt.

De Gaulles Verdienst  
um die deutsch-franzö-
sische Aussöhnung 
In diesem Zusammenhang er-
scheint es äußerst bemerkenswert, 
dass der spätere Staatspräsident 
General Charles de Gaulle (1959-
1969) als Gegenentwurf zum trans-
atlantisch eingebundenen Europa 
ein „Europa der Vaterländer“ favo-
risierte. De Gaulle hatte sich 1940 
nach der Niederlage Frankreichs 
nach London abgesetzt und dort 
die Freien Französischen Streit-
kräfte (FFL) aufgebaut. Der bri-
tische Premier Winston Churchill 
traute der Vichy-Regierung nicht 
und befahl die „Operation Cata-
pult“ zur Ausschaltung der fran-
zösischen Flotte. Am 3. Juli 1940 
wurden die im Hafen von Mers-
el-Kébir liegenden Kriegsschif-
fe versenkt. Über 1.000 franzö-
sische Seeleute fanden dabei den 
Tod. Am gleichen Morgen startete 
die „Operation Grasp“, bei der alle 
in britischen Gewässern befindli-
chen französischen Schiffe geka-
pert und beschlagnahmt wurden.

Es versteht sich, dass dadurch 
de Gaulles Vertrauen in die anglo-
amerikanische Politik nachhaltig 
erschüttert war und er misstrauisch 
die imperialen Ambitionen Groß-
britanniens und der USA verfolgte. 
Für ihn ging Europa „vom Atlan-
tik bis zum Ural“. In den beson-
deren Beziehungen Großbritan-
niens zu den USA sah de Gaulle 
eine Gefahr, weshalb er Großbri-
tanniens Beitritt zur Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft zu ver-
hindern suchte. Seine Distanz zur 
anglo-amerikanischen GEO-Stra-
tegie und sein vertrauensvolles 
Verhältnis zum deutschen Nach-
kriegskanzler Konrad Adenauer 
verhinderten eine Wiederholung 
der Politik Georges Clémenceaus, 
die das ohnehin schwierige Ver-
hältnis Frankreichs zu Deutsch-
land nach dem Ersten Weltkrieg 
vergiftet hatte. Konsequent zog er 
dann 1966 Frankreich aus der mi-
litärischen Kommandostruktur der 
NATO zurück. So kann de Gaul-
les Verdienst um die deutsch-fran-
zösische Aussöhnung nicht genug 
gewürdigt werden. 

Die Römischen Verträge 
– „Geburtsurkunde“ der 
Europäischen Union 
Churchill dagegen erhielt 1955 
den Karlspreis der Stadt Aachen: 
Auf seiner Medaille ist zu lesen: 
„Hüter menschlicher Freiheit – 
Mahner der europäischen Ju-
gend“. Nur zehn Jahre zuvor hat-
te Churchill am 7. Februar 1945 
auf der Konferenz von Jalta be-
merkt, dass schon 6 bis 7 Millio-
nen Deutsche getötet seien, „und 
bis Kriegsende werden es noch 

mehr sein, wahrscheinlich nicht 
weniger als 1 bis 1,5 Millionen“; 
weiter habe er erklärt, er schlage 
durchaus nicht vor, die Vernich-
tung der Deutschen einzustel-
len(4). Charles de Gaulle, dem es 
wirklich um ein einiges, kultur-
bewahrendes Europa ging, sucht 
man in der Liste der Karlspreis-
träger allerdings vergebens. Da-
für findet man aber einen Mann 
namens Walter Hallstein (1901-
1982). Als prominenter Anwalt 
war er Ende der 1930-er Jahre in 
die rechtliche und administrative 
Planung eines Nachkriegs-Euro-
pas unter der Kontrolle der Nazis 
und ihrer unternehmerischen Ver-
bündeten, des Öl- und Pharma-
Kartells „IG Farben“ involviert.

Am 25. März 1957 unter-
zeichneten die Regierungen der 
sechs Gründerstaaten Frank-
reich, Deutschland, Italien, Bel-
gien, Niederlande und Luxem-
burg in der Sala degli Orazi e 
Curiazi unter der segnenden 
Hand der Monumentalskulptur 
von Papst Innozenz X. (1644 – 
1655) die Römischen Verträge. 
Sie gelten als „Geburtsurkunde“ 
der Europäischen Union. Inno-
zenz hatte 1648 den Dreißigjäh-
rigen Krieg fortsetzen wollen und 
sich bis zuletzt gegen den West-
fälischen Frieden gewehrt. Hall-
stein war flexibel und setzte seine 
Nachkriegsplanungen unter an-
deren Vorzeichen fort. So steht 
auf seiner Medaille:„Karlspreis 
der Stadt Aachen 1961, Professor 
Walter Hallstein, Neues Europa 
freiwilliger Bindung“. Den Weg 
zum transatlantischen Europa be-
schreiben drei weitere Mai-Daten 
in den Jahren vor 1950:

14. Mai 1947, Gründung der 
Europäischen Einigungsbewegung 
(United Europe Movement); 

7. bis 10. Mai 1948, Haager 
Kongress, der die Gründung des 
Europarats vorbereitete, und 

5. Mai 1949, die tatsächliche 
Gründung des Europarats durch 
den Londoner Vertrag. 

NATO: „Die Russen  
draußen, die Amerika-
ner drin, die Deutschen 
unten …“ 
Mit der Gründung der Europäi-
schen Kohle- und Stahl Gemein-
schaft am 9. Mai 1950 wurde dann 
der erste Schritt zur Abschaffung 
der historischen Nationen Europas 
unternommen. Somit ist der Schu-
man-Plan nicht der Anfang der 
europäischen Konstruktion, son-
dern der Anfang der Destruktion 
der europäischen Nationen durch 
supranationale Institutionen. Drei 
Tage später begann die große Lon-
doner Konferenz, auf der Großbri-
tannien, Frankreich und die Verei-
nigten Staaten den aufziehenden 
Kalten Krieg besprachen. An die-
ser Stelle sei daran erinnert, wie 
der erste NATO-Generalsekretär 
Lord Ismay, der nur wenige Jah-
re vorher den Plan „Unthinkable“ 
(am 1. Juli 1945 Angriff mit 112 
Divisionen auf die Sowjetunion) 
zu verantworten hatte, die Motive 
für die NATO-Gründung formu-
lierte: „Die NATO ist geschaffen 
worden, um die Russen draußen 
zu halten, die Amerikaner drin zu 
halten und die Deutschen unten 
zu halten“ (5). Die Westbindung 
und die Militarisierung Westeu-
ropas unter der Hoheit der NATO 
ergab schnell ein ausbaufähiges 
Einheitsgefühl gegen denFeind 
im Osten, und unter dem Signum 
erhöhter Sicherheit konnten die 
USA die Abhängigkeit Europas 
immer weiter zementieren. 

Am 19. Dezember 1949 wurde 
der nächste Kriegsplan mit dem 
Namen„DROPSHOT“ gegen di-
eUdSSR und ihre Satelliten ver-
abschiedet. Natürlich sollte es so 
aussehen, als könne man nicht 
anders. Daher wurde schon 1949 
das offizielle Bedrohungsszenario 

Walter Hallstein neben Konrad Adenauer am 25. März 1957 zur Unter-
zeichnung der Römischen Verträge auf dem Kapitol, dem Herzen des 
alten Roms.
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so formuliert: „Am oder um den 
1. Januar 1957 ist den Vereinig-
ten Staaten durch einen Aggressi-
onsakt der UdSSR und/oder ihrer 
Satelliten ein Krieg aufgezwun-
gen worden.“ Doch daraus wur-
de nichts, denn die Sowjetunion 
schoss ihren Satelliten „Sputnik“ 
ins All, mit dem Truppenbewegun-
gen auf der Erde beobachtet wer-
den konnten – damit war DROP-
SHOT zu riskant geworden. Der 
„Sputnikschock“ löste im Westen 
fieberhafte Rüstungsanstrengun-
gen aus. 1953 hatte Thomas Mann 
die Neigung der US-Administra-
tion erkannt: 

„Europa als ökonomische Ko-
lonie, militärische Basis, Glacis 
im zukünftigen Atom-Kreuzzug-
gegen Russland zu behandeln, als 
ein zwar antiquarisch interessantes 
und bereisenswertes Stück Erde, 
um dessen vollständigen Ruin man 
sich aber den Teufel scheren wird, 
wenn es den Kampf um die Welt-
herrschaft gilt.“(6) 

Auch wirtschaftlich  
sollte Europa geteilt 
werden. 

Die am 9. Mai 1950 geschaffene 
europäische „Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl“ (EGKS) soll 
maßgeblich zwischen 1946 und 
1950 der französische Unterneh-
mer und Diplomat Jean Monnet 
(1888-1979) zusammen mit John 
Foster Dulles entworfen haben, 
mit dem ihn seit den Verhandlun-
gen in Versailles (1918/19) eine 
lebenslange politische und per-
sönliche Freundschaft verband. 
Bernard Baruch, im Krieg Leiter 
des „War Industrial Board“ (Rüs-
tungsamtes), und nach Kriegsen-
de Chefrepräsentant der US-Re-
parationskommission, überließ in 
Versailles viele der Diskussionen 
seinem Assistenten Dulles. Dieser 
hatte im Artikel 231 des Versail-
ler Vertrages die deutsche Kriegs-
schuld (Alleinschuld) juristisch 
ausformuliert, weshalb die erste 
deutsche Delegation unter Graf 
Brockdorff-Rantzau die Unter-
schrift verweigerte.(7)

Die endgültige Fesselung und 
Entdemokratisierung Westeuropas 

wird augenblicklich durch die Frei-
handelsabkommen TTIP, CETA 
und TiSA vorbereitet. 

1953 bekam Jean Monnet den 
Karlspreis der Stadt Aachen als 
Schöpfer der ersten souveränen 
übernationalen europäischen 
Institution. 1956 wurde er zum 
„Präsidenten des Aktionskomi-
tees für die Vereinigten Staaten 
von Europa“ernannt und war ein 
gern gesehener Gast auf den Bil-
derbergtreffen. In der Liste der 
bisher ausgezeichneten Personen 
finden sich auch Politiker, die sich 
vor Gericht zu verantworten hät-
ten. Da wären die Friedensnobel-
preisträger Bill Clinton 2000 „für 
Freiheit, Demokratie und Frieden“ 
(1999 völkerrechtswidriger Krieg 
gegen Jugoslawien) und Henry 
Kissinger 1987 „für Partnerschaft 
und Frieden“ (1973 Putsch in Chi-
le, Geheimer Krieg in Indochina) 
sowie Tony Blair 1999 „für Frie-
den und Zusammenwachsen in Eu-
ropa“ (1999 völkerrechtswidriger 
Krieg gegen Jugoslawien, 2001 
Afghanistan, 2003 Irak).

Kann Karl der Große als 
Vorbild für das heutige 
Europa taugen? 

Am Weihnachtsfest des Jahres 
800 krönte und salbte nach alt-
testamentlicher Sitte Papst Leo 
III. in der alten römischen Peters-
basilika den fränkischen Fürsten 
Karl zum römischen Kaiser und 
nannte ihn erstmals „Augustus“. 
Damit war die Tradition des west-
römischen Kaiserreichs wieder-
erwacht. Karls offizielle Anre-
de lautete nun: „Allergnädigster, 
erhabener, von Gott gekrönter, 

großer, friedebringender Kaiser, 
der das Römische Reich regiert 
und durch Gottes Barmherzig-
keit auch König der Franken und 
Langobarden ist“. Es war also kein 
deutsches oder fränkisches Reich 
entstanden, sondern das westliche 
Imperium Romanum.(9)

Somit kann rückblickend die 
Geschichte Karls des Großen nicht 
als Grundlage Europas gesehen 
werden.(10) Weder bei seinem Bio-
grafen Einhard(11), noch in den 
„Reichsannalen“(12) ist ein Wort 
über Europa zu finden.(13) Wie es 
scheint, waren es nicht die Fran-
ken, sondern vor allem gebildete 
Fremde, Iren und Angelsachsen, 
die von Europa sprachen.(14) Doch 
zu Karls Reich gehörten weder An-
gelsachsen, Basken, Bretonen, oder 
Iren, noch Skandinavier. Auch fei-
erte ihn kein Däne, Pole, Ungar, 
Grieche oder Russe, obgleich bei 
den Slawen sein Name zum Herr-
schertitel „Krol“ umgeformt wur-
de. Über 32 Jahre lang, bis 804, 
versuchten die Sachsen, sich der 
mit größter Härte durchgeführten 
Unterwerfungs- und Christianisie-
rungsfeldzüge Karls zu erwehren 
und damit eine Frankisierung zu 
verhindern. Unbewusst schienen 
sie die wahre Absicht dahinter zu 
erkennen: Ihre demokratischen, ja 
teilweise anarchistisch anmuten-
den Stammesstrukturen sollten 
zerschlagen werden.(15) 

Charlemagne:  
„Sachsenschlächter“ 
oder Kaiser Europas 

Erst im Zeitalter Napoleons soll-
ten die Vorstellungen von Europa 
kräftigere Konturen bekommen. 

Napoleon glaubte, ein neuer Karl 
zu sein, nachdem er die Lombardei 
erobert hatte: „Je suis Charlema-
gne.“ (16) Pflichtgemäß skizzierte 
1810 erstmals Friedrich Schlegel, 
der deutsche Romantiker, ange-
sichts der Allmacht Napoleons 
das Bild von Karl dem Europä-
er, dem „Gesetzgeber für das gan-
ze abendländische Europa“. (17) 
Schlegel sah in Europa eine Idee, 
der Karl die Gestalt eines „christ-
lichen Vereins aller abendländi-
schen Nationen“ verliehen hatte. 
In den Jahren des Wiener Kon-
gresses und der „Heiligen Alli-
anz“ erkannte der junge Historiker 
Leopold Ranke in Karl dem Gro-
ßen nicht allein den Vorgänger der 
Könige einzelner Reiche, sondern 
den „Patriarchen des Kontinents“. 

Sahen zunächst manche Nazi-
Historiker in Karl dem Großen 
nur einen barbarischen „Sachsen-
schlächter“, so änderte sich die-
se Einstellung nach den Siegen 
über Polen und Frankreich. Karl 
der Große gelangte nun zu der 
fragwürdigen Ehre, Namensge-
ber für die aus Freiwilligen beste-
hende 1. Französische SS-Waffen-
Grenadierdivision „Charlemagne“ 
(18) zu werden. In seinen Tischge-
sprächen im Führerhauptquartier 
warnte Hitler seinen Chefideolo-
gen Alfred Rosenberg, „einen He-
roen wie Karl den Großen nicht 
als Karl den Sachsenschlächter zu 
bezeichnen. Geschichte müsse im-
mer aus ihrer Zeit heraus verstan-
den werden“. (19) Für Hitler war 
Karl der Große der erste Einiger 
aller germanischen Stämme und 
der erste Schöpfer eines „Verei-
nigten Europas“.(20)

1943 stiftete Hitler vorzugswei-
se für Angehörige der SS-Divisi-
on Charlemagne einen Platzteller 
aus Sèvres-Porzellan; sein Dekor 
zeigte die bekannte Reiterstatuette 
Karls aus dem Louvre und trug die 
lateinische Inschrift: „Das Reich 
Karls des Großen / das seine En-
kel teilten / im Jahr 843 / vertei-
digt Adolph Hitler / gemeinsam 
mit allen Völkern Europas / im 
Jahr 1943“. (21) Die Europa-Po-
litik des braunen Regimes miss-
brauchte den großen Franken als 
integrierende Symbolgestalt für 
die eigene Machtchimäre. „Karl 

Blair und Straw unterzeichnen die Verfassung für Europa am 29. Oktober 
2004 in der Sala degli Orazi e Curiazi.(8)
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der Europäer“ überstand den Zu-
sammenbruch von 1945 unbescha-
det. Die beeindruckende Aachener 
Karls-Ausstellung des Europa-
rates von 1965 galt „dem ersten 
Kaiser, der Europa zu vereinen 
wusste“. (22) 

Im Jubiläumsjahr 2000 wur-
de Karl der Große mit einer Fül-
le von neuen Publikationen (23) 
sowie Ausstellungen und Festver-
anstaltungen (24) geehrt. Leopold 
Ranke sah Karls Verdienst darin, 
dass er alle romanisch-germani-
schen Nationen des Kontinents, 
sofern sie Christen waren oder 
wurden, vereinte und sie lehrte, 
wieder gegen die Feinde ostwärts 
entlang der Donau der Saale und 
Elbe sowie jenseits der Pyrenäen 
vorzurücken. (25) Für diese Art 
von Politik gibt Karl sicherlich ein 
hervorragendes Vorbild ab. An-
lässlich der Verleihung des Karls-
preises 2011 an Jean-Claude Tri-
chet für „Stabilität und Vertrauen 
für Europa“ – dabei hat er aus der 
EZB eine Bad Bank gemacht(26) 
– schrieb Peter Böhringer einen 
bissigen Kommentar: Die „Liste 
der bisherigen Karlspreisträger 
seit 1950 liest sich – von weni-

gen Ausnahmen abgesehen – wie 
ein EUlitäres „Who-is-Who“ von 
Totalitären. Täuschung und Aus-
plünderung der Völker sowie 
vertuschte Kriegstreiberei und 
Machtmissbrauch scheinen beim 
Karlpreis-Direktorium geradezu 
Voraussetzungen für Preiswür-
digkeit zu sein. Die EUlite feiert 
ihre Besten. Natürlich nur formal 
gemäß dem geheuchelten offizi-
ellen Zweck. (27) 

Franziskus’ Kritik an der 
imperialen Politik der 
USA blieb aus  

Leider hat Papst Franziskus in 
seiner Dankesrede jeden Verweis 
auf die akute Kriegsgefahr ver-
mieden – obwohl in den letzten 
Monaten immer wieder vor einem 
Dritten Weltkrieg gewarnt hat. Er 
verwies auf die Verantwortung 
für die Flüchtlinge, unterließ es 
aber, die Verursacher dieser Flucht 
beim Namen zu nennen: die Poli-
tik der „westlichen Wertegemein-
schaft“. Da wären die unsäglichen 
Rüstungsgeschäfte zu nennen, der 
Hunger nach den Rohstoffen in 

diesem Krisenbogen und natür-
lich die geopolitischen Interes-
sen. Die „Islamisten“ sind nicht 
die Urheber des Terrorismus, son-
dern nur die instrumentalisierten 
Organe einer imperialen Politik. 
Hier ist vor allem das Dreieck 
Saudi-Arabien/ Großbritannien/
USA zu nennen. Das Bündnis mit 
den Saudis zur Förderung von 
Terrorismus und Völkermord ist 
seit Jimmy Carter und Zbigniew 
Brzezinski geltende Politik. Die-
se Achse des tatsächlichen inter-
nationalen Terrorismus zu zerstö-
ren, wäre die Voraussetzung für 
den Frieden im Nahen Osten. Ein 
wichtiger Schritt dazu wäre die 
Veröffentlichung der berüchtig-
ten 28 Seiten über die saudische 
Rolle aus dem Kongressbericht 
über die Anschläge des 11. Sep-
tember 2001. Immer mehr Abge-
ordnete des US-Kongresses spre-
chen sich dafür aus. Doch Obama 
blockiert. Hier hätte Franziskus 
die europäische Politikelite auf-
fordern können, ebenfalls Druck 
auf Washington zu machen. Statt-
dessen ließ er sich als Träger des 
fragwürdigen Karlspreises feiern. 
Damit hat Franziskus weder sich, 

noch der katholischen Kirche – 
und erst recht nicht dem Welt-
frieden – einen Dienst erwiesen.
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Diese Vorschläge sollten auf ei-
ner Gipfelkonferenz im Mai 

1960 in Paris von den alliierten 
Siegermächten verhandelt und be-
schlossen werden. Doch durch ge-
zielte Provokationen änderten die 
USA den Lauf der Geschichte zu 
Lasten Russlands, Deutschlands 
und Europas für die nächsten 29 
Jahre. Wie und warum taten sie 
dies? Und wie gelang es ihnen, 
die Abrüstung und ein neutrales 
Gesamtdeutschland schließlich 
zum Scheitern zu bringen? Warum 
werden wichtige Atomversuche in 
Patagonien bis heute verschwie-
gen, dafür aber eine „heldenhaf-
te Entführung“ eines Nazi-Kriegs-
verbrechers durch den Mossad er-
funden? Auch das Erdbeben 1960 
in Chile, das bisher stärkste in der 
Menschheitsgeschichte, gilt nach 
wie vor als Naturkatastrophe – und 
nicht als durch die US-Atomver-
suche ausgelöst. Bis heute wird 
die Weltöffentlichkeit über die-
se Katastrophen schamlos belo-
gen. In den Archiven der USA, 
der Bundes republik, Argentiniens 
und der Katholischen Kirche fin-
den sich indessen Dokumente, die 
ein Licht auf die wahren Ereignis-
se sowie die Machenschaften von 
CIA und Pentagon werfen. Doch 
wie rankommen an derlei Doku-
mente? Und was enthüllen sie? Zu 
diesen Fragen sprach Jens Werni-
cke mit der Journalistin und Fil-
memacherin Gaby Weber, die im 
letzten Jahr den Alternativen Me-
dienpreis erhielt und soeben den 
Dokumentarfilm „Krater für den 
Frieden“ veröffentlicht hat.
JENS WERNICKE: Frau Weber, so-
eben erschien ihr Film „Krater 
für den Frieden: Wie der militä-
risch-industrielle Komplex die 
Abrüstung überlebte”. Was ist Ihr 
Anliegen mit diesem Film? Wor-
um geht es?
GABY WEBER: Es geht um den ge-
scheiterten Abrüstungsgipfel in 
Paris von 1960. Dort sollte auf 
Vorschlag der Sowjetunion ein 
Ende der Atomtests und die Wie-
dervereinigung eines neutralen 
Gesamtdeutschlands beschlossen 
werden.

Die Konferenz scheiterte, laut 
offizieller Geschichtsschreibung, 
weil Chruschtschow einen cho-

lerischen Wutanfall wegen ei-
nes U-2-Flugzeuges bekommen 
hatte, und alle Journalisten und 
Historiker beten das bis heute 
brav nach.
JENS WERNICKE: Und wie ist es 
wirklich gewesen?
GABY WEBER: Na, ich will Ihnen 
nicht einfach alles erzählen, Sie 
sollen ja den Streifen schon noch 
selber sehen. Aber die US-Re-
gierung wollte auf jeden Fall die 
Abrüstung und ein neutrales Ge-
samtdeutschland verhindern. Sie 
richteten dafür einen Einsatzstab 
ein, den Joint Chiefs of Staff, in 
dem die ganzen Dunkelmänner 
von CIA, Atomkommission und 
den Generälen sassen.

Und die hatten einen Master-
plan, bestehend aus mehreren 
Provokationen. Die erste war das 
CIA-Spionageflugzeug, das sie 
absichtlich auf einer Höhe nach 

Russland einfliegen liessen, die 
es der sowjetischen Flugabwehr 
unmöglich machte, es nicht ab-
zuschiessen. Und dann machten 
Sie zeitgleich Atomtests.

Also, das muss man sich auf 
der Zunge zergehen lassen: Am 
16. Mai 1960 wird in Paris feier-
lich der Abrüstungsgipfel eröff-
net und am selben Tag fliegen in 
Argentinien mehrere Atomwaf-
fen-Träger ein um dort Tests zu 
veranstalten. Illegale Tests. Da-
raus machte man auch gar kein 
Geheimnis, es stand in den Zei-
tungen. Es wurde erst später ver-
tuscht, nachdem das Erdbeben 
geschehen war, aber am 16. Mai 
wollte man mit dieser Aktion un-
ter Beweis stellen, dass man sich 
einen Kehrricht um Abrüstung 
schert.
JENS WERNICKE: Wie kommt es 
denn dazu, dass wir alle etwas 

für die Wahrheit ansehen, was 
mit Wahrheit so wenig zu tun 
hat? Ich meine, dass die land-
läufige Geschichtsschreibung mit 
dem, was Sie zu berichten wis-
sen, so wenig Gemeinsamkeiten 
hat…?
GABY WEBER: Weil es so bequem 
ist: Zum einen, weil wir nicht 
arbeiten müssen, wenn wir ein-
fach die offizielle Version über-
nehmen. Ansonsten müssten wir 
ja in die Archive rennen, uns 
mit den Geheimdiensten wegen 
Desklassifizierung herumschla-
gen und unsere Karriere riskie-
ren, wenn wir an der offiziellen 
Version zweifeln. Diese Arbeit 
kostet Geld und Zeit, und heute 
finanziert keine Redaktion so et-
was mehr.

Außerdem ist diese offizielle 
Geschichtsschreibung zwar un-
wahr, aber wir mögen sie, weil 
wir gerne die Guten sein möch-
ten und die anderen als die Bö-
sen betrachten.

Interessant ist auch, dass in 
geheimer Sitzung im NATO-
Rat sehr wohl nach den wah-
ren Gründen des Scheiterns 
des Abrüstungsgipfels gefragt 
wurde, aber der US-Vertreter 
im NATO-Rat legte dort le-
diglich ein Statement im US-
Senat vor. Das beweist, wie 
vulgär das Pentagon auch sei-
ne engsten militärischen Part-
ner in Europa verarschte.

JENS WERNICKE: Verstehe ich 
recht: Geschichte wird also, 
wenn ich recht verstehe, von 
den Regierenden und Mächtigen 

Mai 1960 – Abrüstungsgipfel, Paris.

The Revolution Will  
Not Be Televised
Nach offizieller Lesart tragen die Sowjets bis heute die Alleinschuld an der deutschen Teilung, 
dem Kalten Krieg und dem Rüstungswettlauf. Doch: 1959 war die Erd-Atmosphäre durch die 
Atomtests radioaktiv verseucht und der sowjetische Staatschef, Nikita Chruschtschow, forderte 
vor den Vereinten Nationen ein Ende des Rüstungswettlaufs und ein Ende aller Atomtests. 
Gleichzeitig wollte er einen Friedensvertrag für ein vereinigtes und neutrales Deutschland.  

Von Jens Wernicke
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 verfälscht? Und Sie wollen mit 
dem Film den Blick freigeben auf 
die Realität hinter den Mythen?
GABY WEBER: Naja, wenn wir un-
sere Geschichte nicht kennen, wie 
wollen wir dann unsere demokra-
tischen Rechte wahrnehmen? Und 
es geht hier ja nicht um Peanuts, 
um einen verrutschten Hosenträ-
ger eines Präsidenten. Es geht hier 
um die deutsche Geschichte, das 
heisst um die damals gescheiterte 
Wiedervereinigung aber auch um 
einen Nazi-Kriegsverbrecher. Und 
es geht darum, wie mit Atomwaf-
fen unser Planet zerstört werden 
sollte und bis heute zerstört wer-
den kann.

Erinnern Sie sich noch an 
die hübschen Worte des gera-
de gewählten US-Präsidenten 
Barack Obama, der eine “Welt 
ohne Atomwaffen” propagiert 
hatte? Was ist denn davon übrig 
geblieben? Man hat einige alte 
Waffensysteme verschrottet und 
neue Atomwaffen angeschafft. 
Und dabei wollen auch noch die 
sogenannten “Schurkenstaaten” 
mitspielen.„

Die Situation ist heute 
furchtbarer als noch vor ein 
paar Jahren. Vermutlich hat Ob-
ama auch deshalb gerade in 
Washington die internationale 
Konferenz über nukleare Sicher-

heit eröffnet…

Das ist doch reine Machtpo-
litik und unglaubwürdig noch 
dazu. 2009 hatte er noch von ei-
ner “globalen Abrüstung” ge-
sprochen. Er tut so, als sei alleine 
sein Pentagon eine sichere Opti-
on. Aber ich habe diese Papiere 
aus der Feder des Physikers Ed-
ward Teller aus dem Jahr 1960, 
und wenn ich das heute Exper-
ten zeige, dann stehen denen die 
Haare zu Berge.

Aus meinem Film geht eben 
genau hervor, dass das Pentagon 
schon damals einfach rücksichts-
los drauflos gebombt und sich um 
die Sicherheit der Bevölkerung 
nicht im geringsten geschert hat. 
Das verschweigen sie bis heute, 
weil sich daraus klar die Notwen-

digkeit ergibt, dass gerade auch 
die Großmächte mit der Abrüs-
tung beginnen müssen.
JENS WERNICKE: Wie ist es Ihnen 
denn gelungen, die Ereignisse 
von 1960 jenseits der offiziellen 
Geschichtsschreibung zu recher-
chieren?
GABY WEBER: Da gucken Sie am 
besten den Film an, er steht in 
drei Sprachen auf YouTube zur 
Verfügung.

Vor allem habe ich versucht, 
in diverse Archive zu kommen, 
weil ich denke, was dort aufge-
wahrt wird, kommt der Wahrheit 
schon ziemlich nahe, insbeson-
dere wenn wir dieses Archivma-
terial vergleichen. Das war nicht 
einfach. Denn als ich die Papiere 
des US National Security Coun-
cil einsehen wollte, wurde ich de-
portiert und mein Visum widerru-
fen. Seitdem darf ich nicht mehr 
in die USA einreisen.
JENS WERNICKE: Das heisst, Sie 
können dort nicht mehr recher-
chieren?
GABY WEBER: Ich kann dort nicht 
mehr einreisen, aber US-Histori-
kerinnen haben mir geholfen und 
mir die Unterlagen schließlich 
gemailt. Ausserdem stehe ich – 
trotz Einreiseverbots – mit den 
Archivaren in E-Mail-Verbin-
dung, die diese Unterlagen he-
rausgesucht haben. Und selbst 
CIA, Pentagon und Energie-Mi-
nisterium beantworten meine 
Anträge. Die nehmen also mein 
Einreiseverbot selbst nicht ganz 
so ernst…
JENS WERNICKE: Freiwillig rü-
cken die aber doch sicher nicht 
mit Staatsgeheimnissen heraus.

GABY WEBER: Das ist richtig. Die 
stellen sich auf den Standpunkt: 
Wir haben zu Ihrem Thema kei-
ne Unterlagen. Sie gehen einfach 
in ihr Archiv, in dem die offenen 
Vorgänge liegen und sehen: dort 
ist nichts. Das stimmt natürlich, 
weil diese Unterlagen noch nicht 
offen sind. Aber sie verschwei-
gen mir den Weg, wie ich die 
Offenlegung beantragen kann. 
Das heisst: von Rechtsstaat kei-
ne Rede. Und die Anträge auf 
Herausgabe bisher noch klassi-
fizierter Dokumente, die ich mit 
Registriernummer belegen kann, 
sind abgelehnt worden. Bis heu-
te top-secret, absolute Geheim-
haltung.
JENS WERNICKE: Sie klagen ja in 
Deutschland gerade gegen den 
Bundesnachrichtendienst und 
Verfassungsschutz auf Aktenzu-
gang. Und auch in Argentinien 
klagen Sie auf Information…
GABY WEBER: Ja, da habe ich ge-
rade Klage gegen das argenti-
nische Außenministerium ein-
gereicht. Es geht um densel-
ben Forschungs gegenstand, an 
dem ich seit Jahren sitze: Um 
die Aufklärung der sogenannten 
„Entführung“ des Nazi-Kriegs-
verbrechers Adolf Eichmann im 
Mai 1960 aus Buenos Aires. Die 
Argentinier haben sich bislang 
immer doof gestellt und gemeint, 
bei ihnen gäbe es nichts.
JENS WERNICKE: Auch diesbezüg-
lich bestreiten Sie ja die offizielle 
Geschichtsschreibung, wonach 
der israelische Geheimdienst 
Mossad Eichmann mit einer hel-
denhaften Operation nach Isra-
el entführt haben will. Der Fall 

landete damals sogar vor dem 
UN-Sicherheitsrat…
GABY WEBER: Ja, die argentini-
sche Regierung veranstaltete 
 damals wegen der angeblichen 
„Ver letzung seiner Souveränität“ 
ein Riesen-Spektakel. Doch nach 
jahrelangen Recherchen habe ich 
Dokumente gefunden, aus denen 
hervorgeht, dass die Geschehnis-
se vom Mai 1960 Teil des Kalten 
Krieges waren.

Laut einem Dokument des 
argentinischen Geheimdienstes 
SIPBA wurde die Operation von 
Mitgliedern der Regierung von 
Präsident Arturo Frondizi durch-
geführt. Er kam vom linken Flü-
gel der UCR, der Radikalen Bür-
gerunion und war Antifaschist. 
Deshalb wurden er und seine Mi-
nister vom Geheimdienst über-
wacht, ebenso wie eine Gruppe 
linker Bischöfe. Das Geheim-
dienstdokument beschreibt die 
Details sowie die Autos, mit de-
nen Eichmann transportiert wur-
de. Von Israelis ist an dieser Stelle 
nicht die Rede. Deren Rolle war 
wohl eher „vorgeschoben“, so ein 
Dokument des Bundesnachrich-
tendienstes, das ich 2008 gericht-
lich erstritten habe.

Nach wenigen Stunden wur-
de diese Operation aber vom ar-
gentinischen Geheimdienst in 
Zusammenarbeit mit der CIA 
aufgemischt und die Entführer, 
die israelischen Helfer und ihre 
Geisel Eichmann festgesetzt. Der 
israelische Außenminister Abba 
Eban flog sofort nach Argenti-
nien, um seine Leute herauszu-
holen; und er unterschrieb eine 
bilaterale Vereinbarung, wonach 
die argentinische Regierung ver-
sprach, die Angelegenheit nicht 
gerichtlich verfolgen zu wollen.

Wenn es also eine „Verletzung 
der argentinischen Souveränität“ 
gegeben haben soll, dann maxi-
mal eine von zwei Tagen, danach 
landeten alle Beteiligten im sou-
veränen argentinischen Knast. 
Und es gab keine Entführung 
nach Israel sondern eine Anein-
anderreihung von Peinlichkeiten.
JENS WERNICKE: Wenn Sie das al-
les schon wissen: Auf Herausga-
be welcher Informationen klagen 
Sie dann denn noch?

2016 – Obama bei der internationalen Konferenz über nukleare Sicher-
heit, Washington
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GABY WEBER: Es ist mindestens 
dieser vom Geheimdienst er-
wähnte bilaterale Vertrag zwi-
schen Israel und Argentinien. Ich 
versuche, seit 2005 die argenti-
nische Regierung dazu zu bewe-
gen, diese Dokumente herauszu-
rücken, hatte damals sogar ein 
Gespräch mit dem Außenminis-
ter Rafael Bielsa, der mir zuerst 
die Offenlegung aller Dokumen-
te mündlich versprach, dann aber 
nichts mehr davon wissen wollte.
JENS WERNICKE: Gibt es in Argen-
tinien denn kein Informations-
freiheitsgesetz?
GABY WEBER: Nein, das ist ja das 
Problem. In Chile, Uruguay und 
Brasilien gibt es das und wird 
auch von den Journalisten eifrig 
genutzt. In Argentinien hatte Prä-
sident Néstor Kirchner ein De-
kret unterzeichnet, wonach amt-
liche Dokumente offen zu legen 
seien, aber trotz aller Verspre-
chungen ist es für die Regierun-
gen immer bequemer, die Akten 
geschlossen zu lassen. Unter sei-
ner Nachfolgerin Cristina Kirch-
ner war das besonders schlimm 
und autoritär.
JENS WERNICKE: Und wie, meinen 
Sie, sehen ihre juristischen Chan-
cen aus, da es doch kein Informa-
tionsfreiheitsgesetz gibt?
GABY WEBER: Gut. Bisher ha-
ben die Verwaltungsgerichte 
und der Oberste Gerichtshof fast 
immer für die Offenlegung ge-
stimmt und für das Argument, 
dass die Bürger ihre demokrati-
schen Rechte nur wahrnehmen 
können, wenn das Regierungs-
handeln auch transparent ist. Und 
in diesem Fall geht es um einen 
Vertrag von vor 56 Jahren! Au-
ßerdem gibt es in Argentinien 
keine geheimen Verträge mit an-
deren Staaten. Ich bin sehr opti-
mistisch, was das Juristische an-
geht. Und vielleicht sieht ja auch 
die israelische Regierung ein, 
dass es irgendwann mit dem Lü-
gen vorbei ist.
JENS WERNICKE: Haben Sie das 
erwähnte Geheimdienstdokument 
dabei denn vorgelegt? Und wo 
haben Sie es her?
GABY WEBER: Ja, ich habe es bei 
Gericht eingereicht und die amt-
liche Beglaubigung beantragt, 

da es aus einem öffentlichen 
Archiv stammt. Es hat, so mei-
ne Vermutung, die Zensur über-
lebt, weil es in einer Akte des 
Geheimdienstes abgeheftet war, 
in der Informationen über fort-
schrittliche katholische Bischöfe 
gesammelt wurden. Einer dieser 
Bischöfe hatte in seiner Kathed-
rale, so das Dokument, die Un-
terzeichnung dieses bilateralen 
Vertrages „zusammen mit der 
israelischen Delegation“ gefei-
ert. Wo ich es her habe – möch-
te ich nicht sagen. Nur so viel: 
Ich werde dieses Dokument in 
meinem neuen Dokumentarfilm 
„Krater für den Frieden“ veröf-
fentlichen. Der steht inzwischen 
im Netz.
JENS WERNICKE: Wie finanzieren 
Sie denn Ihre Recherchen und 
Filme? Ich meine: Da steckt ja 
jahrelange Archivarbeit dahin-
ter. Und nicht nur das…
GABY WEBER: Ich habe leider 
nicht einen Cent von dritter Sei-
te erhalten sondern Schulden 
gemacht. Und viele haben auch 
umsonst an dem Projekt mitge-
arbeitet.

Aber ein neues Projekt kann 
ich so nicht noch einmal stem-
men. Deshalb bitte ich am Ende 
des Films die Leute, die unab-
hängige und nicht-interessen-ori-
entierte Recherche wollen, diese 
auch mitzufinanzieren. Und so-
lange wir kein neues Medien-
gesetz haben, bitte ich eben um 
Spenden. Anders geht es leider 
nicht.
JENS WERNICKE: Haben die Medi-
en denn über den Film oder Ihre 
neue Klage berichtet? Und, ja: 
Wieso sieht man derlei Doku-
mentationen nicht auf den Öf-
fentlich-Rechtlichen? Die haben 
doch genug Geld…
GABY WEBER: Wir hatten die gro-
ßen argentinischen Tageszeitun-
gen, sämtliche Auslandskorres-
pondenten und mehreren Agen-
turen über die Einreichung der 
Klage und das neue Dokument 
informiert.

„Eigentlich ist es ja so, dass, 
wenn ein Handschuh oder eine 
Brille oder sonst was von Eich-
mann auftaucht, dann steht das 
sofort in den Schlagzeilen. Aber 

wenn ein Dokument aus nachge-
wiesener Quelle auftaucht, das 
die Geheimdienstversion wider-
legt – dann schweigen sie alle.„

Nicht ein einziges 
 Medium hat darüber berich-
tet. Und dann wundern sich die 
Journalisten, dass die normalen 
Leute sie als „Lohnschreiber“ 

verachten.

Und das Geld der Öffentlich-
Rechtlichen geht in erster Linie 
in die Altersversorgung und in 
die hohen Gehälter, in die Fuss-
ballrechte und seichte Serien. Die 
wollen sich nicht mit der Macht 
anlegen, denn sie brauchen sie 
ja für die eigene Finanzierung.
JENS WERNICKE: Hätten Sie ab-
schließend noch einen Rat für 
andere kritische Journalisten? 
Und, ja, ggf. auch für kriti-
sche Mediennutzer wie jene der 
NachDenkSeiten? Wie streiten 
wir am besten für ausgewogene, 
gut recherchierte Berichterstat-
tung? Was könnte man tun?„

Gaby Weber: Ich den-
ke, wir brauchen ein neues 
 Mediengesetz, und zwar drin-
gend. Die Öffentlich-Rechtlichen 
sind mit dem, was sie den Zu-
schauern zumuten, nicht mehr 

zu legitimieren. 

Und auf der Rechten fordert 
man schon lange eine komplet-
te Abschaffung und die Privati-
sierung von ARD und ZDF. Das 
ist aus deren Augen auch ver-
ständlich, denn sie sind derart 
in der Krise, dass sie nicht mal 
mehr als Machtinstrument die-
nen. Man glaubt ihnen ja kaum 
noch etwas.

Außerdem sollten wir eine ge-
sellschaftliche Diskussion darü-
ber anstossen, wie wir die Me-
dien demokratisieren, das heißt, 
wie wir sie auch für die neuen 
Entwicklungen der Blogs und 
unabhängiger Projekte öffnen.

Die ARD hat schon lange kein 
Meinungsmonopol mehr, hier ist 

ein gewaltiger Reformstau entstan-
den. Aber ich sehe im Moment, 
zumindest im Parlament, keine 
politische Kraft, die sich für die 
Modernisierung und Demokrati-
sierung der Medien einsetzt.
JENS WERNICKE: Ich bedanke 
mich für das Gespräch.
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meinung

Seit den Enthüllungen von Ed-
ward Snowden wissen wir:

• dass die Amerikaner flächen-
deckend unsere Wirtschaft nach 
Technologien und Patenten aus-
spähen, was nach Schätzungen der 
EU einen jährlichen Schaden von 
50 Milliarden Euro verursacht;
• dass Telefonate, E-Mails und 
sonstige Telekommunikationsfor-
men vom US-Geheimdienst NSA 
flächendeckend aufgefangen, ab-
gehört und ausgewertet werden;
• dass auf dem Dach der amerika-
nischen Botschaft in Berlin sogar 
eine spezielle Anlage unterhalten 
wird, mit welcher die im Umkreis 
von nur wenigen Hundert Metern 
liegenden deutschen Ministerien, 
der Bundestag sowie das Bundes-
kanzleramt abgehört und ausge-
forscht werden;
• dass die NSA die deutschen Ver-
antwortungsträger in Wirtschaft 
und Politik einschließlich deren 
Handys – selbst das Handy der 
Bundeskanzlerin – rund um die 
Uhr abhört und also über alle wirt-
schaftlichen und politischen Ent-
scheidungsvorbereitungen besser 
informiert ist als jeder andere in 
Deutschland.

Nachdem die USA die Enthül-
lungen von Edward Snowden zu-
nächst geleugnet hatten, mussten 
sie schließlich aufgrund lücken-
loser Einzelbeweise zugestehen, 
dass sie auch „befreundete“ Re-
gierungen und die Kommission 
in Brüssel lückenlos abhören, aus-
forschen und damit kontrollieren.

Doch anstatt dass nun ein Auf-
schrei der Empörung über ein 
derartiges Verhalten der ameri-
kanischen Behörden und der ame-
rikanischen Regierung durch die 
Welt, durch Europa oder durch 
Deutschland ginge, wurde von den 
USA über „den Verräter“ Snow-
den geschimpft und die europäi-
schen Partner England und Frank-
reich gaben unter dem Druck der 
Snowden-Beweise gleichfalls zu, 
eine ebenso flächendeckende Spi-
onage gegen Deutschland zu be-
treiben wie die USA. Die deutsche 
Politik hingegen begnügte sich mit 
kleinen Rügen („Unter Freunden 
tut man das nicht …“) und hüllte 
sich ansonsten in Schweigen. Of-
fenbar trauen sich die deutschen 

Politiker nicht, der Besatzungs-
macht zu widersprechen.

Einen Höhepunkt des deut-
schen Souveränitätsmangels bil-
deten die monatelangen Gespräche 
zwischen deutschen und amerika-
nischen Geheimdiensten, von de-
nen man sich die amerikanische 
Zusicherung erhoffte, dass man 
künftig wenigstens die deutschen 
Regierungsmitglieder von einer 
Abhörung ausnehmen, die Wirt-
schaftsspionage begrenzen und 
den deutschen Geheimdienst über 
die Ergebnisse informieren würde. 
Die Gespräche waren vergeblich: 
Die amerikanische Seite lehnte 
Korrekturen ihrer Politik brüsk 
ab und behielt sich das Recht zur 
Überwachung und Kontrolle der 
deutschen Politik, der deutschen 
Wirtschaft, der deutschen Medi-
en und der deutschen Gesellschaft 
vor. Die deutsche Politik hingegen 
ist so untertänig, dass sie nicht ein-
mal auf die Idee kommt, die Ver-
handlungen über die vor allem für 

Amerika vorteilhafte transatlanti-
sche Freihandelszone wenigstens 
so lange zu stoppen, bis die USA in 
der Frage der Spionage Einsehen 
zeigen. Die TTIP-Verhandlungen 
gehen stattdessen nach Vorgaben 
der USA hinter verschlossenen Tü-
ren zügig voran, obwohl nun jeder 
weiss, dass auch die deutschen und 
europäischen Verhandler von der 
NSA überwacht und ausgeforscht 
werden, die Amerikaner also auf 
beiden Seiten des Verhandlungs-
tisches sitzen.

Ein Skandal ist es, wie unsere 
herrschende Elite dieses Thema als 
unwichtig abzutun versucht. Wäre 
auch nur ein Bruchteil des Ausma-
ßes an Spionage, wie sie die USA 
gegen ihre „Partner“ betreiben, 
als russische Spionage entlarvt 
worden, so wäre der allgemeine 
Aufschrei groß und die Protest-
wellen würden kein Ende neh-
men. Dass sich die deutsche Re-
gierung nicht nachdrücklich gegen 
das Ausspionieren der deutschen 

Wirtschaft und Gesellschaft ver-
wahrt, kommt einem Betrug am 
Amtseid gleich. Dass sie sich nicht 
einmal gegen die Spionage gegen 
sich selbst wehrt, zeigt, dass sich 
unsere politische Elite den atlan-
tischen Befehlen offenbar mehr 
verpflichtet fühlt als den Interes-
sen der Bürger.

Was muss eigentlich noch pas-
sieren, damit unsere Regierung 
endlich ihre Amtspflicht zur Ver-
teidigung deutscher Interessen, der 
persönlichen Freiheit der Bürger 
und der Unverletzlichkeit unserer 
Persönlichkeitsrechte wahrnimmt? 
Die NSA-Spionageaffäre ist eben-
so sehr ein „aktiver“ moralischer 
Tiefpunkt der US-Politik wie sie 
einen „passiven“ moralischen Tief-
punkt unserer deutschen Regie-
rung darstellt.

Atlantische Partnerschaft 
oder Untertänigkeit?
Wäre auch nur ein Bruchteil des Ausmaßes an Spionage, wie sie die USA gegen ihre „Partner“ 
betreiben, als russische Spionage entlarvt worden, so wäre der allgemeine Aufschrei groß 
und die Protestwellen würden kein Ende nehmen. Dass sich die deutsche Regierung nicht 
nachdrücklich gegen das Ausspionieren der deutschen Wirtschaft und Gesellschaft verwahrt, 
kommt einem Betrug am Amtseid gleich. von Eberhard Hamer

(Foto: Voltaire Netzwerk CC BY-NC-ND)
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Der Whistleblower Edward 
Snowden warnt vor der zu-

nehmenden Überwachung durch 
autonome Drohnen. Nicht nur 
Einzelpersonen, ganze Gesell-
schaften seien durch die Entwick-
lung unbemannter, solarbetrie-
bener Überwachungsfluggeräte 
gefährdet.

„Whistleblowing ist nicht nur 
Leaking - es ist Widerstand“, 
lautet der Untertitel von Edward 
Snowdens aktuellem Beitrag im 
Mai 2016 auf der Enthüllungs-
plattform The Intercept. Darin 
schreibt der Whistleblower, die 
USA verfolgen derzeit das Ziel, 
Drohnen zu entwickeln, die dau-
erhaft in der Luft bleiben kön-
nen, um eine anhaltende Über-
wachungsstruktur zu bilden.„

Das Ziel ist, solarbetrie-
bene Drohnen zu stationieren, 
die über Wochen in der Luft 
bleiben können, ohne landen 
zu müssen. Wenn dies möglich 
ist und die typischen Überwa-
chungsgeräte an der Drohne in-
stalliert werden, können damit 
stetig alle technischen Geräte, 
wie Laptops, Smartphones oder 
iPods samt ihrer Netzwerkad-
ressen überwacht werden. Man 
weiß damit nicht nur, in welcher 
Stadt sich ein bestimmtes Gerät 
befindet, sondern sogar in wel-
cher Wohnung es liegt, wo es 
sich zu einer bestimmten Zeit 
hinbewegt und welchen Weg 

es nimmt.“

Wenn eine solche Überwa-
chung auch nur in einigen Städ-
ten implementiert wird, können 
Geheimdienste diese Möglichkeit 
nutzen, um „die Bewegungen nicht 
nur von Einzelpersonen, sondern 
von ganzen Bevölkerungen aufzu-
zeichnen“, so der Whistleblower, 
der im Jahr 2013 mit seinen Leaks 
zur NSA-Spionage den größten 
Überwachungsskandal der Ge-
schichte aufdeckte und seitdem 
im russischen Exil lebt.„

Indem sie die heutige 
Notwendigkeit ausnutzen, im-
mer online zu sein, können Re-
gierungen unsere menschliche 
Würde auf die von markierten 
Tieren reduzieren. Der Haup-
tunterschied ist, dass wir für 
die Überwachung bezahlt haben 
und sie sich in unseren Taschen 

befindet.“

Snowden räumt dabei ein, dass 
seine Worte für manche Ohren si-
cher ein wenig „paranoid“ klin-
gen mögen, betonte aber, dass die-
ser Ausbau der Überwachung aus 
technischer Sicht derart einfach zu 
implementieren sei, dass er sich 
nicht vorstellen könne, dass dies in 
Zukunft nicht auch versucht wird.

„Zunächst wird es sich mit der 
Zustimmung der Konsumenten auf 
Kriegsgebiete beschränken, doch 
Überwachungstechnologie hat die 
Tendenz, uns bis nach Hause zu 
verfolgen“, mahnt Snowden.

Der frühere NSA-Mitarbeiter 
widmete seinen Artikel dem neu-

en Buch „The Assassination Com-
plex“ von Jeremy Scahill und der 
Redaktion von The Intercept.

Das Buch basiert auf den so-
genannten „Drone Papers“, die im 
Oktober 2015 geleakt wurden und 
die innere Struktur der US-Droh-
nenoperationen in Somalia, Jemen 
und Afghanistan enthüllten– ein-
schließlich der Methode, verdäch-
tige Zielpersonen für die Erschie-
ßung mit Drohnen zu markieren.

Das politische System der USA 
versucht eine ständige Rechtferti-
gung, um die Militärmaschinerie 
des Landes einzusetzen, so Snow-
den weiter.„

Heutzutage dient der Ter-
rorismus als Rechtfertigung, aber 
nicht weil unsere politischen 
Führer tatsächlich besorgt über 
Terrorismus selbst sind, oder weil 
sie denken würden es handele 
sich dabei um eine existenziel-
le Gefahr für die Gesellschaft. 
Sie haben erkannt, dass - sogar 
wenn es jedes Jahr einen Angriff 
wie bei 9/11 gäbe - immer noch 
mehr Menschen bei Autounfäl-
len oder an Herzkrankheiten 
sterben würden. Und wir sehen 
nicht, dass ähnliche Ressourcen 
aufgewendet werden, um die-
sen viel größeren Gefahren zu 

begegnen.“

Snowden zufolge ist die größ-
te Angst der US-Führung, in ak-
tuellen Auseinandersetzungen als 
schwach wahrgenommen zu wer-
den. Die Enthüllungen von Whist-

leblowern seien dabei ein wichtiger 
Akt des politischen Widerstands 
geworden.

Edward Snowden warnt vor 
Totalüberwachung durch auto-
nome, solarbetriebene Drohnen
Der Whistleblower Edward Snowden warnt vor der zunehmenden Überwachung durch autonome Drohnen. Nicht nur 
Einzelpersonen, ganze Gesellschaften seien durch die Entwicklung unbemannter, solarbetriebener Überwachungsfluggeräte 
gefährdet.

von RT Deutsch
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Man durfte sich wundern, über 
die Berichterstattung bei Ta-

gesschau und Co. über die „Anti-
TTIP“-Demonstration in Hanno-
ver und die anschließenden TTIP-
Leaks. Anders als bei der viel grö-
ßeren Demonstration in Berlin im 
Oktober, wurde Hannover nicht 
totgeschwiegen oder kleinberich-
tet. Mit der Ausnahme von Spiegel 
Online, die irgendwie den Schuss 
nicht gehört hatten und die glei-
chen Manipulationstechniken an-
wendeten wie bei der Berlin-De-
mo, berichteten die großen Medi-
en weitgehend neutral und nach 
journalistischen Maßstäben sach-
gerecht über die Demonstration. 
Dass nicht nur gegen TTIP, son-
dern auch gegen dessen Pendant 
CETA demonstriert wurde, wur-
de allerdings selten erwähnt. Das 
lässt sich journalistisch halbwegs 
mit der geringeren Bekanntheit von 
CETA erklären, ist aber ein durch-
aus wichtiges Versäumnis, wie wir 
noch sehen werden.

Und dann kamen die TTIP-
Leaks und man durfte sich weiter 
wundern. Da veröffentlicht Green-
peace die amerikanische Verhand-
lungsposition und es kommt kein 
lautes Wort des Protests von der 
dortigen oder unserer Regierung. 
Dabei hatte die US-Regierung, da-
rauf bestanden, dass Parlamentari-
er in Brüssel und Berlin nur unter 
demokratieunwürdigen Bedingun-
gen in TTIP-Leseräumen Einblick 
in die Dokumente nehmen durften, 
über die sie später abstimmen soll-
ten. Man könne den Parlamentari-
ern ja nicht trauen, dass alle es für 
sich behalten würden, was sie da 
lasen. Und nun durfte Greenpeace 
tagelang ungehindert am Branden-
burger Tor! einen gläsernen Lese-
raum für diese ach so geheimen 
Dokumente aufstellen, bevor das 
schließlich doch noch unterbun-
den wurde. Irgendwie erweckte 
das doch sehr stark den Eindruck, 
dass die USA gar nichts (mehr) ge-
gen diese Leaks hatten.

Gibt man „Tagesschau.de“ und 
„TTIP“in eine Suchmaschine ein, 
so wird man in diesem Eindruck 
bestätigt, nicht nur durch die völ-
lige Abwesenheit eines Berichts 
über US-Proteste oder wenigstens 
Indignation. Stattdessen ein Bericht 

der US-Korrespondentin, wonach 
TTIP in Washington eigentlich 
kein großes Thema sei.

Den ersten Teil der Aufklärung 
des Rätsels erhält man, wenn man 
„Tagesschau.de“ und „CETA“ als 
Suche eingibt. Dort gibt es näm-
lich seit langem nichts mehr mit 
Substanz. Bestenfalls, und auch 
das sehr selten, wird CETA neben-
her mitgenannt. Der letzte Beitrag 
von Substanz stammt von August 
2014. Er hieß: „Freihandelsabkom-
men mit Kanada auf dem Weg in 
die Paralleljustiz.“ Jemand hatte 
den bereits ausverhandelten CETA-
Vertrag dem ARD-Hauptstadtbü-
ro zugespielt und dieses hatte ihn 
veröffentlicht. Die Hauptstadtkor-
respondentin machte im zugehöri-
gen Video kein großes Geheimnis 
um die Quelle, sprach von großem 
Unbehagen in Berlin darüber, dass 
hier etwas ausverhandelt worden 
sei, was weder die Parlamentari-
er, noch die zuständigen Regie-
rungsmitglieder (Sigmar Gabri-
el) kennten.

Danach schloss sich für die 
ARD irgendwie das „Window of 

Opportunity“ um über CETA zu 
berichten. Dabei kann dies Com-
prehensive Economic and Trade 
Agreement mindestens so viel 
Schaden anrichten wie TTIP, vor 
allem in Europa. Aber es gibt ja 
noch die Satire-Formate des ZDF. 
Eines davon, die Heute Show, lie-
ferte am 18. September 2015 den 
zweiten Teil der Erklärung (aus ei-
nem Bericht auf Stern.de):„

So ist CETA, das Freihan-
delsabkommen mit Kanada, be-
reits ausverhandelt. Die Verträge 
sehen tatsächlich private Schieds-
gerichte vor, mit denen deutsches 
wie europäisches Recht umgan-
gen werden kann. Sobald CETA 
ratifiziert sei, so Welke, könne 
jeder US-Konzern, der ein winzige 
Filiale in Kanada erhält, Deutsch-

land verklagen.“

Die USA-Konzerne haben, 
wenn es CETA gibt aber kein TTIP, 
fast alle Vorteile von TTIP ohne 
die Nachteile, etwa in Form von 

verstärkter europäischer Konkur-
renz daheim. Denn so ziemlich je-
des große US-Unternehmen macht 
in Kanada Geschäfte und hat dort 
eine Tochter, oder kann sie bei Be-
darf gründen. Damit können US-
Unternehmen alle Klagerechte und 
Privilegien nutzen, die CETA in 
Europa bietet. Sie können vor spe-
ziellen Investorengerichten europä-
ische Regierungen oder Städte auf  
Schadensersatz verklagen, etwa 
wenn öffentliche Ausschreibun-
gen nicht transatlantisch stattfin-
den, oder wenn ein Unternehmen 
wie Monsanto (Canada Inc.) in Eu-
ropa sein umstrittenes Glyphosat 
(Roundup) nicht mehr genehmigt 
bekommt, oder Kellogg (Canada 
Inc.) Cornflakes aus  genmanipu-
lierten Mais (von Monsanto) nicht 
verkaufen darf. Die kanadischen 
Ableger der US-Konzerne bekom-
men Gelegenheit, sich vorab zu je-
dem Gesetzesvorhaben zu äußern, 
das sie betreffen könnte (und dieses 
per Androhung einer Klage verhin-
dern). Sie können gegen jede eu-
ropäische Regulierung klagen, die 
nicht auf einer Positivliste der er-
laubten Liberalisierungsausnahmen 
schon bei CETA-Vertragsabschluss 
enthalten ist. Doch umgekehrt blei-
ben ohne TTIP die US-Staaten und 
Städte frei, die allermeisten euro-
päischen Unternehmen von staat-
lichen Aufträgen fern zu halten.

Kein Wunder, dass die US-Re-
gierung lieber gar kein TTIP haben 
möchte als ein TTIP mit irgend-
welchen Zugeständnissen an die 
Europäer. Denn bei einem TTIP 
mit Kompromissen ist aufgrund 
der inzwischen diskutierten Maß-
nahmen gegen das sogenannte Tre-
aty-Shopping nicht von vorneher-
ein klar, dass US-Konzerne über 
ihre Töchter in Kanada die güns-
tigeren CETA-Regeln in Anspruch 
nehmen können. Das Investoren-
gericht könnte sagen, dass – etwa 
wenn Monsanto klagt - der US-eu-
ropäische-Aspekt den kanadisch-
europäischen dominiert und im 
Fall von Regelkonflikten nach den 
eventuell restriktiveren TTIP-Re-
geln urteilen.

Die in den TTIP-Leaks deut-
lich gewordene kompromisslose 
Haltung der US-Regierung zeigt 
klar, dass für die USA gilt: CETA 

Europa tappt in 
die TTIP-Falle
TTIP ist so gut wie tot. Die USA haben keine Lust mehr 
darauf, weil sie dafür Kompromisse eingehen müssten. Aber 
noch eine Weile wird so getan werden, als wolle man TTIP 
reanimieren und doch noch abschließen. Denn das lenkt 
die Gegner so schön von der viel größeren Gefahr ab, die 
es jetzt zu verhindern gälte: dem bereits ausverhandelten 
CETA-Abkommen mit Kanada. 

von Norbert Häring 

Ein Tagesschau-Bericht der US-Korrespondentin, wonach TTIP in Washington 
eigentlich kein großes Thema sei.
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plus restriktives TTIP ist schlech-
ter als CETA und gar kein TTIP. 
Für die Europäer ist das natürlich 
umgekehrt. CETA und kein TTIP 
ist der Super-Gau.  Das erklärt die 
Verzweiflung der deutschen Indus-
trie,  die in bizarren (weil an Or-
wells „1984“ erinnernden) Aktio-
nen von Lobbyorganisationen wie 
der Initiative Neue Soziale Markt-
wirtschaft in Hannover deutlich 
wurde (TTIP Is Hope).

Die TTIP-Leaks hatten den ei-
nen schönen Effekt für die US-Sei-
te, dass es eine unvernünftige deut-
sche  Bevölkerung zu sein scheint, 
die für das absehbare Scheitern der 
TTIP-Verhandlungen verantwort-
lich sein wird, und nicht etwa Des-
interesse und Kompromisslosig-
keit der US-Regierung. Der zweite 
schöne Effekt ist, dass sich hinter 
der Aufregung um diese Leaks 
und dem langgezogenen Todes-
kampf von TTIP sehr gut verste-
cken lässt, was in Sachen CETA 
vor sich geht. Das ist nämlich ei-
niges - was man nicht denken wür-
de, wenn man die fast inexisten-
te Medienberichterstattung zum 
Maßstab nähme.

Am Freitag tagt der Europäi-
sche Ministerrat für Auswärtiges 
in Brüssel um zu beschließen, wie 
es mit CETA weitergehen soll. Im 
Raum steht die Möglichkeit, dass 
der Ministerrat im Oktober die 
vorläufige Anwendung von CETA 
beschließt, auch ohne die eventuell 
nötige Ratifizierung durch nationa-
le Parlamente. Wenn es nach der 
Kommission geht, will man ver-
suchen, die nationalen Parlamen-

te zu umgehen. Das wäre möglich, 
wenn es sich bei CETA nicht um 
ein sogenanntes „gemischtes Ab-
kommen“ handeln würde, sondern 
um eines, das allein in die Kompe-
tenz der EU fällt. Der Rat wird sich 
am Freitag dazu positionieren müs-
sen, wie er zu der rechtlich frag-
würdigen Haltung der Kommission 
steht. Es werden schwierige Bera-
tungen werden, da in Belgien die 
Region Wallonien und der wallo-
nische Teil von Brüssel der belgi-
schen Regierung die nötige Geneh-
migung verweigern wollen, CETA 
zu unterschreiben. Auch in anderen 
Ländern gibt es starke Vorbehalte.„

Die TTIP-Leaks hatten 
den einen schönen Effekt für 
die US-Seite, dass es eine unver-
nünftige deutsche  Bevölkerung 
zu sein scheint, die für das ab-
sehbare Scheitern der TTIP-Ver-
handlungen verantwortlich sein 
wird, und nicht etwa Desinter-
esse und Kompromisslosigkeit 

der US-Regierung. 

Man sieht, es gäbe viel zu be-
richten. Aber zum Glück gibt es 
ja den TTIP-Zombie, über des-
sen Zuckungen man stattdessen 
aufgeregt rapportieren kann. Und 
die Bürgerinitiativen und Orga-
nisationen, die erfolgreich gegen 
TTIP Front gemacht haben, ste-
hen nun vor dem Dilemma, dass 
sie den Begriff TTIP, den sie er-
folgreich mit negativer Bekannt-
heit aufgeladen haben, zugunsten 

des erst noch bekannt zu machen-
den Bösewichts CETA fallen las-
sen müssten, um CETA aus dem 
TTIP-Schatten der Aufmerksam-
keit zu holen. Das fällt sicher nicht 
leicht, ist aber wohl unvermeidlich.

Als Zugabe noch ein Link auf 
die Heute Show von 26.9.2014 zu 
TTIP mit Claus von Wagner und ei-
nem TTIP Gesellschaftsspiel. Sehr 
lustig. [siehe Linkkasten]

Attac beschreibt, worum es 
geht: CETA: Ein trojanisches Pferd 
(und seine Pferdefüße)

TTIP is hope – eine an Orwells „1984“ erinnernde Aktion von der Lobby-
organisation Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft
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Immer mehr Banken, Ökonomen 
und Politiker raten seit ein paar 

Jahren dazu, das Bargeld in Europa 
abzuschaffen (im Euroraum, aber 
auch in der Schweiz, Schweden, 
Norwegen, Dänemark und Groß-
britannien). Zahlung sollen dann 
nur mehr durch E-Cash, also Ban-
komat- oder Kreditkarten und an-
dere elektronische Systeme mög-
lich sein (PayPal, Handy, Chips, 
Prepaid-Karten…) Die meisten 
offiziellen Argumente dafür klin-
gen absurd. Es geht viel wahr-
scheinlicher darum, Bankkon-
kurse, Schwarzarbeit und Steu-
erhinterziehung zu verhindern, 
den Überwachungsstaat auszu-
bauen und die Wirtschaft mit ei-
ner „Konsumverweigerungssteu-
er“ anzukurbeln.

Vorgeschichte
Seit Jahrzehnten wird in Europa 
versucht, Bargeld zurückzudrän-
gen und elektronisches Geld zu 
fördern - bisher jedoch mit wenig 
Erfolg. Die Menschen wollen die 
Kontrolle über ihre Ausgaben be-
halten und nicht selbst kontrolliert 
werden. Im Gegenteil: Immer mehr 
holen ihr Geld von der Bank und 
legen es „unter die Matratze“. 2015 
ist die Bargeldmenge um 80 Mrd. 
auf über eine Billion € gestiegen. 
Bereits 28% des gesamten Euro-
Bargelds wird in 500 € Scheinen 
gehalten. Das Horten großer Schei-
ne ist ein Krisenindikator.

Die aktuelle Situation
Derzeit gibt es schon in 18 EU-
Ländern Obergrenzen bei Bar-
geld-Zahlungen, am niedrigsten 
in Griechenland (500 €, künftig 
70 €), Italien, Frankreich und Por-
tugal (1.000 €). Höhere Barzah-
lungen sind illegal und steuerlich 
nicht absetzbar oder sogar straf-
bar. In Griechenland gibt es auch 
Beschränkungen in der Bargeldbe-
hebung (60 € pro Tag und Bürger) 
und eine Meldepflicht für Bargeld. 
In Dänemark sind Händler nicht 
mehr verpflichtet, Bargeld anzu-
nehmen. In Holland zahlen Banken 
ihren Kunden kein Bargeld mehr 
aus. Schweden steht vor der Bar-
geldabschaffung zur „Kriminali-
tätsbekämpfung“. Demnächst wird 
der 500,- € Schein von der EZB 

abgeschafft. Die EU arbeitet an-
geblich an konkreten Plänen, das 
Bargeld 2018 völlig zu verbieten.

Die absurden offiziellen 
Begründungen
Terrorbekämpfung und Verhinde-
rung von Geldwäsche und Krimi-
nalität: Bargeld sei das Blut in den 
Adern Krimineller. Die Bargeldab-
schaffung würde die Kriminalität 
deutlich reduzieren (keine Raub-
überfälle). Terroristen und Krimi-
nelle haben aber schon längst Wege 
gefunden, ihrem Geschäft ohne 
Bargeld nachzugehen (Scheinfir-
men, Bitcoin…).

Bargeld sei unpraktisch und 
teuer: Die meisten sind der Mei-
nung, dass Bargeld sehr praktisch 
ist, man bleibt anonym und behält 
den Überblick. Richtig ist, dass 
durch die Kostenreduktion in der 
EU Einsparungen über 1 Mrd. € 
pro Jahr möglich sind.

Bargeld spiele keine große Rol-
le mehr: Man argumentiert, dass 
über 90% der Zahlungen elektro-
nisch erfolgen. Dies stimmt, je-
doch nur in der Wirtschaft. Die 
Konsumenten nutzen vorwiegend 
Bargeld zum Einkauf (im Handel 

79% der Transaktionen und 53% 
der Umsätze)!

Verhinderung von Schwarzar-
beit und Steuerhinterziehung:  Die 
hoch verschuldeten Staaten erhof-
fen sich zusätzliche Steuereinnah-
men, indem sie jede Transaktion 
digital erfassen. Die großen Steu-
ersünder wie Konzerne und Super-
reiche bleiben aber unangetastet 
(Gruppenbesteuerung, Stiftungen). 
Und für das Gros der Schwarzar-
beit sind auch Großunternehmen 
verantwortlich, nicht der kleine 
Mann (Ausbeutung über Subsub-
subunternehmen).

Die viel wahrscheinli-
cheren (Hinter-)Gründe
Verhindern von Bank Runs und 
Bankkonkursen: Von einem Bank 
Run spricht man, wenn die Spa-
rer bei einem Crash das Vertrau-
en in eine Bank verlieren und ihre 
Ersparnisse abheben. Die Ban-
ken haben aber nur ein paar Pro-
zent der Einlagen ihrer Kunden in 
Bar bzw. als Eigenkapital. Daher 
würde jede Geschäftsbank ban-
krottgehen und das Banken- und 
Finanzsystem kollabieren. Die Ab-
schaffung des Bargeldes würde die 

Konkursgefahr für Banken elimi-
nieren, weil niemand mehr Geld 
abheben könnte.

Aufbau eines Überwachungs-
staates: Ohne Bargeld gibt es fast 
keine Chance mehr, zu leben ohne 
auf Schritt und Tritt überwachba-
re digitale Spuren zu hinterlassen. 
Jede Bewegung, jeder Einkauf sind 
nachvollziehbar. Da wird es ei-
nerseits schwer, der Ehefrau jede 
Ausgabe auf dem Kontoauszug 
zu erklären. Andererseits war-
nen Experten vor einem Über-
wachungsstaat im Dienst der Fi-
nanzindustrie, ein „Zeitalter des 
ökonomischen Totalitarismus“ 
(vgl. NSA-Skandal, SWIFT-Ab-
kommen,  Registrierkassenpflicht). 
Es ergeben sich auch unheimliche 
Kontrollmöglichkeiten: Man könn-
te unbequeme Menschen aus der 
Gesellschaft ausschließen, indem 
man ihr Konto sperrt, Ressourcen 
und Lebensmittel rationieren, Bür-
ger enteignen...

Einführung von Negativzinsen: 
Die Zentralbanken wollen negati-
ve Zinsen einführen, um die Men-
schen zum Konsum zu zwingen 
und „Wirtschaftswachsdumm“ an-
zukurbeln. Normal würde dies zu 
Kapitalflucht führen: Die Sparer 
würden ihr Geld abheben.

Das wahrscheinlichste 
Szenario
Da ein Bargeldverbot derzeit auf-
grund der großen Widerstände un-
möglich durchsetzbar ist, versucht 
man uns langsam an den Gedan-
ken zu gewöhnen. Durch die Bil-
lionen, die in unser Finanzsystem 
gepumpt wurden, wurden an den 
Börsen wieder riesige Blasen auf-
gebaut und es ist in ein paar Jahren 
wieder ein Börsen-Crash von his-
torischem Ausmaß zu befürchten.

Nach diesem Crash wird man 
die meisten Banken aus Angst vor 
Bank Runs für einige Tage schlie-
ßen. Nur diesmal werden keine 
Staaten einspringen und Schul-
den in Billionenhöhe machen kön-
nen, um die Banken zu retten. Die 
Bargeldabschaffung wird dann als 
„Rettung der sauer verdienten Er-
sparnisse“ begrüßt und bejubelt 
werden. Und die Menschen werden 
es widerwillig schlucken. Zuletzt 

Das kommende 
Bargeldverbot
Die meisten offiziellen Argumente zum Abschaffen des 
Bargeldes klingen absurd. Es geht viel wahrscheinlicher 
darum, Bankkonkurse, Schwarzarbeit und Steuerhinterzie-
hung zu verhindern, den Überwachungsstaat auszubauen 
und die Wirtschaft mit einer „Konsumverweigerungssteuer“ 
anzukurbeln.

von Tobias Plettenbacher
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muss die EU nur noch das Bargeld 
aus dem Verkehr ziehen und elek-
tronisches Buchgeld zum gesetz-
lichen Zahlungsmittel erklären.

Weitere Auswirkungen 
des Bargeldverbots
Aufschwung digitaler Kryptowäh-
rungen wie Bitcoin. Diese sind 
durch dezentrale Netzwerke und 
kryptographische Verschlüsselung 
fast unangreifbar.

Aufschwung von Alternativ-
währungen (Tauschkreise, Regi-
ogelder): In vielen Krisenländern 
wie Griechenland und Spanien 
boomen Tauschsysteme und sind 
für viele Menschen bereits über-
lebensnotwendig, weil das Geld 
fehlt. Diese Systeme bieten den 
Teilnehmern die Möglichkeit 
selbst Geld zu schöpfen - Geld 
entsteht beim Tausch ohne eine 
Bank oder einen Kredit. Die Sys-
teme haben oft auch eigene Geld-, 
Zeit- oder sonstige Gutscheine, die 
anonymes Zahlen ermöglichen.

In vielen Ländern (z.B. Italien) 
wechselt man auch vermehrt zum 
direktem Warenaustausch: Dort 
hat man damit auch kein schlech-
tes Gewissen mehr, da man den 
Staat als Feind sieht.

Der Markt für elektronische 
Bezahlsysteme ist heiß umkämpft. 
Weite Verbreitung findet das Han-
dy als Zahlungsmedium noch nicht 
- das könnte sich mit der Bargeld-
abschaffung ändern.

Wertanlagen wie Edelmetal-
le, Immobilien etc. könnten boo-
men und die Preise explodieren.

Was wir gegen das Bar-
geldverbot tun können
Informationen und Reformen: In-
formieren Sie sich selbst und an-
dere über unser Finanzsystem und 
fordern Sie radikale Reformen, 
z.B. Geldschöpfung in öffentli-
che Hand, d.h. Übertragung des 
Rechts der Buchgeldschöpfung 
von Privatbanken zum Staat (www.
monetative.de oder www.vollgeld-
initiative.ch).

Alternativwährungen nutzen, 
fördern oder selbst initiieren: Es 
gibt bereits in jedem Land zahl-
reiche Tauschkreise, Zeitbanken 
und Regionalwährungen, die Sie 
einfach nutzen können. Falls es bei 
Ihnen kein regionales System gibt, 
können Sie über die bestehenden 
Systeme meist eine eigene regio-
nale Gruppe gründen. In Oberös-
terreich, Salzburg und Bayern gibt 
es z.B. WIR GEMEINSAM (www.
wirgemeinsam.net) mit 2.000 Mit-
gliedern in 25 Regionen. Eine Lis-
te der größeren Tauschsysteme im 
deutschsprachigen Raum finden 
Sie bei ZART (Zusammenarbeit 
regionaler Tauschsysteme www.
zart.org).

 „Wie kann ich mich gegen das 
Bargeld-Verbot schützen? […] Es 
bieten sich Regionalwährungen 
wie der Chiemgauer oder Verrech-
nungsgutscheine zum Tausch von 
Leistungen an (also Rasenmähen 
gegen Klavierunterricht). Wich-
tig ist auch der Aufbau von So-
zialkapital, so dass man in Kri-
senzeiten auf ein Netzwerk qua 
Familie, Freundeskreis und Nach-

barschaft bauen kann.“ Gerald 
Mann, Prof. für Volkswirtschafts-
lehre München

Nachwort
Wenn die Reichen immer noch rei-
cher werden wollen und die Wirt-
schaft kaum mehr wächst, geht dies 
nur auf Kosten der breiten Mas-
se, also durch Umverteilung von 
unten nach oben.     Es geht nicht 
darum, am Bargeld oder unserem 
überholten Finanzsystem festzu-
halten, sondern dessen Prinzipien 
und Spielregeln in Frage zu stellen 
und neu festzulegen. Wer kontrol-
liert dieses System und wem dient 
es? Geld braucht nur Information 
zu sein, um den Ausgleich von 
Geben und Nehmen herzustellen, 
die Zugriffsrechte auf Ressourcen 
und Produktion gerecht zu regeln. 
Die Entwicklung geht jedoch in 
Richtung von noch mehr Unfrei-
heit, Ungerechtigkeit, Ungleich-
heit, Machtkonzentration, Gier und 
Wachsdumm. „Heute stehen wir 
vor dem Abgrund, morgen sind 
wir einen entscheidenden Schritt 
weiter.“ Es liegt an uns die Rich-
tung mitzubestimmen.

„Wer die Freiheit aufgibt, um 
Sicherheit zu gewinnen, der wird 
am Ende beides verlieren.“ Ben-
jamin Franklin

Nutze bitte dazu eines der folgenden  
Crowdfunding-Konten:
Bank: GLS Bank, IBAN: DE54 4306 0967 1168 5797 01,  
Kontoinhaber: Tommy Hansen, BIC: GENODEM1GLS,  
Verwendungszweck: FREE21
oder Paypal-Konto: tommy.hansen@free21.org
Für Deine Unterstützung bedanken wir uns sehr!

Unterstütze
und hilf uns, noch 
besser zu werden!

<http://
www.free21.
org/?p=22204>
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Acht Jahre sind vergangen, seit 
das globale Finanzsystem un-

mittelbar vor dem Zusammen-
bruch stand. Statt die Schuldigen 
– skrupellose Spekulanten in den 
Führungsetagen der Finanzindus-
trie – zur Rechenschaft zu ziehen, 
erklärten die Regierungen in al-
ler Welt die großen Finanzinsti-
tute für „too big to fail“ und ret-
teten sie mit Hilfe von Steuergel-
dern, also dem Geld arbeitender 
Menschen. Um die dadurch ent-
standenen riesigen Löcher in den 
Staatshaushalten zu stopfen, bür-
deten sie die Folgen dieser Poli-
tik ebenfalls der arbeitenden Be-
völkerung auf. Unter dem Ban-
ner der „Austeritätspolitik“ senk-
ten sie deren Lebensstandard und 
zwangen sie, Einbußen aller Art 
hinzunehmen.

Die Verursacher der Kri-
se wurden sogar noch 
belohnt
Die Verursacher der Krise dage-
gen wurden für ihr Verhalten so-
gar noch belohnt. Für sie wurden 
riesige Mengen an Geld geschaf-
fen, das ihnen bis heute zu immer 
niedrigeren Zinssätzen zur Verfü-
gung gestellt wird. Statt es – wie 
von der Politik zur Täuschung der 
Öffentlichkeit behauptet – für neue 
Investitionen und damit zur An-
kurbelung der Realwirtschaft zu 
benutzen, setzt die Finanzindustrie 
den Löwenanteil des Geldes auch 
nach dem Beinahe-Crash wieder 
zur Spekulation an den Finanz-
märkten ein. In der Gewissheit, 
„too big to fail“ zu sein und im 
Notfall erneut gerettet zu werden, 
haben die Banker ihre spekulati-
ven Aktivitäten seit 2008 sogar 
ausgeweitet und gehen heute grö-
ßere Risiken ein als zuvor.

Der Finanzsektor, der das Sys-
tem damals existentiell bedroht 
hat, wuchert deshalb unkontrol-
liert weiter. Die Realwirtschaft 
dagegen stagniert und schrumpft, 
da ihr durch der den Finanzsek-
tor das Blut in Form von Kapital 
entzogen wird und auch die Nach-
frage auf Grund der austeritäts-
bedingten geringeren Einkom-
men zurückgeht. Das wiederum 
führt dazu, dass die Kluft zwi-

schen denen, die von ihren Ver-
mögen leben, und denen, die von 
ihrer Arbeit leben müssen, immer 
größer wird.

Inzwischen hat die Entwick-
lung jedoch eine neue Stufe er-
reicht, da die bisherigen Maßnah-
men nicht mehr richtig greifen 
oder neue Risiken mit sich ge-
bracht haben: Jahrelanges Geld-
drucken hat zur Entwertung des 
Geldes und zur Inflation geführt 
– nicht in der Realwirtschaft, son-
dern an den Anleihen-, Aktien- 
und Immobilienmärkten, in die 
das frische Geld größtenteils ge-
flossen ist. Unterstützt durch das 
parasitäre Verhalten der großen 
Marktteilnehmer (zum Beispiel 
das Rückkaufen eigener Aktien 
durch das Management von Groß-
konzernen zum Zweck der Erhö-
hung der eigenen Boni), haben sich 
riesige Blasen gebildet, die jeder-
zeit platzen und zu einer Panik an 
den Märkten führen können.

Der Weg führt zwangs-
läufig zu immer größe-
rer Instabilität

Die kontinuierliche und mittler-
weile bis in den Negativbereich 
reichende Senkung der Zinsen 
(auch „billiges Geld“ genannt) er-
höht ebenfalls die Instabilität des 
Systems: Sie zwingt bisher zur 
Vorsicht neigende Anleger wie 
Pensionsfonds, Rentenkassen und 
Krankenkassen, konservative An-
lageformen über Bord zu werfen 
und durch Spekulation an den Fi-
nanzmärkten immer höhere Ri-
siken einzugehen. Außerdem un-
tergräbt sie die Lebensgrundlage 
kleiner und mittlerer Banken (z.B. 
deutscher Sparkassen und Raiff-
eisenbanken), die derzeit hände-
ringend nach Rezepten suchen, 
um die Verluste in ihrem frühe-
ren Kerngeschäft – der Kreditver-
gabe an den Mittelstand – auszu-
gleichen.

Beide Entwicklungen zusam-
men haben dazu geführt, dass 
selbst früher als normal gelten-
de Korrekturen der Märkte ver-
hindert werden müssen, da die-
se durch den Bankrott einzelner 
Marktteilnehmer rasch zu einer 
Kettenreaktion und so zum Zu-
sammenbruch des Systems füh-
ren könnten. Sobald es zu ersten 
schärferen Abwärtsbewegungen 
an den Märkten kommt, greifen 
deshalb die Zentralbanken – von 
der breiten Öffentlichkeit weit-
gehend unbemerkt – direkt oder 
über Mittelsmänner mit frischem 
Geld ein, manipulieren auf diese 
Weise die Kurse noch stärker und 
verzerren so das im Verhältnis zur 
Realwirtschaft mittlerweile gro-
teske Bild der Märkte bis zur Un-
kenntlichkeit.

Die größte Gefahr aber lauert 
wie schon seit Jahren im Bereich 
der Derivate, deren Umfang von 
der Bank für Internationalen Zah-
lungsausgleich auf zurzeit ca. $ 550 
Billionen, von Insidern sogar auf $ 
1,5 Trillionen geschätzt wird. Un-
ter diesen von der Realwirtschaft 
abgekoppelten reinen Finanzwet-
ten müssen zurzeit insbesondere 
die Kreditausfallversicherungen 
und die Zins-Swaps als finanzi-
elle Tellerminen gelten.

Die größten Gefahren 
lauern im Verborgenen
Da Kreditausfallversicherungen 
auch von solchen Marktteilneh-
mern abgeschlossen werden dür-
fen, die keinen Kredit vergeben 
haben, setzen zahllose Großin-
vestoren auf dieses (erst seit 1994 
existierende) gefährlichste aller Fi-
nanzprodukte. Nicht etwa, um sich 

Der Finanz-Tsunami 
nimmt seinen Lauf
Die relative Ruhe an den Finanzmärkten in den vergangenen Wochen und Monaten hat 
viele Menschen glauben lassen, die Lage habe sich nach den Turbulenzen zu Jahresbeginn 
entspannt und sei doch nicht so ernst ist wie zunächst angenommen. Sie irren. Die gegen-
wärtige Lage ist erheblich instabiler als zu irgendeinem Zeitpunkt seit der Jahrtausendwende 
und birgt erhebliche Gefahren in sich. von Ernst Wolff

New York Stock Exchange (Foto: Kevin Hutschinson, Flickr, CC BY 2.0)
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gegen Risiken abzusichern, son-
dern um ganz gezielt auf den Aus-
fall von Unternehmen und Ländern 
zu wetten. Da dies beim tatsäch-
lichen Eintreten einer Insolvenz 
dazu führen kann, dass Banken ein 
Vielfaches der Schadenssumme 
auf den Tisch legen müssen (wie 
1998 im Fall des Hedgefonds Long 
Term Capital Management und 
2008 im Fall des US-Versicherers 
AIG), bleibt Staaten und Regie-
rungen im Ernstfall gar nichts an-
deres übrig als das fehlende Geld 
zu drucken und es den betroffenen 
Finanzinstituten zum Überleben 
zur Verfügung zu stellen.

Zins-Swap-Derivate sind mitt-
lerweile einer der Hauptgründe, 
warum die Zentralbanken ihre 
Leitzinsen nicht erhöhen können, 
sondern immer weiter senken und 
sogar noch tiefer in den Nega-
tivbereich treiben müssen. Mit 
Zins-Swap-Derivaten sichern sich 
Unternehmen und Staaten gegen 
Verluste durch Schwankungen von 
Zinssätzen ab. Die Kurseinbrüche 
an den internationalen Aktien- und 
Anleihenmärkten im Januar 2016 
als Folge der minimalen Zinser-
höhung der Federal Reserve um 
ganze 0,25 % im Dezember 2015 
zeigen, in welch gigantischem Um-
fang diese Zins-Swaps mittlerwei-
le abgeschlossen wurden. Die Fol-
ge: Den Zentralbanken bleibt in 
Zukunft kein Spielraum mehr für 
eine Erhöhung der Leitzinsen, eine 
Rückkehr zu den früher normalen 
Werten von mehreren Prozent ist 
damit ausgeschlossen.

Was aber bleibt Regierun-
gen und Finanzindustrie, wenn 
eine Senkung des Leitzinses das 
Bankensystem selbst gefährdet 
und die immer größeren aus dem 
Nichts geschaffenen Geldmengen 
zwangsläufig zu dessen totaler 
Entwertung führen müssen? Die 
Antwort lautet schlicht und ein-
fach: Ein noch schärferer Angriff 
auf die arbeitende Bevölkerung.

Der Leidtragende: Die 
arbeitende Bevölkerung
Die vor uns liegende Phase wird 
von folgenden Entwicklungen ge-
prägt sein: Die Unternehmen wer-
den unter dem Schlagwort der „Er-

höhung der Wettbewerbsfähigkeit“ 
alles daran setzen, Löhne zu sen-
ken, Entlassungen vorzunehmen, 
Arbeitsbedingungen zu verschär-
fen und Leistungen wie Renten- 
und Sonderzahlungen zu kürzen, 
um auf diese Weise die Gewinne 
für die Investoren zu erhöhen. Die 
Staaten wiederum werden diese 
Maßnahmen durch weitere Aus-
teritätsprogramme flankieren, So-
zialleistungen einschränken, öf-
fentliche Bedienstete entlassen, 
Mindestlöhne senken und die Inf-
rastruktur weiter zerfallen lassen. 
Außerdem werden sie den Gewalt- 
und Überwachungsapparat (Mi-
litär, Polizei und Geheimdiens-
te) ausbauen, um sich gegen den 
zu erwartenden Widerstand sei-
tens der Bevölkerung zu wappnen.

Sollten diese Maßnahmen nicht 
ausreichen und einzelne Finanzin-
stitute trotz aller Rettungsversu-

che zusammenbrechen, werden die 
Regierungen auf das inzwischen 
rechtlich in ganz Europa veran-
kerte Bail-in zurückgreifen. D.h.: 
Die Vermögen von Anteilseig-
nern, Einlegern und Sparern wer-
den zum Teil konfisziert werden, 
um die betroffenen Geldinstitute 
am Leben zu erhalten. Großin-
vestoren werden, da sie über ge-
nügend Marktinformationen ver-
fügen, rechtzeitig abspringen und 
ihr Geld in Sicherheit bringen. Die 
Zeche wird in erster Linie die ar-
beitende Bevölkerung zahlen.

Sollte aber auch ein Bail-in 
nicht ausreichen, könnte ein Vor-
schlag des IWF auf den Tisch 
kommen, der 2013 in seiner Pu-
blikation „Fiscal Monitor“ unter 
dem Titel „Taxing Times“ („Zeit 
für Steuern“) eine einmalige Ver-
mögenssteuer in Höhe von 25 % 
auf alle Bankguthaben zur Ret-
tung des Systems ins Gespräch 
gebracht hat. Auch hier kann da-
mit gerechnet werden, dass die Fi-
nanzelite und die Wohlhabenden 
dieser Welt ihr Geld rechtzeitig 
in nicht erreichbaren Steueroasen 
verstecken werden und am Ende 
die arbeitenden Menschen für die 
Verfehlungen der Finanzindust-
rie werden aufkommen müssen.

Die letzte Option  
heißt Krieg
Die erheblichen sozialen Verwer-
fungen, zu denen all diese Maß-
nahmen unausweichlich führen 
werden, könnten die Herrschen-
den schlussendlich aber auch zu 

einem weiteren Mittel greifen las-
sen, durch das das Finanzsystem 
bereits zweimal, nämlich 1914 und 
1939, zumindest für einige Jahr-
zehnte am Leben erhalten wur-
de. Wie die allseits praktizierte 
Aufrüstung, das Säbelrasseln der 
USA gegen Russland und China 
und die zunehmende globale Mi-
litarisierung zeigen, liegt die Op-
tion eines großen Krieges bei den 
wichtigsten politischen Entschei-
dungsträgern dieser Welt bereits 
offen auf dem Tisch.

Wer glaubt, dass moralische 
Gründe diese Kräfte an der Ent-
fesselung eines Krieges hindern 
könnten, der sollte einen Blick auf 
die Geschichte des 19. und des 20. 
Jahrhunderts werfen: Wenn das 
System existentiell bedroht war, 
hat die politische Elite – die ja di-
rekt von ihm profitiert – nie gezö-
gert, auch diese letzte Karte auszu-
spielen, unendliches menschliches 
Leid billigend in Kauf zu nehmen 
und dabei einen Satz zu bestätigen, 
der heute mehr denn je gilt: „All 
wars are bankers’ wars.“ („Alle 
Kriege sind Banker-Kriege“).

Nutze bitte dazu eines der folgenden  
Crowdfunding-Konten:
Bank: GLS Bank, IBAN: DE54 4306 0967 1168 5797 01,  
Kontoinhaber: Tommy Hansen, BIC: GENODEM1GLS,  
Verwendungszweck: FREE21
oder Paypal-Konto: tommy.hansen@free21.org
Für Deine Unterstützung bedanken wir uns sehr!

Unterstütze
und hilf uns, noch 
besser zu werden!

<http://
www.free21.
org/?p=22335>
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Zain RaZa: Ray McGovern ist ein 
ehemaliger CIA-Offizier, heute im 
Ruhestand und politischer Akti-
vist. McGovern war von 1963 bis 
1990 CIA-Analyst, leitete in den 
Achtzigern das Geheimdienstdos-
sier National Intelligence Estima-
te und bereitete das tägliche Brie-
fing des US-Präsidenten vor. Ray 
McGovern, danke, dass Sie heute 
zu uns gekommen sind.
Ray McGoveRn: Gern geschehen.
ZR: Im Jahr 2006 gaben Sie ihre 
Geheimdienst-Verdienstmedaille 
zurück. Könnten Sie ihre Erfah-
rungen sowie den Grund für diese 
Entscheidung beschreiben?

RMcG: Ja. Es war eine Zeit, als der 
Direktor der CIA ungeniert um 
eine Ausnahme von einem Gesetz 
bat, das von Senator John Mc-
Cain aufgesetzt worden war und 
der US-Regierung verbot, Men-
schen zu foltern. Wissen Sie, ich 
war nicht naiv. Ich wusste von ei-
nigen Erlebnissen des betriebli-
chen Teils der CIA mit lateiname-
rikanischen [Geheim-]Diensten 
usw., die mit Folter zu tun hatten. 
Aber dies war das erste Mal, dass 
die CIA unverblümt für eine Er-
laubnis zu foltern plädierte. Das 
schien mir so abscheulich, dass 

ich mich, zum ersten Mal seit 
1963, von der CIA distanzieren 
wollte. Ich wollte nicht mit einer 
Behörde in Verbindung gebracht 
werden, die sich an Folter betei-
ligte – nicht im Geringsten.
ZR: Selbst Präsident Obama kriti-
sierte die brutalen Verhörtechni-
ken in seiner ersten Wahlkampag-
ne. Könnten Sie über die europäi-
sche Rolle in der Folterkampagne 
sprechen und darüber, ob Obama 
tatsächlich sein Versprechen hielt 
und Veränderung herbeiführte, 
indem er beispielsweise Beamte 
zur Verantwortung zog?
RMcG: Nun, die Rolle unserer 
„Alliierten“ ist meiner Meinung 
nach ein Skandal. 53 andere Na-
tionen kooperierten in der Ent-
führung und der „außerordent-
lichen Auslieferung“ („extraor-
dinary rendition“) von mutmaß-
lichen Terroristen in Geheimge-
fängnisse, wo verstärkte Verhör-
techniken („enhanced interrogati-
on techniques“) angewendet wur-
den, was übrigens eine wörtliche 
Übersetzung der Bezeichnung 
„verschärfte Vernehmung“ direkt 
aus dem Gestapo-Handbuch ist. 

Ich habe das Handbuch, und das 
Traurige ist, dass viele der Tech-
niken exakt dieselben sind – mit 
ein paar Erweiterungen durch die 
USA seit dem Zweiten Weltkrieg. 
Daher hat die Rolle unserer eu-
ropäischen Alliierten und ande-
rer mich einfach sehr enttäuscht.

Warum Präsident Obama die 
Folterer nicht zur Verantwortung 
zieht oder sich dazu entschied, dies 
nicht zu tun, ist eine weitere, sehr 
traurige Geschichte. Und ohne 
groß drum herumzureden, wer-
de ich einfach nur sagen, dass er 
Angst vor ihnen hat. Ich hätte nie-
mals gedacht, dass ich mich selbst 
sagen hören würde, dass der Präsi-
dent der Vereinigten Staaten sich 
vor der CIA fürchtet. Aber das tut 
er. Er fürchtet sich auch vor der 
NSA. Wie sonst ist es zu erklä-
ren, dass der Leiter der nationalen 
Geheimdienste (Director of Nati-
onal Intelligence), der seine Auf-
seher im Senat am 12. März 2013 
unter Eid angelogen hat, nach wie 
vor der Leiter der nationalen Ge-
heimdienste ist? Wie sonst ist es 
zu erklären, dass CIA-Chef John 
Brennan, der bewusst die Compu-

ter des Geheimdienstausschusses 
des Senats gehackt hat – des Aus-
schusses, der die Aufgabe hat, ihn 
zu beaufsichtigen – immer noch 
im Amt ist? Wissen Sie, es fällt 
mir schwer, das zu sagen, aber ich 
vermute, dass sich Obama entwe-
der vor Erpressung oder sogar vor 
Schlimmerem fürchtet. Er nahm ja 
Bezug auf den Mord an Dr. Martin 
Luther King Jr., als er sinngemäß 
sagte: „Erinnern Sie sich nicht, 
was Dr. King widerfahren ist?“
ZR: Kommen wir zur Edward 
Snowden-Geschichte. Sie trafen 
ihn in Russland, richtig?
RMcG: Das ist richtig.
ZR: Legen wir einmal alles, was 
er getan hat, beiseite – dazu kom-
men wir gleich noch. Könnten Sie 
über seine Persönlichkeit spre-
chen, worüber wir nicht sonder-
lich viel zu hören bekommen? Wie 
ist er so?

Demo zur Unterstützung Snowdens, Hong Kong, Juni 2015 (Foto: VOA, 
Public Domain)
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RMcG: Er ist ein sehr zurückhal-
tender Mensch, außer in span-
nungsgeladenen Momenten. Und 
ich wurde Teil eines solchen span-
nungsgeladenen Moments, sobald 
ich die kleine Halle betrat, in der 
er sich befand. Ich trat zuerst ein, 
und er wusste natürlich, dass wir 
kommen würden. Das war am 9. 
Oktober 2013. Ich sagte, „Hallo 
Ed“, und er sagte, „Hallo Ray“. 
Dann sah er Tom Drake hinter 
mir. Das war der spannungsgela-
dene Moment. Als er Tom Drake 
ansah, wusste ich, was er dach-
te: Das ist der Mann, der vier Jah-
re Folter und Schikane durch das 
Justizministerium über sich er-
gehen ließ, damit ich, Ed Snow-
den, lernen konnte, wie ich mei-
ne Mission erfüllen und trotzdem 
die Aussicht haben konnte, sicher 
zu sein.

Und ich sah, wie Tom Drake 
ihn ansah, und später fragte ich 
ihn danach. Ich sagte: „Tom, hast 
du dies in dem Moment gedacht?“ 
Und Tom sagte: „Ja, ich dachte: 
Wow! Vier Jahre lang diese De-
mütigung, diese Unterdrückung, 
und ich dachte, es würde niemals 
etwas Gutes daraus entspringen. 
Aber jetzt war es gut. Es war gut“.

Es war Tom, der ihm den Sam 
Adams Award überreichte. Es war 
unglaublich rührend, diese kleine 
Clique von Whistleblowern, und 
ich hatte die besondere Ehre, unter 
ihnen zu sein. Ich dachte an mei-
ne irische Großmutter, die stets zu 
sagen pflegte: „Zeig mir, mit wem 
du verkehrst, und ich sage dir, wer 
du bist.“ Nun, ich blickte gen Him-
mel und sagte: „Großmutter, was 
sagst du zu diesen Burschen? Was 
sagst du zu diesen Burschen?“ Und 
ich war mir sicher, dass sie sagte: 
„Alles gut, Raymond, alles gut.“
ZR: Ich möchte die Kritikpunkte, 
die gegen Edward Snowden ge-
richtet sind, einen nach dem an-
deren durchgehen. Und während 
ich das tue, würde ich Sie gerne 
um ihre Meinung zu jedem ein-
zelnen Punkt bitten. Zum ersten: 
„Er gefährdete die nationale Si-
cherheit der Vereinigten Staaten 
und ihrer Alliierten, also auch 
Deutschland.“
RMcG: Er tat nichts dergleichen. 
Es gibt hier keine Gefahr. Es ist 

dasselbe wie mit den Anschul-
digungen gegen Bradley, heu-
te Chelsea Manning. Ein Unter-
gangsszenario, und als der Vertei-
digungsminister gebeten wurde, 
Zeugnis hierzu abzulegen, sagte 
er, diese Warnungen, diese Gefah-
ren seien, und ich zitiere: „deut-
lich überdreht“.
ZR: Vorwurf zwei: „Snowden 
brach das Gesetz und hätte auch 
Kanäle innerhalb der NSA nutzen 
können, um seine Vorgesetzten zu 
informieren.“
RMcG: Er hat versucht, Kanä-
le innerhalb der NSA zu nutzen, 
und es gab niemanden, der ihm 
auch nur annähernd zuhörte. Der 
Whistleblower-Schutz für Leute 
wie Edward Snowden ist gleich 
Null. Der Präsident der Vereinig-
ten Staaten weiß das, und den-
noch verbirgt er diese Tatsache.
ZR: Vorwurf drei: „Snowden ist 
ein russischer oder chinesischer 
Spion.“
RMcG: [lacht] Das ist lächerlich. 
Das [Argument] haben die Leu-
te in der McCarthy-Ära benutzt. 
Ich dachte, wir wären da heraus-
gewachsen.
ZR: Zum letzten Punkt: „Die NSA 
hat das Recht, Daten anzuhäu-
fen, denn wenn wir keine Misseta-
ten begangen haben, gibt es auch 
nichts zu verbergen.“
RMcG: Nun, ich würde mit den 
Worten des ehemaligen Stasi-Of-
fiziers Wolfgang Schmidt antwor-
ten, dem die Frage gestellt wurde, 
was er von den Amerikanern hiel-
te, die sagten, sie hätten nichts zu 

verbergen. Er sagte, und ich zitie-
re: „Das ist sehr naiv. Der Grund, 
weshalb die Regierung die Infor-
mationen überhaupt erst sammelt, 
ist, um diese gegen Sie zu verwen-
den. Der einzige Weg, das zu ver-
hindern, ist das Sammeln der In-
formationen von vornherein zu 
verhindern.“ Zitat Ende.

Und so sieht’s aus: Sie werden 
[die Informationen] verwenden. 
Warum sollten sie sie sonst sam-
meln? Und selbst wenn sie nicht 
verwendet werden: Wie wird es 
sich auf Ihre Gedanken- und Mei-
nungsfreiheit auswirken, wenn Sie 
stets vermuten müssen, dass Sie 
und ihre geheimsten Aktivitäten 
in deren Visier stehen?
ZR: Wenn wir hier in Deutschland 
über die CIA nachdenken, denken 
wir an Folter und „außerordent-
liche Auslieferung“. Bei der NSA 
denken wir an ein globales Über-
wachungssystem. Beim FBI den-
ken wir an Menschen, die in un-
ser Zuhause einbrechen. Haben 
die Geheimdienste ihre Grenzen 
überschritten? Und welche Rol-
le, wenn überhaupt, sollten Ge-
heimdienste Ihrer Ansicht nach 
in dieser globalisierten Gesell-
schaft spielen?
RMcG: Wissen Sie, ich denke, die 
Frage ist vielmehr, ob unsere po-
litischen Anführer ihre Gren-
zen überschritten haben. Denn 
all das wurde von unseren politi-
schen Anführern genehmigt. Zu-
erst von Cheney und Bush, und 
nun leider auch von Barack Ob-
ama. Unsere Bill of Rights wur-

Ein Auswahl der geheimen CIA-Überfliegungen in Europa (Illustration: 
Rama, CC 2.0)
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de zerfetzt. Der Vierte Zusatzar-
tikel zur US-Verfassung verbietet 
ausdrücklich die Art von Aktivi-
täten, die von der NSA im Inland 
durchgeführt werden. Der Fünf-
te Zusatzartikel untersagt es dem 
Präsidenten und auch jedem an-
deren, irgendjemanden ohne or-
dentliches Gerichtsverfahren zu 
töten. Wie erklären sie also Oba-
mas Behauptung, er könne ame-
rikanische Staatsbürger ohne or-
dentliches Gerichtsverfahren tö-
ten? Nun, er lässt seinen Justiz-
minister verlautbaren, dass in der 
Verfassung nicht von einem „Ge-
richtsverfahren“, sondern nur von 
einem „ordentlichen Verfahren“ 
die Rede sei. Das ist eine anwalt-
liche Ablenkung von der Wahr-
heit. Jeder weiß, dass mit einem 
„ordentlichen Verfahren“ ein Ge-
richtsverfahren gemeint ist. Und 
wenn John Brennan [dem Prä-
sidenten] jede Woche eine Liste 
der Menschen vorlegt, die getötet 
werden sollen, dann ist das sicher-
lich kein ordentliches Gerichts-
verfahren. Das wäre der Fünfte 
Zusatzartikel. Nicht einmal Geor-
ge Bush forderte das Recht ein, 
amerikanische Staatsbürger ohne 
ordentliches Gerichtsverfahren tö-
ten zu dürfen.
ZR: Laut Umfragen gibt eine 
Menge Menschen in den USA und 
auch in Deutschland, die mit dem 
NSA-Programm mehr oder weni-
ger einverstanden sind. Dies wur-
de besonders deutlich, nachdem 
aufgedeckt wurde, dass unsere 
Kanzlerin über ihr Handy aus-
spioniert wurde oder dass Dop-
pelagenten innerhalb der Regie-
rung tätig waren. Wir können 

mit Sicherheit sagen: Hätten der 
Iran oder Russland dieselben Ak-
tionen durchgeführt, gäbe es eine 
internationale Krise und vermut-
lich Sanktionen sowie Kriegsdro-
hungen. Was würden Sie jenen 
Deutschen sagen, die trotz die-
ses massiven Überwachungsap-
parats der NSA nach wie vor pas-
siv sind? Welche Konsequenzen 
könnte es für sie haben, falls es 
uns nicht gelingt, das zu stoppen?
RMcG: Ich würde sagen, dass 
nicht mehr viele Deutsche am 
Leben sind, die das Dritte Reich 
erlebt haben. Wir brauchen uns 
nicht die Stasi anzusehen, wir 
können einen Blick auf die Ge-
stapo werfen, um zu sehen, was 
passiert, wenn Ihre Menschen-
rechte, Ihre Meinungs- und Ge-
dankenfreiheit verletzt wer-
den. Wir bewegen uns dann auf 
enorm gefährlichem Territorium. 
Und die Passivität, die Apathie, 
zeugt nicht von verantwortungs-
vollem Bürgersein. Wenn ich ge-
fragt werde, weshalb ich ein Ak-
tivist bin, sage ich: „Nun, das ist 
die Miete, die ich dafür bezahle, 
auf diesem Planeten zu leben.“

Wir alle haben eine Verant-
wortung, und wie Rabbi [Abra-
ham Joshua] Heschel, einer mei-
ner Propheten, sagte: „Diejenigen, 
die Unrecht billigen oder in dessen 
Angesicht schweigen, trifft größe-
re Schuld als die Täter.“ In dem 
Ausmaß, in dem wir vorgeben, eine 
Demokratie zu sein, müssen wir 
unserer Pflicht nachkommen, akti-
vistisch genug zu sein, um zu ver-
hindern, dass unsere Menschen-
rechte verletzt werden. Nächstes 

Jahr werden wir den 800. Geburts-
tag der Magna Carta feiern. Wow! 
Werden wir dann vielleicht eine 
Beerdigung feiern? Werden wir 
eine Untersuchung starten? Wer-
den wir sagen: „War es nicht schön, 
als ein paar mutige Adelige gegen-
über König John ihre Rechte ein-
gefordert haben?“ Oder werden 
wir sagen: „Dies sollte auch heu-
te noch gelten, und man muss ein 
Aktivist sein, um sicherzugehen, 
dass dies auch passiert.“
ZR: Sie sprechen über Aktivisten. 
Was sagen Sie den Menschen, die 
den Drang verspüren, etwas zu 
verändern, aber nicht wissen, wo 
sie anfangen sollen? Was würden 
Sie ihnen raten?
RMcG: Mein Rat an sie lautet, eine 
kleine Gruppe zu bilden. Fünf bis 
sechs Menschen, die so denken 
wie du und die bereit sind, sich re-
gelmäßig zu treffen, einmal die 
Woche. Sie werden überrascht 
sein, welch einfallsreiche, mutige 
Gedanken und Handlungen aus 
dieser Synergie hervorgehen. Es 
dauert eine Weile, aber für jede 
dieser kleinen Gruppen gibt es 
etwas zu tun. Die große Gefahr 
besteht darin, es gar nicht erst zu 
versuchen, weil es keine Sicher-
heit, keine Garantie auf Erfolg 
gibt. Es geht nicht darum, erfolg-
reich zu sein. Es geht darum, ge-
wissenhaft zu sein. Das Gute ist 
es wert, weil es gut ist. Und wer 
weiß, wohin es führen wird? Viel-
leicht pflanzen wir lediglich die 
Samen für zukünftige Generati-
onen, aber das ist okay. Wir kön-
nen nicht davor zurückschrecken, 
etwas zu tun, weil wir vielleicht 

dafür verhöhnt werden, weil ir-
gendwer vielleicht sagt: „Was hast 
du dir dabei gedacht, dem Außen-
minister den Rücken zu kehren?“, 
oder Ähnliches.

Du tust das, von dem du weißt, 
dass es gut ist, weil es gut ist, dann 
hast du ein gewisses Maß an See-
lenfrieden. Dann kannst du sagen, 
du warst und bist auf konstruktive 
Art ein Aktivist.
ZR: Ray McGovern, ehemaliger 
CIA-Offizier und politischer Ak-
tivist – vielen Dank, dass Sie heu-
te bei uns waren.
RMcG: Sehr gern geschehen.

Ray McGovern auf dem Emergency Forum at Cooper Union, 19.6.2013  
(Foto: Bud Korotzer, CC BY 2.0)
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Im Interview:
Raymond McGovern
ist ein US-ame-
r i k a n i s c h e r 
e h e m a l i g e r 
C I A - B e amte r 
und heute po-
litischer Akti-
vist. McGovern war von 1963 
bis 1990 CIA-Analyst. In den Acht-
zigern leitete er National Intel-
ligence Estimate und bereitete 
das tägliche Briefing des US-Prä-
sidenten vor (President’s Daily 
Brief). Gegen Ende seiner Kar-
riere war er für die morgendli-
che Berichterstattung im Weißen 
Haus zuständig. 1990 ging er in 
den Ruhestand. Bei seiner Pen-
sionierung wurde er mit der In-
telligence Commendation Medal 
von Präsident Bush ausgezeich-
net. Diese Medaille gab er im 
März 2006 zurück aus Protest 
gegen die Beteiligung von CIA-
Mitarbeitern an Folterungen im 
Irak. Seit seiner Pensionierung 
spricht sich McGovern regelmä-
ßig öffentlich in Geheimdienstsa-
chen aus. Im Jahr 2003 gründete 
er zusammen mit anderen ehe-
maligen CIA-Mitarbeitern die Ve-
teran Intelligence Professionals 
for Sanity (VIPS).
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Immer hört und liest man klu-
ge Analysen und Aktionen von 

Ken Jebsen,  Tommy Hansen, Ka-
rin Leukefeld, Christoph Hörs-
tel, Eugen Drewermann, Evelin 
Hecht-Galinski … und den vie-
len, vielen anderen „prominen-
ten“ Aktivisten. Und immer wie-
der denkt sich der eine oder ande-
re: „Toll, wenn ich doch nur auch 
etwas tun könnte“ – um sich dann 
frustriert abzuwenden – weil ihm 
oder ihr ja so garnichts möglich 
scheint. Natürlich ist der „Wir-
kungsgrad“ eines Youtube-Vi-
deos auf KenFM etwas höher, als 
wenn Lieschen Müller mit ihrer 
Nachbarin politisch diskutiert. 
Aber die Wirkung dieser Dis-
kussion darf auch nicht unter-
schätzt werden. Außerdem: Wie 
käme KenFM denn sonst zu neu-
en Hörern? Von knapp 150 000 
Free21 Lesern ganz zu schwei-
gen – Tommy Hansen hätte die 
alleine nie verteilen können. Es 
kommt darauf an, dass möglichst 
viele mitmachen

Darum „Wir sind Frieden“. 
Du und ich und viele, viele an-
dere – von denen wir einige in 
Free21 vorstellen werden. Ge-
dacht als Inspiration für unsere 
Leser, die hoffentlich nach dem 
Lesen des Artikels ein wenig 
besser wissen, wie sie selbst ak-
tiv werden können.

Oliver 
Baujahr 1969, Wohnort Leipzig 
Beruf Bauarbeiter – Fliesenle-
ger – was eben anfällt, Vater aus 
Somalia, Mutter aus der ehema-
ligen DDR, Vater einer Tochter 
und Herrchen eines 15 Jahre al-
ten Hundes. 

Seit wann bist Du politisch 
aktiv?

Eigentlich solange ich denken 
kann. Ich sehe mich als Linker, 
im Sinne, dass ich mich enga-
giere, wenn es gegen Ungerech-
tigkeit geht. Ich war sogar bei 
der Bundeswehr – weil ich ge-
glaubt hatte, dass Demokratie 
und Kapitalismus funktionieren 
und ich dazu durch meinen Dienst 
einen positiven Beitrag leisten 
kann. Aber ich musste lernen, 
dass das eine völlig falsche An-

nahme war. Jetzt lehne ich jede 
Art von Kriegen ab.

Heute bist Du ein Friedens-
aktivist?

Ja. Das kann man sagen. Spe-
ziell in den letzten 5 Jahren bin 
ich wirklich aktiv geworden. 

Und warum?
Früher dachte ich, die Globa-

lisierung ist gut, die Welt wächst 
zusammen. Aber faktisch wach-
sen nur die Konzerne zusam-
men.  Man muss sich nur Mon-
santo oder Cola anschauen. Ich 
kann die Ausbeutung in anderen 
Ländern und auch bei uns nicht 
einfach ignorieren. Kinder- und 
Sklavenarbeit im Ausland, pre-
käre Arbeitsverhältnisse bei uns. 
Ich erlebe es ja am eigenen Leib 
wie man im Hamsterrad rotiert. 
Ich arbeite Vollzeit und  meine 
Frau hat 2 Jobs. Sie bekommt 
als qualifizierte, erfahrene Mit-
arbeiterin gerade mal 8.50 Euro 
Mindestlohn. In unserem System 
wird man ausgebeutet und muss 
kämpfen, die Grundbedürfnisse 
zu decken. Menschen, die seit 20 
Jahren keine Lohnerhöhung be-
kommen haben, werden wütend. 
Das kann ich gut verstehen, da 
geht es mir nicht besser. 

Aber das liegt am System. Und 
damit müssen wir uns auseinan-
dersetzen. Es geht immer wie-
der um den Kapitalismus. Und 
es läuft immer wieder auf Krieg 
raus. Darum bin ich auf die Stra-
ße gegangen. Dank Facebook 
funktioniert die Vernetzung für 
die Demos ja recht gut.

Gerade im Osten sind die 
„rechten“ Demos ja sehr stark 
vertreten. Was denkst Du über 
den zunehmenden Rassismus in 
Deutschland?

Als Mensch mit somalischen 
Wurzeln habe ich mich immer 
mit Rassismus auseinander-
gesetzt. Ich bin überzeugt, die 
Deutschen sind nicht rassisti-
scher als andere. Wenn sich Men-
schen in die Augen schauen, gibt 
es keinen Rassismus. Es fällt 
immer mal wieder ein dummes 
Wort, es wird gelästert, wie über 
Brillenträger oder dicke Men-
schen. Armut macht viele wütend 
und lässt sie dann ins AfD/Pegi-
da-Lager gleiten. Da liegen die 
eigentlichen Ursachen für das, 
was sich dann in Rassismus nie-
derschlägt. Ich habe noch Freun-
de, die früher bei den Mahnwa-
chen waren und inzwischen bei 
Pegida aktiv sind. Das sind kei-
ne Nazis – aber die Angst gegen 
die Muslime wurde nun mal sys-
tematisch von den Medien auf-
gebaut. Und die meisten, die da 
jetzt mitlaufen und AfD wäh-
len, haben einfach noch nicht ge-
merkt, dass mit dieser neolibe-
ralen Partei nichts besser wird. 
Im Gegenteil.

Ich liebe dieses Land und will 
es nicht den Faschisten überlas-
sen. Ich meine nicht die Men-
schen, die einfach nur patriotische 
Gefühle haben. Die Militaristen 
und Faschisten sind wieder auf 
dem Vormarsch. Wir müssen un-
sere Demokratie stärken und si-
cherstellen, dass die Lehren aus 
dem 2. Weltkrieg nicht verges-

sen werden. Das darf sich nicht 
wiederholen. 

Und was tust Du dagegen?
Zum einen gehe ich auf die 

verschiedenen Demos, lese sehr 
viel und informiere mich online 
und durch Bücher. Zum anderen 
poste ich häufig interessante In-
formationen im Netz und führe 
virtuelle Diskussionen, tausche 
mich mit Menschen aus.. 

Im realen Leben gehe ich ei-
nigen Menschen manchmal ein 
wenig auf die Nerven, wenn ich 
mit Arbeitskollegen, Familie und 
Freunden über mir wichtige The-
men rede. Aber durch die vielen 
Gespräche tue ich auch etwas ge-
gen die Wut. 

Wut führt dazu, dass Men-
schen nach Feindbildern suchen 
müssen, um ihre Wut los zu wer-
den. Und die nehmen dann al-
les, was ihnen von den Medien 
vorgeworfen wird. Wir müssen 
uns gemeinsam gegen die Unge-
rechtigkeit auflehnen. Und nicht 
in links oder rechts, Christen, 
Juden und Muslime aufspalten 
lassen. Ich mag beispielsweise 
Jürgen Todenhöfer – auch wenn 
er Mitglied der CDU ist, er setzt 
sich aktiv mit dem Thema Islam 
auseinander und weiß wovon er 
redet. Es geht um Menschlichkeit 
und Gerechtigkeit – egal welches 
Parteibuch oder Religion.

Ich spreche einfach immer 
das aus, was ich denke. Es kann 
nicht schlimmer werden. Ich kann 
nur durch Ehrlichkeit und Argu-
mente dazu beitragen etwas zu 
verändern, Menschen dazu zu 
bringen mehr als die Bild-Zei-
tung zu lesen. 

Und natürlich boykottiere ich 
– soweit mir das möglich ist – 
die Konzerne. Ich brauche weder 
Nestlé, McDonald’s noch ähnli-
che Produkte. Im Gegenteil. Die 
schaden ja hauptsächlich der Ge-
sundheit … daher fällt mir der 
Verzicht nicht besonders schwer. 

Danke für deine Zeit!

Julia 
Baujahr 1984, Wohnort Neuhofen 
an der Krems, Beruf Sozialarbei-
terin bei einer Straßenzeitung, 
Anhängerin von Kundalini-Yoga, 

Wir sind Frieden 
Unbekannte Friedensaktivisten auf die Bühnen

von Andrea Drescher

Oliver
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verheiratet mit einem Peace-
trigger.

Wie bist Du Friedensaktivis-
tin geworden?

Ich war schon sehr früh aktiv, 
dann hat mich die linke Szene in 
Oberösterreich mit ihrer Nega-
tivität nur genervt und ich habe 
mich zurückgezogen. Aber ir-
gendwann konnte ich nicht mehr 
wegschauen. Weder im eigenen 
Umfeld noch im globalen Ge-
schehen. 

Was heißt das?
Nun - ich arbeite im Sozialbe-

reich – betreue Redakteure und 
Verkäufer einer Linzer Straßen-
zeitung. Das ist sinnvolle Arbeit 
– aber völlig unzureichend. Wir 
sind als Einrichtung viel zu klein, 
müssen immer wieder Menschen 
abweisen, die bei uns mitarbei-
ten wollen. Es besteht sehr gro-
ßer Unterstützungsbedarf. Aber 
da sind mir einfach die Hände 
gebunden, dabei werden es im-
mer mehr und mehr … und wir 
können nicht mehr tun, weil das 
Angebot zu klein ist. Im Herbst 
2014 habe ich dann begonnen, 
mich auch wieder sehr bewusst 
mit dem Weltgeschehen ausein-
anderzusetzen. Im Winter 2014 
war ich emotional dann ziem-
lich an einem Tiefpunkt ange-
kommen. Alles was ich las, die 
Verblendung der Menschen, der 
ganze Wahnsinn, hat mich sehr 
belastet. Ich haben einen Weg fin-
den müssen, damit umzugehen. 
Richtig aktiv wurde ich dann im 
Frühling 2015. 

In der Friedensarbeit kann 
ich selbst etwas tun, unabhän-
gig agieren, aktiv gestalten – es 
ist einfach von Vorteil, wenn man 
selbständig etwas Sinnvolles tun 
kann. Seitdem mache ich Frie-
densarbeit nach innen und außen.

Friedensarbeit nach Innen, 
was kann ich mir darunter vor-
stellen?

Nun, das ist einmal Kundali-
ni Yoga – Es hilft mir, zentrier-
ter zu werden, die Dinge anzu-
nehmen ohne abzustürzen.  Mir 
liegt sehr viel daran, in Frieden 
mit mir zu leben – mich auch 
viel mit mir selbst auseinander-
zusetzen. „Sei du selbst die Ver-
änderung die du dir wünschst in 

der Welt“. Das versuche ich für 
mich umzusetzen und im eigenen 
Umfeld zu leben. Das heißt für 
mich auch, nicht mehr so leicht-
fertig über andere Menschen zu 
urteilen, eines der großen Prob-
leme in unserer Gesellschaft – 
und ist gar nicht so leicht im ei-
genen Verhalten zu verändern.

Es geht ja um die Änderung 

des Verhaltens in ganz vielen 
Bereichen. Von der Ernährung, 
über das Konsumverhalten gene-
rell, den bewussten und achtsa-
men Umgang mit unserer Natur. 
Da kann jeder einzelne viel mehr 
tun, als nur darüber zu reden.

Und was bedeutet dann Frie-
densarbeit nach Außen.

Da geht es dann wirklich um 
das ganz konkretes Tun – in den 
verschiedenen Bereichen. Ge-
meinsam mit meinem Mann und 
seinem Cousin haben wir die 
Peacetrigger ins Leben gerufen 
– eine Gemeinschaft, die aktiv 
Zeichen für Frieden setzen will. 

Wir organisieren Veranstal-
tungen meistens in Linz, in denen 
wir Menschen über verschiede-
ne Themen informieren wollen. 
Ende 2015 stieß unser Informati-
onsabend über die Gemeinschaft 
Tamera in Portugal auf sehr gro-
ßes Interesse.  Im Mai 2016 geht 
es um Free21 und die Möglich-
keiten, eine freie Presse stärker 
zu unterstützen. Das ist uns auch 
ein enorm wichtiges Anliegen. 
Wir Peacetrigger vertreiben in-
zwischen schon 200 Exemplare 
pro Ausgabe in unserem Umfeld.

Wir suchen den Dialog mit 
anderen Menschen – auch wenn 
deren Reaktionen manchmal sehr 
anstrengend sind. Es gilt Ver-
ständnis aufzubauen, in den Di-
alog zu gehen und nicht mit dem 
Zeigefinger auf Menschen zu deu-
ten. Wir treffen uns bei Stammti-
schen – jeden 3. Donnertags im 
Monat, führen Diskussionsaben-
de durch und helfen uns gegen-
seitig z.b. beim Garteln. Unter 
www.peacetrigger.org kann jeder 
erfahren, wann und wo wir uns 
das nächste Mal treffen.

Darüber hinaus biete ich ein-
mal in der Woche Yoga an und 
war auch immer mal wieder bei 
der Friedensmahnwache in Linz 
dabei. Jetzt unterstütze ich das 
Linzer Friedensforum, das sich 
am ersten Montag in Monat auf 
der Landstraße beim Schiller-
park trifft. 

In meinem Arbeitsumfeld ver-
suche ich diese Themen auch ein-
zubringen und seit kurzem bin 
ich auch wieder auf Facebook 
aktiv, obwohl ich das zwischen-
menschliche, reale Gespräch mit 
Menschen bevorzuge. 

Wie stellst Du Dir Deine Zu-
kunft vor?

Gemeinsam mit meinem 
Mann suchen wir nach alterna-
tiven Lebensformen, alternativen 
Wegen des Zusammenlebens – 
auch ohne Geld. Wirklich fixe 
Vorstellungen haben wir nicht, 
außer das Leben in einer Gemein-
schaft. Wir wollen beide noch 
vieles lernen, neues erfahren, uns 
weiterbilden. Darum verbringen 
wir im Sommer auch einige Zeit 
in Tamera, um uns dort mit an-
deren Friedensaktivisten zu ver-
netzen. Sicher ist eines: die klas-
sische Karriere interessiert uns 
beide nicht. 

Wir wollen unsere Potentia-
le kennenlernen, um diese dann 
sinnvoll für eine friedlichere Welt 
auch auszuschöpfen. Dabei ste-
hen Themen wie Gemeinschaft, 
Autarkie, Unabhängigkeit, Au-
tonomie, Freiheit von den Zwän-
gen des Systems für uns beide im 
Vordergrund.

Viel Glück auf Deinem – Eu-
rem – Weg, wo immer er Euch 
hinführt.

Julia

fre
e2

1a
bo

.d
e

Erscheinung
alle 2 Monate.

10 Magazine
pro Abonnent
und Ausgabe.

10,-/Ausgabe.

Das Abo 2016:



32 Publiziert auf Free21 am 17.05.2016, 10:16 Uhr, von Andrea Drescher

Artikel

Gerhard

Baujahr 1990, Ottensheim, Be-
ruf: Musiker, Sozialökonom, Le-
benskünstler

Verstehst Du Dich als Frie-
densaktivist?

Eigentlich nicht. Ich sehe mich 
als  friedensbewusster Mensch. 
Mir sind Wissen und Betäti-
gung für den Frieden sehr wich-
tig. Als klassicher Aktivist wür-
de ich mich nicht bezeichnen. 
Das ist in meinem Kopf verbun-
den mit Leuten, die laut sind, und 
ich schrei nicht gern.

Aber Du warst einer der 
Gründer der Friedensmahnwa-
che Linz?

Ja, das ist richtig.
Was hat dich dazu bewogen?
Die Sorge um die anstehende 

Kriegsgefahr in der Ukrainie und 
damit den Krieg vor der eigenen 
Haustür in Europa. Ich war dort 
1.5 Jahre aktiv – auch in der Or-
ga-Gruppe. Dann habe ich mich 
zurückgezogen.

War es Dir auf der Mahnwa-
che zu laut?

Es war mir zu verzweifelt, es 
ging immer wieder um die glei-
chen Themen.  Es war wie ein 
Radl, das sich im Kreis dreht. 
Es hing zu sehr an Personen und 
Persönlichkeiten. Uns verbindet 
zwar eine große gemeinsame Vi-
sion – aber kein konkretes greif-
bares Ziel, auf das man sich wäh-
rend der Mahnwache  ausrichten 
kann. Man kann nicht zwei Stun-
den in der Woche sagen: „Jetzt 
ist Zeit um Frieden zu machen.“ 
Frieden ist ja kein Ereignis – so 
wie ein Krieg ein Ereignis  ist, 
Frieden ist ein Zustand. Den muss 
man pflegen, den muss man er-
halten. Das ist eine dauerhafte 
Tätigkeit auf den unterschied-
lichsten Ebenen.

Mir selbst hat die Mahnwache 
sehr viele Kontakte und Impulse 
gegeben. Aber irgendwann war sie 
für mich einfach nicht mehr sinn-
voll. Ich möchte mit Menschen 
über das reden, was sie richtig 
machen, um dann mit ihnen ins 
Gespräch zu kommen, was man 
gemeinsam besser machen kann.

Du bist aber weiter aktiv in 
der Friedensarbeit?

Ja, aber dort, wo ich konkret 
etwas bewirke. Die Ukraine liegt 
nicht in meinem Einflussbereich. 
Die Bewältigung der Sorgen der 
Menschen dort, liegt völlig au-
ßerhalb meiner Handlungsmög-

lichkeiten. Ich beteilige mich an 
konkreten Friedensprojekten. Sei 
es beim Verkauf von fairen Klei-
dungsstücken, sei es an gemeinsa-
mer Gartenarbeit für die gesunde 
Ernährung.  Ein großer Schwer-
punkt sind Konzepte zur In-Wert-
setzung von periodisch anfallen-
den Altstoffen.

Was heißt denn das bitte?
Das ist anhand eines Beispiels 

am Besten zu erklären. Feuer-
wehrschläuche werden nach 2 Jah-
ren Gebrauch verschrottet und zur 
Energiegewinnung verbrannt. Wir 
überlegen uns neue Verwendungs-
möglichkeiten für den Altstoff. 
Denn mit diesem wasserdichten, 

flexiblen, outdoor-fähigen Ma-
terial kann man Sitzbänke, Mö-
bel oder Kinderschaukeln bauen. 
Dabei geht es uns nicht um den 
Bau einer Schaukel, sondern ei-
nen neuen Werkstoff zu finden, 
den jemand anderer sinnvoll wei-
terverabeiten kann.

Katholische Gesangsbücher 
haben sich als optisch einzigarti-
ger Werkstoff erwiesen, um Sitz-
objekte zu gestalten. Der Altstoff 
Buch an sich – Milliarden Ton-
nen werden vernichtet – lassen 
sich zu schallbrechenden Ober-
flächen verarbeiten, die ökolos-
gisch verträglich, schaumstoff-
frei und günstig herzustellen sind 
und  damit der klassischen Schall-
dämmung bei weitem überlegen 
sind. Der Verein Kunst vom Rand 
e.V. - Kunstvomrand.at – erar-
beitet derartige Konzepte zur In-
Wertsetzung von periodisch an-
fallenden Altstoffen, wir leisten 
„Design-Arbeit mit Nachhaltig-
keitsanspruch“.

Und womit beschäftigst Du 
dich sonst?

Seit ungefähr drei Jahren be-
gleitet mich das Thema Gemeins-
wohlökonomie (GWÖ). Als Öko-
nom ist die Gemeinwohlökonomie 
ein unterstützenswertes, weil 
durchdachtes alternatives Wirt-
schaftsmodell. Meinen Zugang 
dazu kam aus der Kostenrech-
nung. Damit eine freie Marktwirt-
schaft überhaupt funktionieren 
kann, braucht es Vollkostenrech-
nung und informierte Kunden. 
Heute sind wir von der Vollkos-

tenrechnung weit entfernt – die 
GWÖ erkennt dieses Problem und 
bietet einen Lösungsansatz an.

Darüber hinaus bin ich als Ex-
perte für Redesign in einer Ar-
beitsgruppe „Regionsentwicklung 
Kreislaufwirtschaft in Oberöster-
reich“ aktiv. Dort findet man auch 
Mitglieder der GWÖ. Unsere Fra-
gestellung ist, wie wir den Gedan-
ken der Kreislaufwirtschaft in die 
tägliche Arbeit der OÖ Betriebe 
einfließen lassen können.

Du bist also in vielerlei Hin-
sicht für den Frieden aktiv?

Das ist richtig. Der respektvol-
le Umgang mit jedem Lebewesen 
dieser Erde und der Erde selbst 
sind mir ein Anliegen. Ich will nie-
mandem etwas Böses, in meinem 
Weltbild gibt es keine Personen-
gruppen. Es gibt nur Menschen. 
Es hat noch nie ein Individuum 
so einen Scheiß gemacht, dass ich 
von einer Gruppe Abstand neh-
men würde. Ich rede auch mit Na-
zis – weil ich den Menschen sehe. 
Das ist die Basis von Gesprächen 
per se, die Vorurteilsfreiheit, je-
dem eine Chance zu geben. Das 
heißt aber nicht, dass ich keine 
klaren Positionen beziehe. Der 
Nazi, mit dem ich rede, hat sicher 
auch Gründe für seine Ansichten. 
Nur im Austausch auf Augenhö-
he können wir uns annähern und 
voneinander lernen.

Ein Aktivist bis Du also doch 
– wenn auch ein Ruhigerer. Je-
der auf seine Art. Vielen Dank.

Gerhard

Autor:
Andrea Drescher
Unternehmens-
beraterin & In-
formatikerin, 
Selbstversor-
gerin & Frie-
densaktivistin 
– je nachdem was gerade ge-
braucht wird. Seit 2016 bei 
Free21 als Schreiberling und 
Übersetzerin mit im Team. 

Nutze bitte dazu eines der folgenden  
Crowdfunding-Konten:
Bank: GLS Bank, IBAN: DE54 4306 0967 1168 5797 01,  
Kontoinhaber: Tommy Hansen, BIC: GENODEM1GLS,  
Verwendungszweck: FREE21
oder Paypal-Konto: tommy.hansen@free21.org
Für Deine Unterstützung bedanken wir uns sehr!

Unterstütze
und hilf uns, noch 
besser zu werden!

<http://
www.free21.
org/?p=22239>
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Wenn demnächst auch noch 
eine deutsche „Lösch-

gruppe“ die Definition von Ge-
meinschaftsstandards für Face-
book in Berlin bestimmt, dann 
ist das Maas/Maß-los!

Facebook „stellt nun mehr 
als eine Million Euro für den 
Kampf gegen den Hass bereit.“ 
und „… stellte dazu am Mon-
tag in Berlin die europawei-
te „Initiative für Zivilcoura-
ge Online“ vor, die Facebook 
gemeinsam mit renommierten 
Instituten sowie der Amadeu-
Antonio-Stiftung ins Leben ge-
rufen hat. „Hassrede hat in un-
serer Gesellschaft keinen Platz 
– auch nicht im Internet“, sagte 
die für das operative Geschäft 
zuständige Facebook-Chefin 
Sheryl Sandberg. Das soziale 
Netzwerk sei kein Ort für die 
Verbreitung von Hassrede oder 
Aufrufe zu  Gewalt“. (1) (2)

Dass eine Stiftung, deren 
Vorstandsvorsitzende Annet-
ta Kahane, alias IM Victoria, 
die in der ehemaligen DDR ihr 
Unwesen getrieben hat, jetzt 
ausgerechnet in einer „Initia-
tive für Zivilcourage“ mitar-
beiten soll, ist unglaubwürdig 
und lässt das Schlimmste be-
fürchten, vor allem auch, weil 
sie sich als überzeugte Vertrete-
rin in der Israel-Lobby hervor-
tut. Kahane kann also aus ih-
rem reichen Erfahrungsschatz 
des systematischen Denunzie-
rens aus dem vollen schöpfen. 
Soviel zum „Renommee“ die-
ser Initiative und wie man ei-
nen Bock zum Gärtner macht.

Deshalb: Hüten wir uns vor 
diesen Blogwarten, die dem-
nächst von Berlin aus, auf Druck 
der deutschen Regierung, von 
Facebook eingesetzt werden sol-
len, um Hasskommentare zu 
 löschen. Besonders bedenklich 
ist dabei, dass diese „Lösch-
Schnüffel“-Mitarbeiter bzw. 
Zensoren von einem externen 
Dienstleister kommen. In die-
sem Fall ist es die Bertelsmann-
Tochter Arvato, die diese Lösch-
Aufgaben übernehmen soll und 
dafür schon seit Monaten Mit-
arbeiter, sogenannte „Costumer 
Care Agents“,  suchen. Es bleibt 

also alles im weit verzweigten 
Hause Bertelsmann, der Merkel 
Unterstützerin Liz Mohn. (3)

Es sollte uns allen zu denken 
geben, wenn demnächst also 
willkürlich von Bertelsmann/
Arvato-Angestellten entschie-
den wird, was rassistisch ist und 
was nicht.

Während rassistische Car-
toons von Charlie Hebdo, wie 
die vor einigen Tagen veröffent-
lichte Karikatur des kleinen to-
ten syrischen Flüchtlingskindes 
Aylan, den sich die Charlie Heb-
do-Macher als „Kölner Grab-
scher“ vorstellen, unbeschadet 
durchgehen, wird der brasili-
anische Cartoonist Latuff in 
der Türkei und in Israel bei Fa-
cebook gesperrt, nur weil er 
sich mit seinen treffenden Car-
toons gegen die israelische Be-
satzungspolitik bzw. die Poli-
tik  Erdogans wendet. (4) (5) (6)

Ein weiterer Tiefpunkt 
in der Meinungsfreiheit
Wen wird es dann in Deutschland 
treffen, wenn die Löscharbeiter 
die Brandherde bei Facebook le-
gen, je nach politischer Einfluss-
nahme und Lobbyarbeit?

Entscheiden doch jetzt schon 
Regierungen und Politiker will-
kürlich darüber, wer und was 
Terror und Terrororganisationen 
sind, während sie doch selbst 
Staatsterror betreiben.

Ist das also die Reaktion auf 
das Treffen von Merkel und Zu-
ckerberg im letzten September 
in New York? (7)

Schon jetzt gibt es das Prob-
lem, wenn es um Kritik an der 
Besatzungspolitik und den Men-
schenrechtsverletzungen im „Jü-
dischen Staat“ geht, dass man 
sofort als Antisemit und Juden-
hasser diffamiert wird. Müs-

sen wir uns zusätzlich darauf 
einstellen, geht es nach Merkel, 
dass diese Kritik dank Facebook/ 
Arvato zukünftig noch schnel-
ler gelöscht wird?

Was wird sein, wenn dem-
nächst die geheimen TTIP-Ver-
handlungen durchgewinkt wer-
den, wenn es immer heftigeren 
Widerspruch gegen die Merkel-
sche Politik geben wird? Erle-
ben wir dann, dass alles gelöscht 
wird, damit von den sozialen 
Netzwerken keine Gefahr mehr 
ausgeht? Bekommen wir dann 
israelische Verhältnisse?

Sind es doch gerade die so-
zialen Netzwerke wie Facebook 
etc., die dem Normalbürger die 
Chance für das letzte Stück der 
freien Meinungsäußerung lassen. 
Wäre es nicht viel besser, tat-
sächlich volksverhetzende Kom-
mentare zu löschen, vor allen 
Dingen  solche, die sich Pseudo-

Was Rassismus ist, 
 bestimmen wir!
Ständig erleben wir, dass nach zweierlei Maß gemessen wird, wenn es um den „Jüdischen 
Staat“ geht, wenn es um den täglichen Rassismus geht, oder wenn es um die Tonart geht, 
die nicht nach der politischen korrekten Melodie pfeift. Tatsächlich ist es in Deutschland 
unter Merkel zu einer nie gekannten Polarisierung gekommen 

Evelyn Hecht-Galinski

Bildunterschrift; mind. 1 volle Zeile Abstand davor und danach
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meinung

Namen bedienen, eine Kleinig-
keit für Facebook, anstatt mit ei-
nem mehr als umstrittenen, weil 
nicht uneigennützigem Dienst-
leister zu arbeiten und diesen 
diese Aufgabe zu übertragen. 
Es sollen sogar schon Mitarbei-
ter für alle Arten von Fremd-
sprachen gesucht worden sein, 
die z.T. auch schon eingestellt 
worden sind.

Es ist in der Tat ein unermess-
lich wachsender Markt, den es 
da zu erschließen gilt, lukrativ 
für den Anbieter und wichtig 
für die Politik. Waren wir bis-
her „gläserne Bürger“, werden 
wir demnächst zum Löschmo-
dell. Immer weiter wird unsere 
Meinungsfreiheit eingeschränkt, 
immer mehr soll der Mutbürger, 
wie ich ihn schon einmal propa-
gierte, eingeschüchtert werden. 
Wohlgemerkt: ich meine nicht 
die hetzenden und schlagenden 
Wutbürger, die sich nur ein Ven-
til suchen, um ihrem Fremden-
hass freien Lauf zu lassen.

Wenig hilfreich ist, nach den 
Vorfällen in Köln den Islam zu 
verdammen und „die Muslime“ 
unter Generalverdacht zu stel-
len, aufgrund von obskuren An-
schuldigungen Schwimmbäder 
zu schließen, oder Karnevalsum-
züge abzusagen. Auch Bürger-
wehren und Waffenkäufe, kleiner 
Waffenschein, sind nur der auf-
geheizten Stimmung zu verdan-
ken, die durch das Land zieht.

Was Merkel mit ihrer eigen-
mächtigen Politik angerichtet 
hat, ist ein Desaster. Deshalb ist 
man doch nicht gleich rechtsra-
dikal! Inzwischen gelten ja schon 
alle die als Verschwörungstheo-
retiker, die nicht alles so hinneh-
men, was uns Politik und Medi-
en verkaufen wollen.

Die Koalitionsparteien CDU 
und SPD überbieten sich in po-
pulistischen Lösungsvorschlägen 
für das durch die „Merkelsche“ 
Politik ausgelöste Chaos. Ja sie 
hat es geschafft, Deutschland zu 
spalten. Diese „Christliche Zio-
nistin“, Pfarrerstochter, hat es ge-
schafft, besorgte Bürger in zwei-
felhafte Ecken zu stellen, sobald 
sie nicht mehr meinungskonform 
agieren. Mittlerweile ist ja alles 

erlaubt im Kampf für „deutsche 
Werte“. Was sind deutsche Wer-
te? Pünktlichkeit, Sauberkeit, 
Fleiß, den „Jüdischen Staat“ und 
seine Besatzung Palästinas an-
zuerkennen, den Holocaust zu 
verinnerlichen, die Nato-Politik 
positiv zu interpretieren, TTIP 
durchzuwinken?

Fragen wir uns doch einmal 
selbstkritisch, haben wir über-
haupt noch Werte, die es gilt zu 
vermitteln und zu verteidigen? 
Hapert es nicht an allen Enden 
und Ecken an Manieren, an ei-
ner Geisteshaltung, wie Mut und 
Anstand? Wie kann man noch 
Respekt haben vor einer Poli-
tik, die Beihilfe leistet zu Bom-
bardierungen und Zerstörungen, 
weltweit?

Wie kann man Respekt ha-
ben vor einer Kanzlerin und ei-
ner Regierung, die scheinheilig 
eine Kriegspolitik betreibt, aber 
ständig von der Lösung der Ur-
sachen der Flüchtlingsströme 
spricht. Die Einladung Frau Mer-
kels an die Flüchtlinge war eine 
politische Dummheit. Eine ge-
ordnete Flüchtlingseinwande-
rung kann nur erreicht werden 
mit einer  Politik, die sich auf 
Gesetzen der EU bewegt. Was 
Merkel aber außer Kraft setz-
te, wird sie als wendige Taktie-
rerin bald wieder fallen lassen. 
Nach dem typischen Politiker-
Motto „was schert mich mein 
Geschwätz von gestern“. Schon 
eilt ihr der Sturm erprobte Fi-
nanzminister Schäuble zu Hil-

fe und denkt darüber nach, die 
Benzinsteuer zu erhöhen. Al-
les, um die „schwarze Null“ im 
Haushalt zu erhalten und Mil-
liarden für die Flüchtlingshil-
fe locker zu machen. Ja, es sind 
alles „schwarze und rote Nul-
len“, diese Politiker die uns re(a)
gieren! Kein Wort davon, dass 
wir in Deutschland, im reichen 
Deutschland, inzwischen Stra-
ßen haben, die an Afghanistan 
erinnern und eine Wohnungs-
not, die nicht nur die Flüchtlin-
ge betrifft.

In einer Erklärung sagte der 
Generalsekretär der UN, Ban 
Ki Moon:„

Muslime werden welt-
weit am häufigsten Opfer von 
Extremismus. Die Bedrohung 
durch gewaltbereiten Extre-
mismus ist auf keine Religion, 
Nationalität oder Volksgruppe 

beschränkt.“

 Dem kann ich nur beipflichten!

Quellen:
(1) Berliner Morgenpost: Facebook: Eine Million Euro für Kampf gegen 
deutsche Hetzer <http://www.morgenpost.de/web-wissen/web-technik/
article206937715/Facebook-Eine-Million-Euro-fuer-Kampf-gegen-deutsche-
Hetzer.html>
(2) Sicht vom Hochblauen: Die Spitzel in unserer Mitte <http://sicht-vom-
hochblauen.de/die-spitzel-in-unserer-mitte/>
(3) Bertelsmann: Division Arvato <http://www.bertelsmann.com/divisions/
arvato/#st-1>
(4) Desertpeace: #JeSuisStupidCharlie <https://desertpeace.wordpress.
com/2016/01/15/jesuisstupidcharlie/>
(5) Mondoweiss.net: Facebook censors cartoon critical of Israel <http://
mondoweiss.net/2016/01/facebook-cartoon-critical>
(6) Aletho News: Turkey blocks Carlos Latuff website: ‘This means I’m 
doing the right  things’ <https://alethonews.wordpress.com/2015/12/29/
turkey-blocks-carlos-latuff-website-this-means-im-doing-the-right-things/>
(7) Faz.de: Zuckerberg gibt Merkel ein Versprechen <http://www.faz.net/aktuell/
politik/hass-bei-facebook-zuckerberg-gibt-merkel-ein-versprechen-13825895.
html>

Dieser Text wurde zuerst auf  
sicht-vom-hochblauen.de unter der 
URL <http://sicht-vom-hochblauen.de/
was-rassismus-ist-bestimmen-wir/> 
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Irgendwie weiß man es ja schon 
seit jeher. Man kennt es aus di-

versen Hollywood-Streifen und 
reißerischen Thriller-Romanen: 
Westliche Geheimdienste und 
Drogen, da gibt es doch irgend-
eine Verbindung. Ernst genom-
men wird das Ganze jedoch sel-
ten. Smarte CIA-Agenten, die ge-
meinsame Sache mit Verbrecher-
Syndikaten, Kriegsfürsten und al-
lerlei anderen dunklen Gestalten 
machen? Wie soll das denn in der 
Realität aussehen?

Alfred W. McCoy beantwor-
tet diese Fragen mehr als ausführ-
lich – auf über 600 Seiten. Es gibt 
wohl keinen Historiker, der sich 
besser mit Drogenhandel und Poli-
tik auskennt als der scharfsinnige 
Geschichtsprofessor aus Wiscon-
sin. Egal ob Südeuropa oder Zen-
tralasien, so gut wie alle bekann-
ten Heroinquellen der Geschichte 
werden ausführlich beleuchtet. Es 
scheint, als ob kein Fleck der Erde 
in diesem umfassenden Werk aus-
gelassen wird.

Dies ist nicht verwunderlich. Es 
gibt nämlich viele Flecke. Über-
all, wo die Vereinigten Staaten auf 
irgendeine Art und Weise aktiv 
gewesen sind, um genau zu sein. 
Während heute, im 21. Jahrhun-
dert, in den hiesigen Medien teils 
weiterhin behauptet wird, der ame-
rikanische Geheimdienst sei ein 
lupenreiner Verein, der lediglich 
die westliche Freiheit beschütze, 
zeichnet McCoy ein Bild vom US-
amerikanischen Geheimdienst, 
dass jegliche Verbrecherorgani-
sation meilenweit hinter sich zu-
rücklässt.

Der Grund hierfür ist die Tat-
sache, dass nahezu jede Interven-
tion Washingtons, ob geheim oder 
offiziell, mit dem globalen Dro-
genhandel Hand in Hand ging. 
Ähnlich wie der sogenannte Krieg 
gegen den Terror, der in den letzten 
Jahren vor allem den Terror selbst 

förderte, etwa in Afghanistan, im 
Irak oder in Pakistan, ereignete 
sich dasselbe Szenario im Lau-
fe des Krieges gegen die Drogen.

Bezeichnend war hierfür die 
Zusammenarbeit des Geheim-
dienstes mit jener verdeckten Un-
terwelt, die McCoy als klandes-
tine, soziale Milieus bezeichnet, 
sprich, unsichtbare und kriminelle 
Akteure, die komplexe finanzielle 
und politische Operationen aus-
führen, ohne dabei fassbare Spu-
ren zu hinterlassen. Was sich wie 
ein fantasievoller Thriller voller 
Verschwörungen liest, ereignet 
sich seit den 1970ern in Birma, 
Laos, Sizilien, Marseille, Afgha-
nistan und anderswo, immer und 
immer wieder.

Die Profiteure sind bis zum 
heutigen Tage Drogenbarone, die 
jeglichen Schutz genießen, wäh-

rend sie ihrem Milliardengeschäft 
in Ruhe und Gelassenheit nachge-
hen können. Das aktuellste Bei-
spiel hierfür ist Afghanistan, jenes 
Land, das nun seit fast fünfzehn 
Jahren von den USA besetzt wird. 
Seit diesem Zeitpunkt explodiert 
allerdings auch der Opiumanbau 
Jahr um Jahr. Im jährlichen Rhyth-
mus berichten führende Medien 
der Welt immer wieder von diesem 
Umstand – und geben meistens vor, 
überrascht und schockiert zu sein.

Was die CIA mit dem afgha-
nischen Opiumanbau zu tun hat, 
wird jedoch wie gewohnt weg-
gelassen. Das Opium der Afgha-
nen, so scheint es, sprießt ohne 
Grund. Oder weil die aufständi-
schen Taliban im Land, jene, wel-
che die westlichen Truppen, jene 
vermeintlichen Kämpfer der De-
mokratie, bekämpfen, es so wollen.

Lieber Drogen als  
Kommunisten

McCoy räumt mit derartigen Halb-
wahrheiten auf, indem er unter an-
derem darauf hinweist, dass af-
ghanische Rebellenführer schon 
während des Kalten Krieges zu 
mächtigen Drogenfürsten aufstie-
gen. Den Amerikanern war dies 
herzlich egal, solange die kom-
munistischen Herrscher in Kabul 
bekämpft wurden. Das Feindbild 
Kommunismus taucht in diesem 
Kontext des Öfteren auf. Die CIA 
griff etwa auch der korsischen Ma-
fia in Marseille, rechten Contra-
Rebellen in Nicaragua oder blu-
tigen Warlords in Birma unter die 
Arme. Hauptsache, dem kommu-
nistischen Feind wurde der Garaus 
gemacht. Währenddessen flossen 
Geld und Drogen.

Aus dem Schatten heraus
Dass westliche Geheimdienste mit dem globalen Drogenhandel vernetzt sind, wird heutzutage teils immer noch als 
Verschwörungstheorie abgestempelt. In seinem aktualisierten Werk „Die CIA und das Heroin – Weltpolitik durch Drogen-
handel“ beschreibt der US-amerikanische Historiker Alfred W. McCoy in investigativer Manier, wie real die Verschwörung 
ist – und wie sie zahlreiche Länder seit Jahrzehnten auffrisst.  von Emran Feroz

Yucatan, 2007: Ein Flugzeug der CIA, das früher für das „extraordinary rendition“ Programm genutzt wurde, 
stürzte in 2007 auf Yucatan mit 3,2 Tonnen Kokain an Bord ab.
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Ähnlich verhält es sich auch in 
jenen Kriegen der USA, die nach 
dem Fall des Eisernen Vorhanges 
begonnen haben. Exemplarisch 
hierfür ist ein weiteres Mal Af-
ghanistan. Seit die NATO-Trup-
pen dort unter der Führung Wa-
shingtons stationiert sind, floriert 
der Opiumanbau und bricht jedes 
Jahr Rekorde. Kurz vor dem Ein-

marsch der NATO stammten rund 
fünf bis zehn Prozent des weltwei-
ten Schlafmohns aus dem Land 
– mittlerweile sind es mehr als 
neunzig Prozent.

Der Grund hierfür liegt vor al-
lem in der Tatsache, dass die west-
lichen Truppen sich im Kampf ge-
gen die Taliban mit jenen brutalen 

Kriegsfürsten verbündeten, die pa-
rallel dazu ihrer Tätigkeit als Dro-
genbaron nachgingen. Neben zahl-
reichen Kriegsverbrechen wurde 
ihnen die Ausweitung ihrer Macht 
sowie der damit einhergehende 
Drogenanbau so gut wie in den 
Schoß gelegt. Derartige Entwick-
lungen reichten bis in den Präsi-
dentenpalast. So galt etwa Ahmad 
Wali Karzai, einer der Brüder des 
damaligen afghanischen Präsiden-
ten Hamid Karzai, als einer der be-
rüchtigsten Drogenbosse des Lan-
des und stand auf der Gehaltsliste 
des CIA. Bekannt wurde dies erst, 
nachdem er 2011 Opfer eines At-
tentates wurde.

Prohibition förderte An-
bau, Handel und  
Konsum
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt gibt 
es nur wenige Geschäfte auf der 
Welt, die profitabler erscheinen als 
der Drogenhandel. Warum sich 
dies auf diese Art und Weise ent-
wickelt hat und jeglicher Kampf 
gegen das Rauschgift aussichtslos 
erscheint, hat mehrere Gründe. Für 
McCoy ist vor allem die Prohibi-
tion des Opiums ein Grund. Erst 
nachdem die Gesetze mehrerer 
Staaten die Droge verboten, be-
gann das Geschäft mit ihr zu flo-
rieren. In den Jahren zuvor, etwa 
Ende des 19. sowie in den Anfän-
gen des 20. Jahrhunderts, bekam 
jedes Kind Opium in der nächs-
ten Apotheke. Der spätere Antid-
rogenkampf der Vereinten Natio-
nen sowie der USA verschärften 
hingegen das Problem. Sowohl 

Produktion als auch Konsum wur-
den dadurch gefördert.

All dies macht Alfred W. Mc-
Coy mit zahlreichen Zahlen und 
Fakten deutlich, die sich derartig 
akribisch kaum woanders zusam-
mengefasst finden lassen. Es ist 
kein Wunder, dass die CIA einst 
versucht hat, die allererste Version 
dieses Buches zu verhindern. Mc-
Coys „Drogenbuch“ liest sich wie 
ein Thriller. Der Autor bleibt sich 
zwar als Historiker treu, schlüpft 
allerdings auch in die Rolle eines 
investigativen Journalisten, der die 
Gefährlichkeit dieses umstrittenen 
Themas hautnah miterlebt. Mal in-
terviewt er brutale Kriegsfürsten 
oder hochrangige Militärs, mal 
lauern ihm CIA-nahe Milizen auf 
und trachten nach seinem Leben. 
Für jene, welche die komplexen 
Verstrickungen von globaler Po-
litik und Drogenhandel bis in die 
heutige Zeit verstehen wollen, ist 
McCoys Werk ein absolutes Muss.

US-Präsident Ronald Reagan trifft sich mit den Mitgliedern der Nicaragu-
anischen Contra Bewegung. Oliver North steht ganz rechts, leider ange-
schnitten. (Foto: US National Security Archive)

Dieser Text wurde zuerst auf Nach-
denkseiten.de am 03.05.2016 unter 
der URL <http://www.nachdenkseiten.
de/?p=33232> veröffentlicht. Lizenz: 
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Dirk Pohlmann :  Hier ist 
KenFM-International und unser 
Gast ist heute James Risen, zwei-
maliger Pulitzer-Preis-Gewinner 
und Autor des Buches „Krieg um 
jeden Preis – Gier, Machtmiss-
brauch und das Milliardenge-
schäft mit dem Kampf gegen den 
Terror“. Guten Tag, Mr. Risen, 
wir freuen uns sehr, Sie heute bei 
uns begrüßen zu können.
James risen: Vielen Dank für die 
Einladung.
DP: Ihr Buch war auf Platz 18 der 
US-New-York-Times-Bestseller-
liste und hat es bis auf den 9. 
Platz in Deutschland geschafft. 
Sie sind jetzt in Deutschland 
also noch prominenter als in den 
USA, obwohl ich bezweifle, dass 
der Pulitzerpreis …
Jr: Das ist hervorragend, vielen 
Dank!
DP: Vielleicht können Sie uns ein 
wenig über sich selbst erzählen, 

wer Sie sind und über Ihren be-
ruflichen Hintergrund.
Jr: Ich bin ein Investigativ-Re-
porter für die New York Times 
in Washington. Ich habe vier Bü-
cher geschrieben; „Krieg um je-
den Preis“ ist mein viertes Buch, 
über die Kosten durch Betrug 
beim Krieg gegen den Terror. 
Mein vorheriges Buch „State of 
War“ führte zu einer sehr langen 
staatsanwaltlichen Ermittlung ge-
gen mich, es war ein sieben Jah-
re langer Kampf, den ich mit der 
US-Regierung auszutragen hatte, 
weil ich meine Informanten nicht 
offenlegen wollte.
DP: Das ist ein journalistisches 
Grundrecht in allen zivilisierten 
Staaten, warum war das ein Pro-
blem in den Vereinigten Staaten?
Jr: Weil es kein Bundesgesetz in 
den USA gibt, dass Journalisten 
erlaubt, ihre Quellen zu schüt-
zen. Es gab eine Reihe von Ent-

scheidungen in der letzten Zeit, 
die sich gegen Journalisten richte-
ten, besonders in meinem Fall, da 
bekämpfte mich die Obama-Re-
gierung mit einer Gerichtsverfü-
gung. Entweder ich würde meine 
Informanten preisgeben, oder ich 
müsste ins Gefängnis. Ich habe 
abgelehnt, meine Quellen zu be-
nennen, bis heute, und die Regie-
rung war kurz davor, mich ins 
Gefängnis zu stecken, aber dann 
haben sie es doch nicht gemacht, 
weil sie so viel negative Publicity 
dafür bekamen.
DP: Das ist eine sehr merkwür-
dige Situation, weil in der Jour-
nalistenausbildung in Deutsch-
land gelehrt wird, dass die Ver-
einigten Staaten das Mutterland 
der freien Presse sind. Es scheint 
dort also von der rechtlichen Sei-
te problematischer zu sein als in 
Deutschland oder England.
Jr: Ja.

DP: Aber warum sind Sie so ge-
fährdet, was schreiben Sie in Ih-
ren Büchern, das Sie zum Ziel 
der Regierung und ihres Justiz-
apparates macht?
Jr: Ich habe über Geheimdienste 
berichtet, einen großen Teil mei-
ner Karriere als Journalist habe 
ich mich mit der CIA, Spiona-
ge, der NSA beschäftigt, und das 
sind sehr heikle Themen. Ich bin 
ein investigativer Journalist, der 
versucht, etwas über die US-Ge-
heimdienste herauszubekommen, 

Gleich nach dem 11. September war der Krieg gegen den Terror der USA vielleicht ein Rachefeldzug, ein Heim-
zahlen, ein Quittwerden. Aber das Motiv des weltweiten Krieges gegen den Terror 13 oder 14 Jahre später ist 
nur noch eine Suche nach Geld und Macht, meint James Risen (Foto: US Navy, Bob Houlihan, Public Domain). 

Fragen an James Risen:
„Krieg um jeden Preis“
Die Berichterstattung über das Verschwinden von etwa 10 Milliarden US-Dollar Bargeld, durch die US-Regierung beauf-
tragt, von der Fed gedruckt, von der USAF nach Irak geliefert und dort von der US-Militärverwaltung in dunkle Kanäle 
spurlos eingespeist, ist nur eines der journalistischen Bravourstücke James Risens, die in diesem Interview mit KenFM-
International-Reporter Dirk Pohlmann zur Sprache kommen. von Dirk Pohlmann

Im Interview:
James Risen
hat als Inves-
tigativ-Journa-
list für zwei der 
bedeutendsten 
US-Ze itungen 
gearbeitet, für 
die Los Ange-
les Times und für die New York 
Times. Er ist zweimal mit einem 
Pulitzer-Preis ausgezeichnet wor-
den, dem Presse-Äquivalent zum 
Oscar. Zum einen für seine Be-
richte über den 11. September, 
zum anderen für die Aufdeckung 
der Ausspähung von US-Bürgern 
durch die NSA bereits 2006, al-
so lange vor Snowden. Seine Bü-
cher, die sich meist mit der CIA 
beschäftigen, sind Bestseller. 
Sein neuestes Buch „Krieg um 
jeden Preis – Gier, Machtmiss-
brauch und das Milliardenge-
schäft mit dem Kampf gegen 
den Terror“ war sowohl in den 
USA als auch in Deutschland un-
ter den Top Twenty. Seit 2008 
steht James Risen vor Gericht. 
Der Staatsapparat der USA will 
ihn zwingen, eine Quelle seiner 
Enthüllungen preiszugeben. Ri-
sen wehrt sich standhaft.
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und einiges von dem, was ich ent-
hüllt habe, passte der US-Regie-
rung überhaupt nicht. Das führ-
te dazu, dass sie mich ins Visier 
nahmen – mich, aber auch andere 
Journalisten, die andere Sachen 
über die US-Geheimdienste her-
ausbekommen haben.
DP: Sie haben zweimal den Pulit-
zerpreis gewonnen, wofür haben 
Sie diese Auszeichnung erhalten?
Jr: Den ersten für meine Bericht-
erstattung über Terrorismus und 
al-Qaida nach 9/11 im Jahr 2002, 
den zweiten für das Aufdecken 
der Inlandsüberwachung der NSA 
2006.
DP: Wir werden auf das Thema 
des Journalismus zurückkom-
men, auch darauf, was Journa-
listen heutzutage denken und 
wie sie agieren. Aber zuerst las-
sen Sie uns über Ihr neues Buch 
reden, „Pay any Price – Greed. 
Power and Endless War“, auf 
Deutsch „Krieg um jeden Preis 
– Gier, Machtmissbrauch und 
das Milliardengeschäft mit dem 
Kampf gegen den Terror“. Sie ha-
ben es in drei Kapitel unterteilt, 
vielleicht können Sie uns eine 
grobe Übersicht über den Inhalt 
des Buches geben, außerdem ei-
nige Beispiele zu jedem Kapitel, 
oder ein interessantes Beispiel, 
damit wir einen Eindruck bekom-
men.
Jr: Eines der Dinge, die ich zei-
gen wollte – man könnte es auch 
das Hauptthema des Buches nen-
nen – war gleich nach dem 11. 
September der Krieg gegen den 
Terror der USA. Ein Rachefeld-
zug, ein Heimzahlen, ein Quitt-
werden – mit welchem Ausdruck 

auch immer Sie das bezeichnen 
wollen, was es immer war, viel-
leicht auch, das Wachstum von al-
Qaida zu bekämpfen. Aber das 
Argument in meinem Buch ist, 
dass das Motiv des weltweiten 
Krieges gegen den Terror 13 oder 
14 Jahre später nur noch eine Su-
che nach Geld und Macht ist. Es 
gibt eine ganze Klasse, Personen, 
die von dieser langen Zeit eines 
ständigen Krieges profitiert ha-
ben, der längsten Kriegsdauer 
in der Geschichte der USA. Die 
Vereinigten Staaten haben nach 
dem 11. September damit begon-
nen, hunderte Milliarden Dollar 
in den Krieg gegen den Terror 
zu versenken. Das passiert mehr 
oder weniger im gleichen Mo-
ment, in dem man sich zur Dere-
gulierung mittels Nationaler Si-
cherheit entscheidet. Was ich da-
mit meine ist, dass wir viele Re-
geln und Vorschriften aufgeho-
ben haben, die eingeführt worden 
waren, um die Macht der Natio-
nalen Sicherheit nach Watergate 
in der Reformperiode der Sieb-
zigerjahre zu begrenzen. Damals 
haben die USA die Kontrolle 
über Operationen, die mit Nati-
onaler Sicherheit zusammenhin-
gen, verstärkt. Viele dieser Refor-
men waren gültig, bis der 11. Sep-
tember alles änderte. Da begann 
die Bush-Regierung damit, diese 
Reformen und Regeln abzuschaf-
fen, während sie zur gleichen Zeit 
Hunderte Milliarden Dollar für 
Anti-Terrorismus auszugeben be-
gann. Das war im Grunde ein de-
reguliertes Unternehmen, in das 
Hunderte Milliarden Dollar hi-
neingesteckt wurden, während 
man die Regeln und Vorschrif-
ten abschaffte, was unausweich-
lich zu enormen, nicht beabsich-
tigten Konsequenzen führte. Aus 
meiner Sicht wurde das – so ver-
suche ich zu argumentieren – zu 
einer Anti-Terror-Blase, sehr ähn-
lich der Finanz-Blase, die wir in 
der letzten Rezession 2008/2009 
durchstehen mussten.
DP: Wenn ich Sie hier unterbre-
chen darf: Ich war im Spionage-
museum in Washington, da gab 
es jede Menge über den Kalten 
Krieg zu sehen, würde es einen 
Nuklearkrieg geben oder nicht, 

und dann am Ende der Präsen-
tation sagte man: Jetzt, wo der 
Kalte Krieg zu Ende ist, ist die 
Welt viel komplizierter und viel 
gefährlicher geworden. Das ist 
doch eher lustig. Es scheint so zu 
sein, dass man plötzlich realisiert 
habe, dass einem der Feind ab-
handengekommen war und man 
etwas Anderes brauchte. Und da 
hat man sich einen neuen ausge-
dacht, wie eine Puppe: Der Feind 
existiert eigentlich gar nicht in 
der Größe. Sie brauchen aber so 
etwas, und also bauen sie sich ei-
nen Feind?

Jr: Warum auch immer sie das 
machten, mit Absicht oder ob es 
einfach passierte, das ist schwer 
zu sagen. Ich glaube nicht, dass 
es eine willentliche Entschei-
dung von jemandem war, der ei-
nen neuen Feind brauchte. Ich 
glaube, dass es einfach passier-
te. Es ähnelt sehr dem, was im 
frühen Kalten Krieg passierte, 
als die USA den Kommunismus 
fürchteten und den Kommunis-
mus nicht verstanden. Die sowje-
tische Bedrohung war eine sehr 
abstrakte Bedrohung, und weil 
sie die nicht wirklich verstanden, 
glaubten sie sogar, dass die So-
wjets superstark waren und dass 
sie bald den Broadway entlang-
marschieren würden. Nach dem 
11. September geschah etwas 
sehr Ähnliches: Wir verstanden 
die terroristische Gefahr nicht, 
sie war sehr abstrakt, und so lan-
deten wir in einer sehr ähnlichen 
Periode der Angstmacherei, einer 

Art Panik, in etwa wie in der Pe-
riode des frühen Kalten Krieges, 
die zur McCarthy-Ära führte. Ich 
glaube, diese Periode war wirk-
lich der McCarthy-Zeit des Kal-
ten Krieges ähnlich, als Furcht 
und Paranoia sich ausbreiteten 
und dazu führten, dass die Be-
drohung sehr akut zu sein schien 
– ein Übertreiben der Bedrohung, 
eine massive Überreaktion ange-
sichts der Bedrohung.
DP: Aber Sie haben über Ihr 
Buch gesprochen. Wir haben die-
se drei Kapitel. Vielleicht können 
Sie uns erklären, um was es da-
bei geht, eine Übersicht.
Jr: Es gibt drei Kapitel. Das erste 
heißt „Gier“. Es beschäftigt sich 
mit … Ich glaube, die erstaun-
lichste Geschichte ist das erste 
Kapitel, in dem ich herausfand, 
dass die USA 12 bis 14 Milliar-
den Dollar in 100-Dollar-Noten 
mit Militärflugzeugen in den Irak 
geflogen haben, direkt nach der 
US-Invasion, und der größte Teil 
davon ist bald nach der Ankunft 
im Irak verschwunden. Was ich 
herausgefunden hatte, war, dass 
zwei Milliarden von diesem Geld 
in einem Bunker im Libanon ent-
deckt worden sind. Es war offen-
bar in Bagdad gestohlen und im 
Geheimen von den Leuten aus 
der irakischen Regierung, die 
es gestohlen hatten, in den Li-
banon gebracht worden. Das ist 
wahrscheinlich einer der größ-
ten Raubzüge der Weltgeschich-
te, aber niemand unternimmt des-
wegen irgendwas. Das Geld wur-
de aus der Federal Reserve in 
New York genommen, es wurde 
von der Edwards-Air-Force-Base 
aus Washington in den Irak geflo-
gen. Und dann, als es in der grü-
nen Zone ankam oder in der Ira-
kischen Zentralbank, verschwand 
ein großer Teil davon.
DP: Was ich in Ihrem Buch gele-
sen habe, erweckt den Eindruck, 
dass einige Leute da lieber weg-
geschaut haben, weil das Geld 
dem damaligen Präsidenten Ala-
wi helfen sollte, an der Macht zu 
bleiben. Solange er dieses Geld 
dazu nutzen würde, eine stabile 
Regierung zu bilden, würde man 
darüber hinwegsehen. Ist das so 
richtig?
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Jr: Es gab die Möglichkeit, dass 
die USA die Regierung Allawi 
stabilisieren wollte, möglicher-
weise 2004 und 2005, obwohl 
es dafür keinen Beweis gibt. Ich 
habe im Buch auch nicht ver-
sucht, das zu beweisen. Ich habe 
nur gesagt, dass in den USA die 
Frage aufgetaucht ist, ob die 
Bush-Regierung im Geheimen 
versucht hat, Allawi zu unterstüt-
zen, weil er 2004 der erste ira-
kische Interims-Premierminis-
ter nach der Invasion geworden 
war und 2005 wieder zur Wahl 
antreten musste, in der er jedoch 
von dem stärkeren schiitischen 
Kandidaten al-Maliki geschla-
gen wurde. Es ist nicht genau be-
kannt, wer das Geld, das in den 
Libanon geschickt wurde, gestoh-
len hat. Aber al-Maliki hat US-
Spitzen-Offizielle gefragt, was 
mit dem Geld passiert sei, und der 
frühere US-Botschafter im Irak 
hat mir gesagt, dass al-Maliki ihn 
gefragt habe, was er über das ver-
steckte Geld im Libanon wüsste. 
Er hat auch mit Stewart Bohen, 
dem generalbevollmächtigten Er-
mittler (Special Inspector Gene-
ral for Iraq) gesprochen, dessen 
Team nach dem verschwunde-
nen Geld gesucht hat und der den 
versteckten Bunker im Libanon 
gefunden hat. Es war also seine 
Mannschaft, die die Ermittlun-
gen durchführte und feststellte, 
dass all dieses Geld im Libanon 
gelandet war.
DP: In Ihrem Buch sagen Sie, 
wenn ich das richtig zitiere, dass 
etwa 20 Milliarden ausgeliefert 
wurden, wovon 11,7 Milliarden 
verschwunden sind.
Jr: Ihr Verbleib konnte nicht fest-
gestellt werden. Vieles davon ist 
wahrscheinlich nicht gestohlen 
worden, es ist einfach irgendwo 
verschwunden. Die Buchhaltung 
war sehr schlecht. Es ist nicht 
klar, wie viel davon benutzt wur-
de, wie viel gestohlen und wie 
viel verschwendet.
DP: Aber das sind riesige Sum-
men …
Jr: Ja, es ist atemberaubend, die-
ser Haufen Geld. Allein die Tat-
sache, dass die USA für dieses 
Geld eine Luftbrücke einrichte-
ten … Berge von Geld, und dann 

haben sie sich nicht dafür interes-
siert, wo das geblieben ist. Das ist 
phänomenal.
DP: Und im Moment gibt es auch 
niemanden, der fragt: Wohin ist 
dieses Geld verschwunden? Da 
muss einiges auf privaten Kon-
ten liegen.
Jr: Ja, es ist unklar, was damit 
heute passiert, ich weiß darü-
ber nichts. Im Buch habe ich ge-
schrieben, dass al-Maliki dar-
an interessiert war, es zu finden 
oder herauszufinden, was damit 
passiert ist. Aber soweit ich weiß, 
unternimmt die US-Regierung 
nichts, um das herauszufinden.

Gehen wir zum nächsten Ka-
pitel. Das zweite Kapitel des Bu-
ches heißt „Macht“. Es ist der Teil, 
für den ich die meiste Zeit aufge-
wendet habe, der mich am meisten 
interessiert hat. In gewisser Wei-
se war es die Geschichte von Ro-
setta. Das ist eine sehr komplexe 
Geschichte, eine echte Heraus-
forderung für einen Reporter, das 
zu untersuchen, weil es so kom-
plex war, vielleicht eine der kom-
plexesten Geschichten, über die 
ich jemals zu schreiben versucht 
habe. Es war ein Fall, in dem eine 
Rechtsanwaltskanzlei in South 
Carolina in den USA, die die An-
gehörigen der 9/11-Opfer vertrat, 
sich dazu entschloss, gegen Sau-
di-Arabien zu klagen, und zwar 
wegen Unterstützung des Terro-
rismus und der Unterstützung von 
al-Qaida. Sie beschuldigten die 
Saudis, hinter 9/11 zu stecken. 
Nachdem sie eine 1.000-Milliar-

den-US-Dollar-Klage gegen Sau-
di-Arabien erhoben hatten, heu-
erten sie weltweit ein Team von 
Ermittlern an, um die Indizien für 
ihre Klage gegen Saudi-Arabien 
zusammenzutragen. Doch zufäl-
ligerweise arbeiteten einige ihrer 
Ermittler auch für die US-Regie-
rung, und so verstrickten sie sich 
in einer sehr komplexen Opera-
tion, in deren Verlauf sie einen 
afghanischen Warlord zurück in 
die USA lockten, aus Afghanistan 
bzw. Pakistan. Der wurde dann 
verhaftet, vor Gericht gestellt und 
zu lebenslanger Haft in den USA 
verurteilt. Das haben sie im Auf-

trag der US-Regierung, der Dro-
genfahndung gemacht, all das zur 
selben Zeit, in der sie eigentlich 
für die Kanzlei wegen der Ankla-
ge arbeiten sollten. Das war eine 
sehr merkwürdige Mischung von 
Umständen, die mich Fragen stel-
len ließ, ob der Krieg gegen den 
Terror zu all diesen unbeabsich-
tigten Folgen führte, die sowohl 
für die Regierung als auch für die 
Anwaltskanzlei sehr verwirrend 
waren. Das war für mich wirk-
lich interessant, mich durch diese 
Sache durchzuwühlen und zu se-
hen, wie schwierig es doch ist, den 
Dingen auf den Grund zu kom-
men und zu verstehen, was wirk-
lich in der Welt in Sachen Terror 
vorgeht. Das war wie eine Suche 
im Spiegelkabinett: Wer arbeitet 
jetzt wirklich für wen im Krieg 
gegen den Terror? Wenn Sie sich 
jetzt Syrien anschauen, haben Sie 
das perfekte Beispiel dafür, was 

ich gerade gesagt habe. Wenn Sie 
sich diesen Krieg anschauen, den 
wir angeblich mit ISIS haben: 
Sie haben die Russen, die Rebel-
len bombardieren, ISIS-Rebellen 
bombardieren; die Türken, die ge-
gen die kurdischen PKK-Rebellen 
im Nordirak agieren; die USA, die 
ISIS bombardieren. Sie haben die 
Iraner, die die irakische Armee 
unterstützen und ISIS in der Pro-
vinz Anbar bekämpfen. Da gibt 
es eine Menge sich bewegender 
Teile im Krieg gegen den Terror, 
sie Sie zusammensetzen oder un-
terscheiden müssen.
DP: Es scheint so zu sein, dass 
Länder und Grenzen nichts mehr 
wert sind. Wann immer sich ir-
gendjemand dazu entschließt, 
dass Libyen eine neue Regierung 
braucht … Wobei Libyen die ge-
ringste Säuglingssterblichkeit 
hatte, sie hatten kostenloses Bil-
dungssystem, sie hatten ein funk-
tionierendes Gesundheitssystem, 
es war das Land mit dem höchs-
ten Durchschnittseinkommen 
in ganz Afrika, aber es muss-
te unbedingt zerstört werden. 
Und dann ist da der Irak. Trotz 
all dieser Sachen gibt es Krieg, 
wann immer jemand meint, dass 
er möglich ist und profitabel.
Jr: Ich glaube, das ist der größte 
Fehler, den die Vereinigten Staa-
ten gemacht haben. Ich beschrei-
be das auch in meinem Buch: Ich 
glaube, die zentrale Entschei-
dung der Periode nach dem 11. 
September war, als George Bush 
entschied, dass es eine militäri-
sche Antwort der Nationalen Si-
cherheit zum Terrorismus geben 
würde statt einer strafrechtlichen 
Antwort. Wenn man auf die Clin-
ton-Regierung zurückblickt, die 
hatte in den 90er-Jahren meist 
mit strafrechtlichen Metho-
den auf Terrorismus geantwor-
tet und die al-Qaida-Terroristen 
vor einem Bundesgericht in New 
York angeklagt. Und Bush ent-
schied, dass er nicht das Gleiche 
tun wollte, was Clinton getan hat-
te. Er meinte, dass Clinton nicht 
entschlossen genug den Terroris-
mus vorgegangen war, also verän-
derte er das Vorgehen von juris-
tischer Verfolgung zu Krieg, zu 
einem Vorgehen im Rahmen der 
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Nationalen Sicherheit. Er brachte 
das Land auf einen Kriegskurs. 
Ich glaube, das war die zentrale 
Entscheidung der gesamten Peri-
ode, und jetzt sucht die USA für 
jeden Aspekt der Terrorismus-
Abwehr immer nach einer mili-
tärischen Lösung. So führten wir 
seit dem 11. September entweder 
offene oder verdeckte Militärope-
rationen in sieben oder acht ver-
schiedenen Ländern durch. Man 
kann daraus ein Argument ablei-
ten, dass in fast jedem Fall diese 
Länder nach unserem Eingreifen 
im Vergleich zu vorher in einer 
schlechteren Lage sind: instabi-
ler und dysfunktionaler.
DP: Da stimme ich Ihnen zu. Au-
ßerdem wurde auch die Glaub-
würdigkeit der USA von den ei-
genen Bomben und Drohnen ge-
troffen und hat ein Waterboar-
ding über sich ergehen lassen 
müssen. Da werden die eigenen 
Grundlagen zerstört, die hier 
sehr positiv besetzt waren, sogar 
für die Linke in Europa. Als die 
wahre USA erschien ja vor allem 
Kalifornien: Es gab Jazz, Musik, 
sehr viel Freiheit, und plötzlich 
verändert sich das in eine Art 
Sowjetunion light, die nur um 
des militärischen Machtwillens 
existiert. Um mehr geht es nicht 
mehr: Ein Staat, der nicht mehr 
den Rechtsgrundsätzen gehorcht.
Jr: Das führt zu dem dritten Teil 
meines Buches, in dem es um die 
langfristigen Effekte geht, die 
diese Kriege auf die USA haben. 
Ich nenne diesen Teil den endlo-
sen Krieg. Dieses Kapitel ist mir 
eines der liebsten. Es handelt von 
den physischen Hindernissen und 
Beschränkungen der Bewegungs-
freiheit, die sich die Amerikaner 
selbst auferlegt haben oder die 
die Regierung den Amerikanern 
seit dem 11. September auferlegt 
hat. Ich habe mich besonders 
mit einer kleinen Stadt in Ver-
mont beschäftigt, die direkt an 
der Grenze zu Kanada liegt, sie 
heißt Derby Line, Vermont. Vor 
dem 11. September gab es da kei-
ne Mauern, Grenzen, keine Tore, 
nichts. Derby Line liegt genau an 
der Grenze zu Quebec. Es ist nur 
die Hälfte einer Stadt, die ande-
re Hälfte ist Stanstead, Quebec. 

Und genau in der Mitte der Stadt 
liegt die Bibliothek, eine kosten-
lose Bücherei der Mittelschule. 
Es ist eine große Bücherei und 
sie beherbergt auch noch eine 
Oper. Das Gebäude wurde vor 
etwa hundert Jahren mit Absicht 
genau auf der Grenze errichtet, 
buchstäblich. Die Grenze verläuft 
durch die Mitte des Leseraums. 
Es gibt eine dicke schwarze Linie 
in der Mitte des Raumes, um die 
Grenze zu markieren. Das wurde 
entworfen, um die gute Nachbar-
schaft der USA und Kanada zu 
symbolisieren, die traditionell als 

die längste, unverteidigte Grenze 
der Welt bekannt war. Doch nach 
dem 11. September entschied das 
Heimatverteidigungsministeri-
um, dass die kanadische Grenze 
ein Sicherheitsrisiko sei, obwohl 
es dafür überhaupt keine Hinwei-
se gab. Dann begannen die Anti-
Einwanderungs-Aktivisten der 
USA damit, Mauern an der me-
xikanischen Grenze zu fordern, 
und dann wollten sie auch stren-
gere Begrenzungen der Einwan-
derung von Kanada oder stärke-
re Beschränkungen des Zugangs 
zu den Vereinigten Staaten. Das 
Heimatschutzministerium forder-
te, Barrieren entlang der kanadi-
schen Grenze an Grenzübergän-
gen zu errichten. Eine der Städ-
te, in die sie gingen, um Grenzen 
zu errichten, war Derby Line, 
Vermont. Aber sie hatten dieses 
Problem, dass die Bücherei ge-
nau auf die Grenze gebaut war. 
Das war ein berühmtes Gebäude 
der Stadt. Wie also konnte man 

die Grenze schließen, wenn der 
eigentliche Daseinszweck die-
ses Gebäudes darin bestand, die 
Grenze offen zu halten? Also 
bauten sie Grenzübergänge an 
den Straßen der Stadt auf, außer 
an einem Ort, direkt an der Bü-
cherei, von dem die Bewohner 
forderten, dass er offen bleiben 
sollte. Doch dann war da dieser 
Mann, den ich interviewte, Buzz 
Roy, ein netter älterer Herr, dem 
die Drogerie in Derby Line ge-
hört, ein alter Brummbär in der 
Stadt … Er ging auf die andere 
Seite, um sich in Stanstead eine 

Pizza zu kaufen – das ist nur ein 
paar Blocks von seinem Haus 
entfernt – und auf seinem Rück-
weg passierte er die Grenze bei 
der Hasco-Bücherei. Die Grenz-
polizei hielt ihn an und fragte 
ihn, wohin er wolle und warum 
er illegal in Kanada sei, und er 
antwortete: „Nein, ich bin doch 
an der Straße neben der Büche-
rei, hier geht das noch.“ Doch 
die Grenzbeamten sagten, das 
sei nicht mehr erlaubt. Er ging 
nach Hause, aß seine Pizza und 
wurde wütender und wütender, 
sodass er beschloss, in der glei-
chen Nacht wieder hinzugehen 
und einfach die Straße auf und ab 
zu gehen, immer wieder, über die 
Grenze an der Bücherei, bis ihn 
jemand festnehmen würde. Sie 
kamen, hielten ihn an und nah-
men ihn fest. So wurde er zum 
Märtyrer für Derby Line. Es gab 
große Proteste in der Stadt gegen 
das Heimatschutzministerium, 
das letztlich nachgeben musste. 

Für mich war das wie ein Mik-
rokosmos, in dem man die For-
derung nach Sicherheit nach 
dem 11. September, die Forde-
rung, das Leben der Amerikaner 
einzuengen, das traditionelle Le-
bensart des Landes …
DP: Ist dieser Krieg gegen den 
Terror auch ein Krieg gegen 
Amerika?
Jr: Ja, ich glaube, den größten 
Einfluss hat dieser Krieg gegen 
den Terror auf das Leben der 
Amerikaner selbst gehabt, auf un-
seren Lebensstil. Wir haben uns 
das selbst angetan. Ich zitiere ei-
nen der vielleicht größten Terro-
rismus-Experten der USA, Brian 
Jenkins von der Rand Corpora-
tion, der gesagt hat: „Wir haben 
uns selbst terrorisiert.“ Wir ha-
ben das wirklich gut hinbekom-
men, uns selbst zu verängstigen 
angesichts eines Problems, das in 
Wirklichkeit viel kleiner ist, als 
irgendjemand zugeben will. Das 
ist es, was hier abläuft. Und dann 
sieht man immer dasselbe. Bis zu 
Osama bin Ladens Tod war al-
Qaida die große Bedrohung, von 
der die Leute geredet haben, und 
jetzt reden plötzlich alle von ISIS. 
Das ist merkwürdig, weil ISIS 
hauptsächlich damit beschäftigt 
ist, sich Gelände im Mittleren Os-
ten zu sichern. Trotzdem sind vie-
le Kritiker und viele sogenann-
te Terrorismus-Experten der An-
sicht, dass dies eine größere Be-
drohung für den Westen sei als 
jemals zuvor. Aber so würde ich 
das nicht einschätzen: Es ist keine 
existenzielle Bedrohung für die 
Vereinigten Staaten oder Euro-
pa. Trotzdem haben wir es zuge-
lassen, dass wir in Panik verfal-
len sind.
DP: Glauben Sie, dass das mög-
lich ist, weil die amerikanische 
Wirtschaft ihre gesamte Produk-
tion ausgelagert hat? Das einzi-
ge, was wirklich noch komplett 
in den USA hergestellt wird, sind 
Rüstungsgüter. Ich denke an 
Smedley Butlers Buch „Krieg ist 
ein Geschäft“. Liegt es vielleicht 
daran, dass diese aufgeblasene 
Industrie Kriege braucht, um zu 
überleben, weil sie einen so we-
sentlichen Teil der amerikani-
schen Wirtschaft ausmacht?
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Jr: Das ist eines der Hauptthe-
men meines Buches, dass es heu-
te eine ganze Söldnerklasse be-
sonders in Washington gibt, de-
ren Lebensunterhalt direkt vom 
Krieg gegen den Terror abhängt, 
deren Besitztümer in Gefahr wä-
ren, wenn jemand den Krieg ge-
gen den Terror für beendet erklä-
ren würde. Es ist so ähnlich wie 
mit dem Krieg gegen die Drogen: 
Das hat ein Eigenleben entwi-
ckelt. Da gibt es jetzt eine kom-
plett neuartige Infrastruktur, die 
sich darum kümmert, eine sehr 
abstrakte Bedrohung der Bevöl-
kerung zu bekämpfen. Es geht al-
les darum, wie wir Risiken und 
Bedrohungen definieren. Die 
heutige USA definiert den An-
griff eines islamischen Radika-
len als eine sehr ernste Bedro-
hung. Auf der anderen Seite las-
sen wir zu, dass es Schulmassa-
ker gibt, ohne dass es deswegen 
zu Änderungen der Schusswaf-
fengesetze kommt. Es geht also 
darum, was man als Bedrohung 
der Gesellschaft definiert. Und 
das ist etwas, bei dem wir mal ei-
nen Schritt zurücktreten müssen, 
um einen neuen Blick darauf zu 
erhalten. Wir produzieren unsere 
eigenen Definitionen davon, was 
eine Bedrohung ist und was kei-
ne ist.
DP: Als ich das letzte Kapitel Ih-
res Buches gelesen habe, bekam 
ich den Eindruck eines Franken-
stein-Monsters, das durch den 
Geheimdienstapparat erzeugt 
wurde. Sie berichten da von 
Whistleblowern, die es bereits 
vor Snowden gab. Es scheint so, 
als ob es nicht wirklich kontrol-
lierbar ist, sozusagen eine los-
gerissene Kanone, die über das 
Deck der „USS Constitution“ 
rollt.
Jr: Ich glaube, dass die Geheim-
dienste und der Apparat der Na-
tionalen Sicherheit mittlerwei-
le so viel Macht haben, dass sie 
eine eigenständige Gewalt in Wa-
shington darstellen, und ich glau-
be, dass das gefährlich ist. Wenn 
Sie einen großen Geheimdienst-
apparat haben, und die Politiker 
sagen, wir müssen die Geheim-
dienste fragen, was sie von die-
ser Politik halten – das ist nicht 

das traditionelle Rollenverständ-
nis eines Geheimdienstes in einer 
Gesellschaft. Sie sollen keine Po-
litikhoheit haben, keine Rollen, 
keine Beteiligung. Da können 
Sie die Rolle der Geheimdiens-
te sehen, die die Justiz, die Poli-
zei, das FBI und sogar das Weiße 
Haus dazu bringen, auf die Suche 
nach Informationslecks zu gehen. 
Letztlich bedeutet das, wenn die 
CIA oder die NSA Strafverfol-
gung von Whistleblowern for-
dern, dann übernehmen sie eine 
Rolle in der Politik, von der ich 
meine, dass sie ihnen nicht zu-
steht. Und ich glaube, das ist in 
einigen Fällen passiert, in denen 
es um Whistleblower geht. Der 
Geheimdienstapparat hat eine 
zentrale Rolle in der innerstaat-
lichen Strafverfolgung übernom-
men.
DP: Die Exekutive übernimmt 
die Regierung. Wie kommen wir 
da raus? Haben Sie eine Idee? 
Wie bekommen wir einen Wan-
del, an den wir wirklich glauben 
können?

Jr: Das ist eine alte Sache. Wenn 
man sich in seine eigene Falle 
vergraben hat, ist das Beste, dass 
man aufhört, weiter zu graben. 
Das ist das Erste. Wir graben uns 
weltweit ein riesiges Loch mit 
diesem Krieg gegen den Terror. 
Das Erste, was wir tun müssen, 
ist, mit dem Graben aufzuhö-
ren. Damit meine ich, und das ist 
meine private Meinung, wir soll-
ten unsere Einmischung in frem-
den Ländern reduzieren, auf vie-
len Gebieten. Die Rolle, die wir 
spielen, von Afghanistan bis Irak, 
vom Jemen bis nach Somalia oder 
Libyen – wir verschlimmern die 
Lage überall. Ich meine, wir soll-
ten unsere Rolle in der Region 
komplett überdenken. Wir soll-
ten unseren Geheimdienst- und 
Militärapparat in diesen Regio-
nen reduzieren. Wenn wir unse-
ren Apparat als Ausdruck dafür, 
dass wir in all diesen Ländern 
nicht mehr involviert sind, zu-
rückgebildet haben, dann werden 
wir auch ein stabileres Gleichge-
wicht in Washington finden.

DP: Vielen Dank, Mr. Risen. 
Möchten Sie noch etwas spezi-
ell für deutsche Zuhörer hinzu-
fügen? Eine Botschaft an diese 
Seite des Atlantiks?
Jr: Nein. Ich bin einfach glück-
lich, dass die Menschen in 
Deutschland das Buch mögen.
DP: Das tun sie. Dann vielen 
Dank, Mr. Risen, danke für die-
ses Interview und viel Glück von 
einem Kollegen. Ich hoffe, dass 
die Gilde der Journalisten Sie 
dort unterstützt. Sie sind wieder 
unter Feuer, juristisch, es gibt 
ein Verfahren gegen Sie, soweit 
ich weiß. Vielleicht können wir 
dazu noch etwas sagen. Der Den-
nis-Montgomery-Case, das war 
eher eine Satire, dass jemand ge-
heime, verschlüsselte Informati-
onen aus den Videobotschaften 
bin Ladens herauslesen wollte. 
Das klingt eher nach einem psy-
chiatrischen Fall als nach Wis-
senschaft. Doch offenbar hat es 
dieses Thema zum CIA hin und 
zurück geschafft. Ihr Buch ist es 
auf jeden Fall wert, gelesen zu 
werden. Vielen Dank für das In-
terview, auf Wiedersehen!
Jr: Auf Wiedersehen!
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Mittlerweile ist den meisten 
klar geworden, dass etwas 

Unheilvolles abläuft, etwas das 
die sozialen Bindungen des inne-
ren Kerns der europäischen Zivi-
lisation bedroht. Was die Wenigs-
ten mitbekommen ist, dass das 
ganze Drama orchestriert wird. 
Aber nicht durch die deutsche 
Bundeskanzlerin Angela Merkel 
und nicht durch die gesichtslosen 
Bürokraten der Brüsseler EU-
Kommission. Es wird durch die 
Intrigen von NATO-verknüpften 
Denkfabriken orchestriert.

Am 8. Oktober 2015, während 
des größten Stroms von hundert-
tausenden von Flüchtlingen nach 
Deutschland aus Syrien, Tunesi-
en, Libyen und anderen Ländern, 
hat eine wieder selbstbewusste 
deutsche Kanzlerin in einem be-
kannten deutschen Fernsehsender 
verkündet: Ich habe einen Plan“.

Sie nutzte die Gelegenheit, ih-
rem Koalitionspartner von der 
CSU, Horst Seehofer, den Wind 
aus den Segeln zu nehmen. See-
hofer ist ein hartnäckiger Geg-
ner von Merkels Flüchtlingspo-
litik der Offenen Arme. Seit dem 
Frühling kamen allein 2015 in 
Deutschland mehr als eine Mil-
lion Flüchtlinge an.

Seitdem hat die deutsche Kanz-
lerin mit eiserner Entschlossenheit 
das kriminelle Erdogan-Regime 
in der Türkei verteidigt, einem 
wichtigen Partner ihres „Plans“.

Der Großteil der Welt hat mit 
Verblüffung wahrgenommen, wie 
sie die Prinzipien der Redefrei-
heit ignorierte und sich entschie-
den hat, den bekannten deutschen 

TV-Comedian Jan Böhmermann 
für seine satirischen Bemerkun-
gen über den türkischen Präsiden-
ten zum Abschuss freizugeben. 
Man war erstaunt, dass das Sym-
bol der europäischen Demokratie, 
die deutsche Kanzlerin, sich für 
das Ignorieren von Erdogans Ver-
haftungen von Oppositionsjour-

nalisten und die Schließung von 
Oppositionsmedien entschieden 
hat. Während Erdogan mit den 
Plänen zur Errichtung einer de 
facto diktatorischen Herrschaft 
in der Türkei weitermacht. Man 
war verwirrt, dass die Regierung 
in Berlin es vorzog, die überwäl-
tigenden Beweise zu ignorieren, 

dass Erdogan und seine Familie 
die ISIS-Terroristen in Syrien för-
derten und unterstützten, was ei-
gentlich erst die Flüchtlingskrise 
ausgelöst hat. Man war erstaunt, 
dass sie über die EU versucht hat, 
dem Erdogan-Regime Milliarden 
Euro zu geben. Um angeblich mit 
dem Flüchtlingsstrom aus den tür-
kischen Flüchtlingslagern über 
die Grenze in die EU (Griechen-
land und weiter) fertig zu werden.

Der Merkel-Plan

Diese ganzen anscheinend un-
erklärlichen Aktionen des einst 
pragmatischen deutschen Ober-
hauptes gehen anscheinend auf 
ihre Annahme eines 14-seitigen 
Dokuments zurück, das von ei-
nem Netzwerk von pro-NATO-
Denkfabriken vorbereitet wur-
de. Mit dem unverschämten Titel 
„Der Merkel-Plan“.

Was die selbstbewusste deut-
sche Kanzlerin ihrer Gastgeberin 
Anne Will und den Zuschauern 
nicht sagte war, dass „ihr“ Plan 
ihr erst vier Tage vorher vorgelegt 
wurde, am 4. Oktober. Der Titel: 
„Der Merkel-Plan“. Er stammt 
von einer neu geschaffenen und 
anscheinend gut ausgestatteten 
internationalen Denkfabrik na-
mens „European Stability Ini-
tiative“ oder ESI. Die Webseite 
von ESI zeigt, dass sie Büros in 
Berlin, Brüssel und Istanbul hat.

Es ist verdächtig, dass die Au-
toren von ESI diesen Plan mit 
diesem Namen versehen haben. 
Als käme er aus dem deutschen 
Kanzleramt und nicht von ihnen. 

ESI - The Merkel Plan - Compassion and Control - 4 October 2015.pdf

Wie mit der NATO verknüpfte 
Denkfabriken die EU-Flücht-
lingspolitik kontrollieren
Eine Flut von unkontrollierten Kriegsflüchtlingen aus Syrien, Libyen, Tunesien und anderen islamischen Ländern, die durch 
Washingtons Farbrevolutionen des „Arabischen Frühlings“ destabilisiert wurden, hat die größte soziale Verlagerung in der 
EU, von Deutschland über Kroatien bis Schweden, seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs gebracht.

von F. William Engdahl
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Noch verdächtiger ist der Inhalt 
dieses „Merkel-Plans“ von ESI. 
Zusätzlich zu der einen Million 
Flüchtlinge im Jahr 2015 soll-
te Deutschland „zustimmen, in 
den kommenden 12 Monaten 
500.000 in der Türkei registrier-
ten syrischen Flüchtlingen Asyl 
zu gewähren“. Zusätzlich „sollte 
Deutschland zustimmen, türki-
sche Forderungen zu akzeptie-
ren…und einen sicheren Transport 
für aussichtsreiche Asylbewer-
ber zu gewähren…die bereits 
von türkischen Behörden regist-
riert wurden…“ Und schließlich: 
„Deutschland soll der Türkei hel-
fen, 2016 die visafreie Reise zu 
ermöglichen.“

Der sogenannte „Merkel-Plan“ 
war ein Ergebnis der USA und 
der mit der NATO verknüpften 
Denkfabriken und Regierungen 
von NATO-Mitgliedern oder An-
wärtern. Der Grundsatz „folge 
dem Geld“ gibt in diesem Fall 
Aufschluss darüber, wer heute 
wirklich die EU bestimmt.

ESI

ESI entstand aus den von der 
NATO geführten Bemühungen, 
Südosteuropa nach dem US-Krieg 
in Jugoslawien während der 90er 
zu transformieren. Er führte zur 
Balkanisierung des Landes und 
der Errichtung einer mächtigen 

US- und NATO-Basis, Camp Bond 
Steel im Kosovo.

Der gegenwärtige ESI-Vorsit-
zende und direkt für den endgül-
tigen Merkel-Plan Verantwortli-
che ist der in Istanbul stationierte 
österreichische Soziologe Gerald 
Knaus. Knaus ist ebenfalls Mit-
glied im European Council on 
Foreign Relations (ECFR) und 
ein Mitglied der Open Society.

ECFR wurde 2007 in Lon-
don gegründet und ist ein Abbild 
des einflussreichen New Yorker 
Council on Foreign Relations. Der 
wurde 1919 während der Versail-
ler Friedensverhandlungen von 
Rockefeller und JP Morgan ge-
gründet, um eine globale anglo-
amerikanische Außenpolitik zu 

koordinieren. Bezeichnenderwei-
se ist der Schöpfer und Geldge-
ber des ECFR der amerikanische 
Multimilliardär und Farbrevolu-
tions-Finanzier George Soros. In 
praktisch jeder vom US Außen-
ministerium unterstützten Far-
brevolution seit dem Zusammen-
bruch der Sowjetunion, darunter 
Serbien 2000, Ukraine, Georgi-
en, Brasilien und Russland, wa-
ren George Soros und die Ableger 
seiner Open Society Foundation 
beteiligt. Sie haben im Geheimen 
„demokratische“ NGOs und Ak-
tivisten finanziert, um pro-Wa-
shington und pro-Nato Regime 
zu installieren.

Zu den ausgewählten Mitglie-
der des Londoner ECFR, die so-

genannten Council Members oder 
Mitarbeiter, gehören der stell-
vertretende ECFR Vorsitzende 
Joschka Fischer, der frühere grü-
ne deutsche Außenminister, der 
seine Partei 1991 dazu überrede-
te, Bill Clintons illegale Bombar-
dierung Serbiens zu unterstützen 
– ohne Deckung des UN Sicher-
heitsrates.

Weitere Ratsmitglieder von So-
ros’ Denkfabrik European Coun-
cil on Foreign Relations sind: Der 
frühere NATO Generalsekretär 
Xavier Solana. Der entehrte Pla-
giator und frühere deutsche Ver-
teidigungsminister Karl-Theodor 
zu Guttenberg. Annette Heuser, 
Vorstandsvorsitzende der Bertels-
mann-Stiftung in Washington. 
Wolfgang Ischinger, Vorsitzen-
der der Münchner Sicherheitskon-
ferenz. Cem Özdemir, Bündnis 
90/Die Grünen. Alexander Graf 
Lambsdorff, FDP, Mitglied des 
EP. Michael Stürmer, Chefkorres-
pondent der Welt. Andre Wilkens, 
Direktor der Mercator-Stiftung. 
Der Päderastenverfechter Dani-
el Cohn-Bendit aus dem Europä-
ischen Parlament (Cohn-Bendit, 
bekannt als „der rote Danny“, war 
während der französischen Stu-
dentenrevolte 1968 Mitglied der 
autonomen Gruppe „Revolutionä-
rer Kampf“ in Rüsselsheim, zu-
sammen mit seinem engen Ver-
bündeten Joschka Fischer, dem 
heutigen ECFR-Vorsitzenden. Die 
beiden waren an der Formation 
des „Realo“-Flügels der Grünen 
beteiligt.)

Die Open Society Foundations 
sind das Netzwerk der steuerbe-
freiten, „demokratiefördernden“ 
Stiftungen, die von Soros nach 
dem Zerfall der Sowjetunion ge-
schaffen wurden, um den „freien 
Markt“, die pro-IWF Marktlibe-
ralisierung in den früheren kom-
munistischen Ökonomien zu be-
fördern. Was der systematischen 
Plünderung der Bodenschätze und 
der Energie dieser Länder Tür und 
Tor öffnete. Soros war Hauptfi-
nanzier des liberalen Wirtschaft-
steams von Boris Jelzin, darunter 
der Harvard „Schocktherapie“-
Ökonom Jeffrey Sachs und der 
liberale Berater von Jelzin, Ye-
gor Gaydar.

Nutze bitte dazu eines der folgenden  
Crowdfunding-Konten:
Bank: GLS Bank, IBAN: DE54 4306 0967 1168 5797 01,  
Kontoinhaber: Tommy Hansen, BIC: GENODEM1GLS,  
Verwendungszweck: FREE21
oder Paypal-Konto: tommy.hansen@free21.org
Für Deine Unterstützung bedanken wir uns sehr!

Unterstütze
und hilf uns, noch 
besser zu werden!
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Es wird bereits deutlich, dass 
der „Merkel-Plan“ in Wahrheit 
ein Soros-Plan ist. Aber es gibt 
noch mehr, wenn man die noch 
düsteren Ziele hinter diesem Plan 
verstehen will.

Die Gründer von ESI

Die Denkfabrik „European Stabi-
lity Initiative“ des mit Soros ver-
bündeten Gerald Knaus wird von 
einer beeindruckenden Liste von 
Geldgebern finanziert. Ihre Web-
seite nennt sie.

Auf der Liste stehen neben der 
Open Society Foundations von So-
ros die mit Soros verbandelte deut-
sche Mercator Stiftung und die Ro-
bert Bosch Stiftung. Zu den ESI 
Geldgebern gehört auch die EU 
Kommission. Und erstaunlicher-
weise steht auf der Geldgeberliste 
für den Merkel-Plan auch eine Or-
ganisation mit dem Orwellschen 
Namen „The United States Insi-
tute of Peace“

Forscht man etwas nach dann 
zeigt sich, dass das United States 
Institute of Peace alles andere als 
einen friedfertigen Hintergrund 
hat. Vorsitzender des United Ins-
titute of Peace ist Stephen Hadley, 
früherer Nationaler Sicherheitsbe-
rater während der Neokon- Kriegs-
regierung von Bush/Cheney. Zum 
Beirat gehören Ashton B. Carter, 
der kriegstreibende Neokon-Ver-
teidigungsminister, Außenminis-
ter John Kerry, Generalmajor Fre-
derick M. Padilla, Präsident der 
National Defense University. Das 
sind ein paar sehr erfahrene Ar-
chitekten der US-Pentagon Stra-
tegie „Full Spectrum Dominance“ 
zur militärischen Vorherrschaft.

Die ESI-Autoren des „Merkel-
Plans“ zählen neben der Großzü-
gigkeit der Soros-Stiftungen auch 
den German Marshall Fund of 
the US als Hauptgründer auf. Wie 
ich in meinem Buch „The Think 
Tanks“ beschrieben habe, ist der 
German Marshall Fund alles an-
dere als deutsch. Er hat seinen 
Sitz in Washington, D.C. und in 
meinem Buch schreibe ich: „Es 
handelt sich um einen amerika-
nischen Think Tank mit Sitz in 
Washington, D.C. Im Grunde ge-
nommen ist sein Plan die Dekons-

truktion Nachkriegs-Deutschlands 
und im weiteren Sinn der souve-
ränen Staaten Europas, damit sie 
besser in die Globalisierungsplä-
ne der Wall Street passen.“

Der German Marshall Fund of 
Washington war nach 1990 bei den 
US-Zielen zu den Regimewech-
seln rund um den Globus invol-
viert. Zusammen mit dem US-
Geschöpf „National Endowment 
for Democracy“ (NED), den So-
ros Foundations und der CIA -Au-
ßenstelle namens USAID. Wie ich 

in meinem Think Tank-Buch be-
schrieben habe: „Nach den An-
gaben aus seinem Jahresbericht 
2013 liegt das Hauptaugenmerk 
des German Marshall Fund auf 
der Unterstützung der Pläne des 
US Außenministeriums für die 
Aktionen der sogenannten „Demo-
kratieförderung“ in früheren kom-
munistischen Staaten in Ost- und 
Südosteuropa, vom Balkan bis zur 
Ostsee. Ihre Arbeit enthält explizit 
die Ukraine. In den meisten Fällen 
haben sie mit USAID zusammen-

gearbeitet. Eine allgemein bekann-
te CIA-Front mit Verbindungen 
zum US Außenministerium. Und 
dazu die Stewart Mott Foundati-
on, die die von der US-Regierung 
unterstützte National Endowment 
for Democracy finanziert.“

Das alles sollte einen zum 
Nachdenken bringen, wer und 
wozu den Merkel-Erdogan-Deal 
(Anm.d.Ü.: Hey Tilo, pass auf dei-
ne Wortwahl auf;) zur Lösung der 
EU Flüchtlingskrise eingefädelt 
hat. Ist es ein Sozialexperiment der 
Rockefeller-Bush-Clinton Frakti-
on, um quer durch die EU Chaos 
und soziale Konflikte zu schaffen, 
während gleichzeitig ihre NGOs, 
z.B. NED, Freedom House und die 
Soros Foundations in Syrien, in Li-
byen und in der gesamten islami-
schen Welt zündeln? Ist Deutsch-
land in der Zeit nach 1990 nur ein 
„Vasall“ der US-Macht, wie es der 
frühere Präsidentenberater und 
Rockefeller-Spezi Zbigniew Brze-
zinski nannte? Momentan spre-
chen die Beweise sehr stark dafür. 
Die Rolle der Denkfabriken, die 
mit den USA und der NATO ver-
bunden sind, ist von zentraler Be-
deutung um zu verstehen, wie die 
Bundesrepublik Deutschland und 
die Europäische Union in Wahr-
heit von jenseits der atlantischen 
Brücke kontrolliert werden.

<http://
www.free21.
org/?p=22247>
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Silvia Cattori: Herr Dr. Ganser 
[1], eines Ihrer Bücher befasst 
sich mit den NATO-Geheimar-
meen [2] und zeigt, dass die Stra-
tegie der Spannung und der Fal-
se-Flag-Terrorismus [3], von dem 
die Medien interessanterweise nie 
sprechen, große Gefahren mit sich 
bringt. Ihr Buch informiert darü-
ber, wie sich die NATO während 
des Kalten Krieges – in Abstim-
mung mit dem Pentagon und mit 
den Nachrichtendiensten aller 
europäischen Länder – der Ge-
heimarmeen bedient hat, wie sie 
Agenten aus dem rechtsextremen 
Lager rekrutiert und terroristische 
Anschläge organisiert hat, um sie 
dann der Linken zuzuschreiben. 
Wenn man das erfährt, kann man 
sich fragen, was denn heute ohne 
unser Wissen passiert.
Daniele GanSer: Es ist zuerst sehr 
wichtig zu verstehen, was die Stra-
tegie der Spannung wirklich um-
fasst und wie sie während dieser 
Periode funktioniert hat. Das kann 
uns helfen, die Gegenwart zu be-
leuchten und besser zu sehen, in 
welchem Ausmaß diese Strategie 
immer noch funktioniert. Nur we-
nige Leute wissen, was der Aus-
druck „Strategie der Spannung“ 
bedeutet. Darüber zu sprechen 
und das zu erklären, ist sehr wich-
tig. Die Strategie der Spannung 
ist eine Taktik, mit der man At-
tentate selber begeht, um sie dann 
anderen in die Schuhe zu schie-
ben. Der Ausdruck „Spannung“ 
will auf einen absichtlich erzeug-
ten emotionalen Druck hinweisen, 
der ein Angstgefühl erzeugen soll. 
Der Ausdruck „Strategie“ hinge-
gen zeigt, dass es darum geht, die 
Angst der Menschen gegenüber 

bestimmten Gruppen zu näh-
ren. Die geheimen Strukturen der 
NATO wurden von der CIA in Zu-
sammenarbeit mit dem britischen 
Geheimdienst MI6 ausgerüstet, fi-
nanziert und trainiert, um die be-
waffneten Kräfte der Sowjetunion 
im Kriegsfall als Guerilla zu be-
kämpfen. Aber auch – gemäß der 
Informationen, über die wir heu-
te verfügen –, um terroristische 
Attentate in verschiedenen Län-
dern zu begehen. So haben seit den 
70er-Jahren die italienischen Ge-
heimdienste diese geheimen Ar-
meen benutzt, um „terroristische“ 
Attentate anzuzetteln. 

Das Ziel war zu provozieren, in 
der Bevölkerung Angst zu schü-
ren und dann die Kommunisten 
als Urheber zu beschuldigen. Das 
war zu der Zeit, als die kommunis-
tische Partei ein großes Gewicht 
im italienischen Parlament besaß. 
Mit der Strategie der Spannung 
sollte sie diskreditiert und ge-
schwächt werden, damit sie nicht 
auch noch in der Exekutive Fuß 
fassen konnte.

SC: Zu erfahren, was das heißt, ist 
das eine. Aber es bleibt schwer zu 
glauben, dass unsere Regierun-
gen die NATO, die europäischen 
Nachrichtendienste und die CIA 
einfach so haben machen lassen 
und damit die Sicherheit ihrer ei-
gene Bürger bedroht haben!
DG: Die NATO stand im Zentrum 
dieses mit dem Terror verbunde-
nen Geheimnetzes. Das Clandes-
tine Planning Committee (CPC) 
und das Allied Clandestine Com-
mittee (ACC) waren Unterabtei-
lungen der NATO, die heute klar 
identifiziert sind. Aber auch heute, 
wo das allgemein anerkannt ist, ist 
es immer noch schwierig zu erfah-
ren, wer eigentlich was gemacht 
hat. Es gibt keine Dokumente, in 
denen man nachprüfen könnte, wer 
kommandierte, wer die Strategie 
der Spannung organisierte, wie die 
NATO, der MI6 und die aus dem 
rechtsextremen Lager rekrutier-
ten Terroristen sich die Rollen un-
tereinander aufteilten. Dass es im 
Innern dieser geheimen Struktu-
ren Elemente gab, die die Strategie 

der Spannung angewendet haben, 
ist die einzige Gewissheit, die wir 
haben. Die Terroristen der extre-
men Rechten haben in ihren Aus-
sagen vor Gericht oder gegenüber 
Journalisten erklärt, dass die Ge-
heimdienste und die NATO sie in 
diesem Untergrundkampf unter-
stützt hatten. Aber wenn man Er-
klärungen von den Mitgliedern 
der NATO und der CIA verlangt 
– was ich über mehrere Jahre ver-
sucht habe –, beschränken sich so-
wohl NATO als auch CIA darauf 
zu sagen, dass es vielleicht einige 
kriminelle Elemente gegeben ha-
ben könnte, die sich ihrer Kontrol-
le entzogen hätten.
SC: Waren diese geheimen Arme-
en in allen europäischen Ländern 
aktiv?
DG: Mit meinen Recherchen habe 
ich belegt, dass diese geheimen 
Armeen nicht nur in Italien exis-
tierten, sondern in ganz Westeu-
ropa: in Frankreich, Belgien, Hol-
land, Dänemark, Schweden, Finn-
land, Spanien, Portugal, Öster-
reich, Griechenland, Luxemburg, 
in der Türkei, in der Schweiz und 
auch in Deutschland.

Man könnte vielleicht denken, 
dass es eine einheitliche Gueril-
lastruktur gegeben habe und dass 
diese geheimen Armeen alle bei 
der Strategie der Spannung mitge-
macht hätten, also auch bei terroris-
tischen Attentaten. Nun haben aber 
diese Geheimarmeen nicht alle an 
Attentaten mitgemacht. Sie unter-
schieden sich, denn sie betrieben 
zwei ganz verschiedene Arten von 
Aktivitäten. Die geheimen Struktu-
ren der NATO – gewöhnlich „Stay 
behind“ [4] genannt – waren zu Be-
ginn so konzipiert, dass sie im Fal-

Die Strategie der Spannung, 
Gladio und die Nato
Waren die terroristischen Attentate durch die Geheimarmeen des Gladio-Netzes während des Kalten Krieges isolierte Anschläge 
oder Taten, die insgeheim durch die NATO organisiert worden waren? Bis zum heutigen Tag weigert sich die NATO, über die 
Strategie der Spannung und über den Terrorismus während des Kalten Krieges Auskunft zu geben.

von Silvia Cattori

n23.tv



le einer Okkupation Westeuropas 
durch die Sowjetunion als Guerilla 
eingreifen konnten. Das ist heute 
ganz klar. Nach Meinung der Ver-
einigten Staaten war dieses Gue-
rilla-Netz nötig, weil die im Zwei-
ten Weltkrieg von Deutschland 
eroberten Länder zu wenig vorbe-
reitet waren und es hier nach der 
deutschen Besetzung sehr schwer 
war, eine Widerstandsbewegung 
aufzubauen. 

Einige Länder wie zum Bei-
spiel Norwegen, die von Deutsch-
land besetzt worden waren, zogen 
aus ihrer Unfähigkeit zum Wider-
stand gegenüber den Besatzern ihre 
Schlüsse und sagten sich, dass sie 
für eine neue Besetzung besser 
vorbereitet sein sollten. Sie woll-
ten über eine andere Option ver-
fügen und für den Fall, dass die 
reguläre Armee besiegt wäre, auf 
eine Geheimarmee zählen können. 
Es hatte in diesen Geheimarmeen 
ehrliche Leute, ernsthafte Patrioten, 
die ihr Land im Falle einer Beset-
zung verteidigen wollten.
SC: Wenn ich es richtig verstehe, 
wurden diese Stay-behind-Grup-
pen, deren ursprüngliches Ziel die 
Vorbereitung auf den Fall einer 
sowjetischen Invasion war, von 
diesem Ziel abgebracht, um da-
für die Linke zu bekämpfen. Es 
fällt schwer zu begreifen, weshalb 
die linken Parteien nicht Unter-
suchungen angestellt und diese 
Umorientierung nicht früher pu-
blik gemacht haben.
DG: Am Beispiel Italiens wird klar, 
dass die kommunistische Partei 
nie eine Antwort bekam, wenn sie 
Auskünfte über die geheime Ar-
mee verlangte, die in diesem Land 
unter dem Codenamen „Gladio“ 
[5] operierte. Man schob stets den 
Schutz des Staatsgeheimnisses 
vor und verweigerte damit weite-
re Auskünfte.

Erst 1990 hat Giulio Andreotti 
[6] die Existenz der Gladio-Gehei-
marmee und ihre direkten Verbin-
dungen zur NATO, zum CIA und 
zum MI6 vor dem Senat bestätigt. 
In dieser Zeit hat der Richter Feli-
ce Casson nachgewiesen, dass der 
eigentliche Urheber des Attentates 
von Peteano im Jahre 1972, das da-
mals ganz Italien erschüttert hatte 
und das bis zum Ende der 80er-Jah-

re militanten extremen Linken zu-
geschrieben worden war, Vincenzo 
Vinciguerra war, der dem „Ordine 
Nuovo“ nahestand, einer Gruppe 
der extremen Rechten. Vinciguerra 
hat zugegeben, das Attentat mithil-
fe der italienischen Geheimdiens-
te begangen zu haben. Auch Vin-
ciguerra hat von der Existenz dieser 
Geheimarmee Gladio gesprochen. 
Und er hat außerdem erklärt, dass 
während des Kalten Krieges diese 
geheimen Attentate in Europa den 
Tod von Frauen und Kindern ver-
ursacht hatten. Ebenfalls bestätigt 
hat er, dass diese von der NATO 
kontrollierte Geheimarmee Ver-
ästelungen überall in Europa hat-
te. Nachdem diese Informationen 
bekannt geworden waren, gab es 
eine politische Krise in Italien. 
Nur dank der Nachforschungen 
des Richters Felice Casson besitzt 
man heute Kenntnisse über die Ge-
heimarmeen der NATO. 

Als in Deutschland die Sozia-
listen der SPD 1990 erfahren hat-
ten, dass auch in ihrem Land, wie 
in allen andern westeuropäischen 
Ländern, eine geheime Armee 
existierte und dass deren Struk-
turen mit dem deutschen Geheim-
dienst verbunden waren, wollten sie 
dies skandalisieren und klagten die 
konservative Partei CDU an. Die 
CDU reagierte aber folgenderma-
ßen: Falls ihr uns anklagt, werden 
wir dem Volk sagen, dass die SPD 
während der Regierung von Willy 
Brandt ebenfalls in dieses Komplott 
verwickelt war. Weil all das mit 
den ersten Wahlen im vereinigten 

Deutschland zusammenfiel, welche 
die SPD zu gewinnen hoffte, be-
griffen die SPD-Führer, dass dieses 
Thema 1990 kein Wahlkampfthe-
ma sein konnte. Schließlich waren 
sie damit einverstanden, diese ge-
heimen Armeen reinzuwaschen 
und ihre Existenz als gerechtfer-
tigt anzusehen.

Im Europäischen Parlament 
wurden im November 1990 aber 
viele Stimmen laut, die sagten, dass 
diese geheimen Armeen nicht to-
leriert werden dürften. Auch gin-
ge es nicht an, Terrorakte, deren 
wirkliche Herkunft nicht aufge-
hellt sei, ohne Erklärung zu las-
sen – die Hintergründe müssten 
erforscht werden. Daraufhin hat 
das Europäische Parlament bei der 
NATO und beim amerikanischen 
Präsidenten Busch Senior schrift-
lich protestiert, aber nichts geschah. 
Nur in Italien, in der Schweiz und 
in Belgien wurde mit öffentlichen 
Untersuchungen begonnen. Von al-
len Ländern haben nur diese drei 
ein wenig Ordnung in diese Af-
färe gebracht und einen Bericht 
über ihre geheimen Armeen her-
ausgegeben.
SC: Was ist heute? Sind diese ge-
heimen Armeen immer noch ak-
tiv? Gibt es geheime staatliche 
Strukturen, die sich der Kontrolle 
durch Regierung und Parlamente 
entziehen?
DG: Für einen Historiker ist es 
schwierig, auf diese Frage zu ant-
worten. Wir verfügen, wie ich 
schon sagte, nicht über Berichte 
zu allen Geheimarmeen aus den 
einzelnen Ländern. Zudem verwei-
gert sowohl die CIA als auch die 
NATO jeden Kommentar. In mei-
nen Werken analysiere ich die Tat-
sachen, die ich nachweisen kann. 
Aber weil es schon für die Vergan-
genheit schwierig ist, die Strategie 
der Spannung historisch nachzu-
weisen, ist es für die Gegenwart 
noch einiges anspruchsvoller.

Was Italien anbetrifft, so gibt es 
einen Bericht, der aussagt, dass die 
geheime Armee Gladio aufgelöst 
worden ist. Über die Existenz der 
Geheimarmee P26 in der Schweiz 
gibt es ebenfalls einen Bericht des 
Parlaments vom November 1990. 
Folglich sind hier diese geheimen 
Armeen aufgelöst, ebenso die Waf-

fen- und Sprengstofflager, welche 
diese Armeen an geheimen Orten 
in den jeweiligen Ländern angelegt 
hatten, auch in Italien und auch in 
der Schweiz. 

Aber in den anderen Ländern 
hat man nichts getan. In Frank-
reich versicherte Präsident Mitter-
rand, dass alles der Vergangenheit 
angehöre. Im Nachhinein hat man 
aber erfahren, dass diese geheimen 
Strukturen immer noch wirksam 
waren, als nämlich Giulio Andreot-
ti zu verstehen gab, dass der fran-
zösische Präsident gelogen hatte. 
Andreotti sagte in etwa: „Sie sa-
gen, dass die geheimen Armeen 
nicht mehr existieren würden, aber 
beim geheimen Zusammentreffen 
im Herbst 1990 wart Ihr Franzosen 
auch dabei, sagen Sie also nicht, 
dass diese nicht mehr existieren 
würden.“ Mitterrand wurde ziem-
lich wütend über Andreotti, weil er 
nach dieser Enthüllung seine Aus-
sage berichtigen musste. Später hat 
der ehemalige Chef des französi-
schen Geheimdienstes, Admiral 
Pierre Lacoste, zugegeben, dass 
diese geheimen Armeen auch in 
Frankreich existierten und dass 
sie auch in Frankreich in terroris-
tische Attentate verwickelt waren.

Es ist also schwierig zu sagen, 
ob dies alles längst vergangen ist. 
Sogar wenn alle alten Stay-behind-
Armeen aufgelöst worden wären, 
wäre es ein Leichtes gewesen, neue 
Strukturen zu schaffen und sich 
weiter dieser Techniken der Stra-
tegie der Spannung und der Fal-
se-Flag-Operationen zu bedienen, 
egal unter welchem neuen Namen.
SC: Wäre es denkbar, dass die Ver-
einigten Staaten und die NATO 
nach dem Zusammenbruch der 
Sowjetunion die Strategie der 
Spannung und die False-Flag-
Operationen an anderen Fronten 
weiterentwickelt haben?
DG: Meine Nachforschungen ha-
ben sich auf die Periode des Kal-
ten Krieges in Europa konzent-
riert. Aber man weiß, dass es an-
derswo False-Flag-Operationen 
gegeben hat, bei denen die Ver-
antwortlichkeit von Staaten nach-
gewiesen werden konnte. Ein Bei-
spiel sind die Attentate im Iran 
1953, die zuerst den iranischen 
Kommunisten zugeschrieben wur-
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Der italienische Spitzenpolitiker 
Giulio Andreotti machte die Exis-
tenz Gladios 1990 erstmals öffent-
lich bekannt.
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den. Nun aber hat sich herausge-
stellt, dass die CIA und der MI6 
Provokateure eingesetzt haben, 
welche sich als Kommunisten aus-
gaben und Terroranschläge aus-
übten. Das strategische Hauptziel 
war es damals, die Regierung Mo-
hammed Mossadeghs zu stürzen, 
was auch gelang. Dies geschah im 
Zusammenhang mit dem Krieg 
um die Kontrolle des Erdöls. Ein 
weiteres Beispiel sind die Attenta-
te 1954 in Ägypten, die man zuerst 
den Muslimbrüdern unterstellt hat-
te. Es hat sich in der Folge heraus-
gestellt, dass Agenten des Mossad 
die Urheber waren. Das ist unter 
dem Begriff „Affäre Lawon“ [7] 
bekannt geworden. Hier ging es 
Israel strategisch darum, dass die 
britischen Truppen Ägypten nicht 
verlassen sollten, da sie als Puf-
fer zwischen Ägypten und Israel 
den Schutz Israels gewährleiste-
ten. Also, es gibt historische Bei-
spiele, die zeigen, dass die Strate-
gien der Spannung und der False-
Flag-Operationen von den USA, 
von Großbritannien und von Isra-
el angewendet worden sind. Wir 
müssen die Nachforschungen in 
diesem Bereich weiterverfolgen, 
haben doch auch andere Länder in 
ihrer Geschichte diese Strategien 
angewendet.
SC: Diese geheimen Strukturen 
der NATO, die nach dem Zwei-
ten Weltkrieg – von den USA in-
itiiert – geschaffen wurden, um 
die europäischen Länder mit ei-
ner leistungsfähigen Guerilla aus-
zustatten, die fähig war, einer so-
wjetischen Invasion zu widerste-
hen, haben letztlich dazu gedient, 
kriminelle Operationen gegen eu-
ropäische Bürger durchzuführen. 
Alles deutet darauf hin, dass die 
Vereinigten Staaten ganz andere 
Dinge anvisierten.
DG: Sie haben recht, diese Fra-
ge aufzuwerfen. Die Vereinigten 
Staaten waren an einer politischen 
Kontrolle interessiert. Diese po-
litische Kontrolle ist ein wesent-
liches Element der Strategie von 
Washington und London. Gene-
ral Gerardo Serravalle [8], Chef 
der Italienischen Stay-behind-Ge-
heimarmee Gladio, gibt davon ein 
Beispiel in seinem Buch. Er er-
zählt, dass die Vereinigten Staa-

ten nicht an der Vorbereitung die-
ser Guerilla für den Fall einer so-
wjetischen Invasion interessiert 
waren. Er merkte, was die Agen-
ten der CIA wirklich interessier-
te, die bei den von ihm geleiteten 
Trainingsübungen der geheimen 
Armee in Italien dabei waren: Sie 
wollten sich versichern, ob diese 
Geheimarmee zum Beispiel auch 
militante Kommunisten kontrol-
lieren konnte. Washington fürchte-
te, dass die Kommunisten in Län-

dern wie Griechenland, Italien und 
Frankreich an die Macht gelangen 
könnten. Das war es also, wozu 
die Strategie der Spannung dienen 
musste: die Politik gewisser Län-
der Westeuropas zu beeinflussen 
und ihr eine bestimmte Richtung 
zu geben.
SC: Sie haben vom emotionalen 
Element gesprochen als wichti-
gem Faktor in der Strategie der 
Spannung. Also sollte der Terror, 
dessen Herkunft für die Menschen 
im Unklaren bleibt, und die Angst, 
die er hervorruft, zur Manipula-
tion der Meinung dienen. Nimmt 
man heute nicht an ähnlichen 
mafiösen Prozessen teil? Gestern 
schürte man die Angst vor dem 
Kommunismus, schürt man heu-
te nicht die Angst vor dem Islam?
DG: Ja, es gibt eine sehr deutli-
che Parallele. Während der Vor-
bereitungen zum Krieg gegen 

den Irak in den Jahren 2002 und 
2003 hat man gesagt, dass Sad-
dam Hussein biologische Waf-
fen besitze, dass es eine Verbin-
dung zwischen dem Irak und dem 
Attentat vom 11. September gebe 
oder dass eine Verbindung zwi-
schen dem Irak und den Terroris-
ten von al-Qaida existiere. Aber 
all das war nicht wahr. Mit diesen 
Lügen wollte man die Welt glau-
ben machen, dass die Muslime 
den Terrorismus überall verbrei-

ten wollten, dass dieser Krieg not-
wendig wäre, um den Terror zu be-
kämpfen. Nun aber war der wah-
re Grund für den Krieg die Kont-
rolle über die Energieressourcen. 
Aus geologischen Gründen kon-
zentrieren sich die Reichtümer 
von Gas und Erdöl in den musli-
mischen Ländern – wer sich ihrer 
bemächtigen will, muss sich hin-
ter solchen Manipulationen verste-
cken. Man kann der Welt nicht sa-
gen, dass es nicht mehr genug Erd-
öl gibt, weil das Produktionsmaxi-
mum auf der Welt, der „Peak Oil“, 
vermutlich vor 2020 erreicht wird 
und deshalb das Erdöl des Iraks 
geraubt werden müsse. Die Leu-
te würden sagen, dass man wegen 
des Erdöls keine Kinder töten dür-
fe. Und sie haben recht. Man kann 
ihnen auch nicht sagen, dass es un-
ter dem Kaspischen Meer enorme 
Reserven gibt und dass man dar-

um eine Pipeline zum Indischen 
Ozean bauen wolle. Man kann 
auch nicht sagen, dass man vom 
Kaspischen Meer über den Osten 
vorstoßen und darum Turkmenis-
tan und Afghanistan kontrollieren 
müsse, weil man die Pipeline nicht 
durch den Iran im Süden und auch 
nicht durch Russland im Norden 
legen könne. Aus diesen Gründen 
muss man die Muslime als Terro-
risten bezeichnen.

Das sind große Lügen, aber 
wenn man tausendfach wieder-
holt, dass die Muslime Terroris-
ten seien, beginnen es die Leute 
am Ende zu glauben und begin-
nen zu denken, dass diese Kriege 
gegen die Muslime nützlich wä-
ren. Sie beginnen auch zu verges-
sen, dass es viele Formen des Ter-
rorismus gibt und dass die Gewalt 
nicht zwangsweise eine muslimi-
sche Spezialität ist.
SC: Im Grunde hätten diese ge-
heimen Strukturen also aufgelöst 
werden können, aber die Strategie 
der Spannung wurde fortgesetzt?
DG: Dies ist richtig. Man kann 
Strukturen auflösen und daneben 
neue aufbauen. Es ist wichtig zu 
erklären, wie in der Strategie der 
Spannung die Taktik und die Ma-
nipulation funktionieren. Dies al-
les ist illegal, aber für die Staaten 
ist es viel leichter, die Menschen 
zu manipulieren, als ihnen zu sa-
gen, dass man versuchen will, die 
Hand auf das Erdöl anderer zu le-
gen.

Natürlich sind nicht alle At-
tentate auf die Strategie der Span-
nung zurückzuführen. Aber es ist 
schwierig zu erkennen, welche Ter-
roranschläge durch wirkliche Ter-
roristen ausgeführt werden und 
welche durch die Geheimdiens-
te manipuliert sind. Sogar jene, 
die wissen, dass manche Terror-
anschläge durch Staaten manipu-
liert werden, um politische Fein-
de zu diskreditieren, können an 
eine psychologische Barriere ge-
langen. Nach jedem Anschlag ha-
ben die Menschen Angst, sie sind 
durcheinander. Es ist sehr schwer 
zu akzeptieren, dass die Strate-
gie der Spannung und False Flags 
Realität sind. Es ist einfacher, die 
Manipulation zu akzeptieren und 
sich zu denken: ‚Seit dreißig Jah-

Im Oktober 1990 wurden Briefe des von den Roten Brigaden entführten 
und ermordeten Politikers Aldo Moro bekannt. Unter diesem Druck sagte 
der italienische Ministerpräsident Giulio Andreotti aus, dass die Opera-
tion Gladio, entgegen seinen ursprünglichen Aussagen, noch bis in die 
späten 1970er Jahre gelaufen und die NATO maßgeblich an der illegalen 
Operation beteiligt gewesen sei.



ren informiere ich mich, und ich 
habe nie von diesen kriminellen 
Geheimarmeen gehört. Die Mus-
lime greifen uns an, und aus die-
sem Grunde bekämpfen wir sie.‘
SC: Von 2001 an hat die EU Anti-
Terror-Maßnahmen ergriffen. Es 
hat sich dann gezeigt, dass diese 
Maßnahmen der CIA erlaubten, 
Menschen zu entführen, sie an ge-
heime Orte zu transportieren und 
zu foltern. Sind die europäischen 
Staaten damit nicht ein wenig zum 
Opfer ihrer Unterwerfung unter 
die USA geworden?
DG: Die europäischen Staaten ha-
ben nach den Attentaten vom 11. 
September 2001 gegenüber den 
USA eine schwache Haltung ein-
genommen, wie Vasallen. Nach-
dem sie erklärt hatten, dass gehei-
me Gefängnisse illegal sind, lie-
ßen sie es trotzdem geschehen. 
Das Gleiche geschah mit den Ge-
fangenen von Guantanamo. In Eu-
ropa wurden zwar Stimmen laut, 
die sagten: ‚Man kann Gefangenen 
nicht den anwaltlichen Beistand 
verweigern.‘ Als Frau Merkel die 
Frage Guantanamo dann aber auf-
brachte, haben die USA ihr klarge-
macht, dass Deutschland im Irak 
mit verwickelt sei, dass deutsche 
Geheimdienste mitgeholfen hat-
ten, den Krieg vorzubereiten und 
dass man deshalb jetzt zu schwei-
gen habe.
SC: In diesem Kontext, in dem 
es noch viele ungeklärte, dunkle 
Stellen gibt, stellt sich die Frage, 
welche Sicherheit die NATO den 
Völkern, die sie beschützen soll-
te, noch geben kann, wenn sie den 
Geheimdiensten erlaubt, die Be-
völkerung zu manipulieren.
DG: Was die manipulierten terro-
ristischen Attentate durch die Ge-
heimarmeen des Gladio-Netzes 
während des Kalten Krieges an-
geht, ist es wichtig, klar bestim-
men zu können, ob und wie die 
NATO daran mitbeteiligt war und 
herauszufinden, was wirklich ge-
schehen ist. Waren es isolierte An-
schläge oder Taten, die durch die 
NATO geheim organisiert worden 
waren? Bis zum heutigen Tag wei-
gert sich die NATO, über die Stra-
tegie der Spannung und über den 
Terrorismus während des Kalten 
Krieges Auskunft zu geben; die 

NATO weist alle Fragen über Gla-
dio zurück. 

Heute missbraucht man die 
NATO als Angriffsarmee, obwohl 
diese Organisation nicht dazu ge-
gründet wurde. Man hat sie am 12. 
September 2001, unmittelbar nach 
den Attentaten von New York, ak-
tiviert. Die Mitglieder der NATO 
bestätigen, dass der Grund ihrer 
Teilnahme am Krieg gegen die 
Afghanen der Kampf gegen den 
Terrorismus sei. Aber die NATO 
riskiert, diesen Krieg zu verlieren. 
Es wird eine große Krise ausbre-
chen mit zahlreichen Debatten. Wir 
müssten wissen, ob die NATO, wie 
sie es behauptet, einen Krieg ge-
gen den Terrorismus führt, oder 
ob es sich um eine Situation wie 
im Kalten Krieg handelt und Ge-
heimarmeen wie Gladio den Ter-
rorismus manipulieren. Die kom-
menden Jahre werden zeigen, ob 
die NATO sich in ihrer Geschich-
te an ihren Auftrag hielt, die eu-
ropäischen Länder und die USA 
im Falle eines – nie geschehenen 
– Angriffs der UdSSR zu verteidi-
gen, denn dafür wurde sie gegrün-
det. Oder ob die NATO im Kalten 
Krieg den Terror mit Geheimarme-
en manipulierte und die Angst vor 
den Kommunisten schürte. Ganz 
sicher wurde die NATO nicht ge-

gründet, um sich des Erdöls oder 
des Erdgases der arabischen Län-
der zu bemächtigen.
SC: Man könnte noch verstehen, 
wenn Israel, das Interesse an einer 
Ausbreitung der Konflikte in ara-
bischen und muslimischen Län-
dern hat, die USA in diesem Sinne 
ermutigt. Aber wo liegen die Inte-
ressen der europäischen Länder, 
sich mit Truppen in einem Krieg 
wie in Afghanistan zu engagieren, 
und das unter dem Kommando des 
Pentagon?
DG: Ich denke, Europa ist verwirrt. 
Die USA sind in einer Position der 
Stärke, und die Europäer haben die 
Tendenz zu denken, es sei das Bes-
te, sich dem Stärkeren anzuschlie-
ßen. Aber man müsste ein wenig 
weiter denken. Die europäischen 
Parlamentarier weichen schnell 
dem Druck der USA, die immer 
mehr Truppen fordern, an dieser 
oder jener Front. Je mehr die eu-
ropäischen Länder weichen, je 
mehr sie sich unterordnen, desto 
mehr werden sie mit immer grö-
ßeren Problemen konfrontiert. In 
Afghanistan stehen die Deutschen 
und Briten unter amerikanischem 
militärischem Kommando. Stra-
tegisch gesehen ist dies für diese 
Länder keine interessante Positi-
on. Jetzt verlangen die USA von 

den Deutschen, ihre Soldaten auch 
in den Süden von Afghanistan zu 
verlegen, in Gebiete, wo der Krieg 
viel heftiger ist. Wenn die Deut-
schen Ja sagen, riskieren sie, durch 
afghanische Kräfte massakriert 
zu werden, die jede Besetzung ab-
lehnen. Deutschland müsste sich 
ernsthaft überlegen, seine 3.000 
Soldaten aus Afghanistan abzuzie-
hen. Aber für die Deutschen, die 
ein wenig die Vasallen der USA 
sind, ist es ein schwieriger Schritt, 
den Befehlen der USA gegenüber 
ungehorsam zu sein.
SC: Was wissen diejenigen, die uns 
heute regieren, von den Strategi-
en der Spannung? Können sie zu-
lassen, dass Kriegstreiber weiter 
Staatsstreiche initiieren und Ent-
führungen und Folter betreiben, 
ohne dass sie reagieren? Haben 
sie überhaupt noch die Möglich-
keit, derartige kriminelle Aktivi-
täten zu unterbinden?
DG: Ich weiss es nicht. Als His-
toriker beobachte und dokumen-
tiere ich vor allem die Gescheh-
nisse. Als politischer Berater sage 
ich, dass man den Manipulatio-
nen, die Angst erzeugen und die 
allen weismachen wollen, dass die 
„Terroristen“ immer die Musli-
me sind, nicht nachgeben darf. Ich 
sage, dass es um den Kampf über 
die Kontrolle der Energiereserven 
geht. Man muss Mittel finden, die 
Energieknappheit zu überwinden 
ohne in Richtung einer Militarisie-
rung zu gehen. Man kann die Pro-
bleme nicht auf diese Art lösen, 
man verschlimmert sie damit nur.
SC: Wenn man, ausgehend vom Is-
rael-Palästina-Konflikt, die Ver-
teufelung der Araber und der 
Muslime beobachtet, denkt man, 
dies hätte nichts mit dem Erdöl 
zu tun.
DG: In diesem Falle: Ja. Aber aus 
der Perspektive der Vereinigten 
Staaten handelt es sich um einen 
Kampf, die Kontrolle über die 
Energiereserven des eurasischen 
Teils der „Strategischen Ellipse“ 
zu übernehmen, die von Aserbaid-
schan über Turkmenistan und Ka-
sachstan bis nach Saudi-Arabien, 
Irak, Kuwait und den Persischen 
Golf reicht. Genau hier, in dieser 
Region, in der sich dieser angeb-
liche „Krieg gegen den Terroris-
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New York 11. September 2001 – noch ein manipuliertes Terrorattentat 
oder diesmal „echter” Terrorismus?
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mus“ entwickelte, befinden sich 
die wichtigsten Öl- und Gasreser-
ven. Meiner Meinung nach han-
delt es sich um nichts anderes als 
um ein geostrategisches Macht-
spiel, in dem die Europäische Uni-
on nur verlieren kann. Denn wenn 
die USA die Kontrolle über die-
se Reserven übernehmen und die 
Energiekrise sich verschlimmert, 
dann werden die USA zu uns Eu-
ropäern sagen: „Ihr wollt Gas, ihr 
wollt Erdöl? Sehr gut, im Gegen-
zug wollen wir dafür aber dies 
oder das!“ Die Vereinigten Staa-
ten werden den europäischen Län-
dern das Erdöl und das Gas nicht 
umsonst geben. Wenige Menschen 
wissen, dass der Peak Oil, das Pro-
duktionsmaximum, in der Nord-
see bereits erreicht wurde und dass 
sich die Erdölproduktion in Euro-
pa – in Norwegen und in Großbri-
tannien – damit im Niedergang be-
findet. 

An dem Tag, an dem die Men-
schen realisieren werden, dass die 
Kriege gegen den Terrorismus ma-
nipuliert sind und dass die Beschul-
digungen gegen die Moslems ein 
Teil der Propaganda sind, werden 
sie überrascht sein. Die europäi-
schen Staaten müssen aufwachen 
und verstehen, wie die Strategie der 
Spannung strategisch funktioniert. 
Sie müssen auch lernen, zu den 
USA „Nein!“ zu sagen. Auch in den 
USA gibt es viele Menschen, die 
diese Militarisierung der interna-
tionalen Beziehungen nicht wollen.
SC: Sie haben auch Forschungen 
zu den Attentaten des 11. Septem-
ber 2001 gemacht und als Co-Au-
tor mit anderen Intellektuellen, die 
über Ungereimtheiten und Wider-
sprüche in der offiziellen Sicht der 
Ereignisse und in den Ergebnissen 
der von George Bush jun. einge-
setzten Untersuchungskommissi-
on beunruhigt sind, ein Buch ge-
schrieben. [9] Fürchten Sie nicht 
das Etikett des „Verschwörungs-
theoretikers“?
DG: Meine Studenten und ande-
re Leute haben mich immer ge-
fragt: Wenn es bei diesem „Krieg 
gegen den Terrorismus“ wirklich 
um Erdöl und Erdgas geht, könn-
ten die Attentate vom 11. Septem-
ber dann nicht auch manipuliert 
worden sein? Oder ist es ein Zu-

fall, dass die Muslime von Osama 
bin Laden genau in dem Augen-
blick zugeschlagen haben, als die 
Länder des Westens begannen zu 
verstehen, dass sich eine Erdölkri-
se ankündigte? Da habe ich begon-
nen, mich dafür zu interessieren, 
was über den 11. September ge-
schrieben wurde. Vor allem habe 
ich den offiziellen Untersuchungs-
bericht zu den Terroranschlägen 
studiert, der im Juni 2004 veröf-
fentlicht worden ist. Wenn man als 
Historiker in dieses Thema ein-
taucht, sieht man von vornherein, 
dass es eine große globale Debatte 
gibt, rund um das, was sich wirk-
lich am 11. September 2001 abge-
spielt hat. 

Die Informationen, die wir ha-
ben, sind nicht sehr genau. Wich-
tige Fragen und Ereignisse werden 
im sechshundertseitigen Untersu-
chungsbericht überhaupt nicht er-
wähnt, darunter zum Beispiel der 
Einsturz des sogenannten „dritten 
Turmes“ – die Kommission spricht 
in ihrem Bericht nur vom Einsturz 
von zwei Türmen, den „Twin-To-
wers“. Das ist ungenau, denn es 

gab noch einen dritten Turm mit 
einer Höhe von 170 Metern, der 
am 11. September in New York 
eingestürzt ist, dieser Turm heißt 
WTC7. Einige spätere US-Regie-
rungsberichte sagen, ein kleines 
Feuer habe WTC7 zum Einsturz 
gebracht. Aber ich habe mit Pro-
fessoren gesprochen, die die Struk-
tur derartiger Gebäude gut ken-
nen, und sie haben gesagt, dass ein 
kleines Feuer die Struktur einer so 
großen Dimension nicht zerstören 
kann. Die offizielle Geschichte des 
11. September und die Schlussfol-
gerungen der Kommission sind 
nicht glaubwürdig. Dieser Mangel 
an Klarheit bringt die Forscher in 
eine schwierige Situation. Verwir-
rung herrscht auch über das, was 
sich wirklich im Pentagon ereig-
net hat. Man erkennt auf den vor-
handenen Videobildern nämlich 
nicht, wie ein Flugzeug darauf ge-
stürzt sein kann.
SC: Das Parlament von Venezue-
la hat die Vereinigten Staaten um 
umfangreichere Erklärungen ge-
beten, um den Ursprung der At-
tentate zu erhellen. Sollte das 

nicht ein nachahmenswertes Bei-
spiel sein?
DG: Es gibt über den 11. Septem-
ber viele Unsicherheiten. Die Par-
lamentarier, die Universitäten, die 
Bürger haben das Recht auf Ant-
worten, was wirklich stattgefun-
den hat. Ich denke es ist wichtig, 
sich weiter darüber Gedanken zu 
machen. Es ist ein Ereignis, das 
niemand vergessen kann – jeder 
erinnert sich, wo er sich in jenem 
Moment befand. Es ist unglaub-
lich, was damals geschah.
SC: Man bekommt den Eindruck, 
dass alle offiziellen Körperschaf-
ten die öffentliche Darstellung 
nicht infrage stellen wollen. Ha-
ben sie sich manipulieren lassen 
durch die Desinformation, orga-
nisiert durch die Strategen der 
Spannung und der False Flags?
DG: Wenn man Angst hat, ist man 
manipulierbar: Angst, die Arbeit 
zu verlieren; Angst, den Respekt 
der Menschen, die einen lieben, 
zu verlieren. Man kann die Spira-
le der Gewalt und des Terrors nicht 
verlassen, wenn man die Angst sie-
gen lässt. Angst zu haben, ist nor-
mal. Man muss offen darüber 
sprechen, ebenso über die Mani-
pulationen, die die Angst nähren. 
Niemand kann den Konsequen-
zen entfliehen. Umso schlimmer 
ist es aber, wenn politisch Ver-
antwortliche oft unter dem Ein-
druck dieser Angst handeln. Man 
muss die Kraft finden zu sagen: 
„Ja, ich habe Angst, dass die Lü-
gen Menschen leiden machen. Ja, 
ich habe Angst zu denken, dass es 
bald nicht mehr viel Erdöl gibt. Ja, 
ich habe Angst, dass dieser Terro-
rismus, von dem man spricht, die 
Konsequenz von Manipulationen 
ist. Aber ich werde mich nicht ein-
schüchtern lassen!“
SC: Bis zu welchem Punkt beteili-
gen sich Länder wie die Schweiz 
an dieser Politik der Spannung?
DG: Ich denke, in der Schweiz gibt 
es keine Strategie der Spannung. 
Dieses Land kennt keine terroris-
tischen Anschläge. Aber was wahr 
ist, ist, dass die Politiker in der 
Schweiz wie anderswo die Verei-
nigten Staaten und ihre Machtstel-
lung fürchten und dass daher auch 
hier die Tendenz besteht, sich zu 
sagen: „Die USA sind gute Freun-

Faktenbox:
verurteilung durch das europäische Parlament
Das Europäische Parlament drückte nach einer Sonderdebatte am 
22. November 1990 seinen „entschiedenen Protest“ gegenüber 
der NATO und den beteiligten Geheimdiensten aus.Es ging dabei 
davon aus, dass die Aktivitäten von der Exekutive ausgingen und 
keiner parlamentarischen Kontrolle unterlagen, die Legislativen 
der betroffenen Staaten also nicht involviert waren.
Der italienische Parlamentarier Enrico Falqui (Grüne) betonte in der 
Sonderdebatte des EP: „Dieses Europa wird keine Zukunft haben, 
wenn es nicht auf der Wahrheit und der vollständigen Transparenz 
seiner Institutionen aufgebaut wird. Daher müssen wir wissen, 
welche und wie viele Gladio-Netzwerke es in den Mitgliedstaaten 
der EU gibt.“
Der EU-Resolution folgten parlamentarische Anfragen in meh- 
reren Ländern und die Resolution führte zu Untersuchungs- 
kommissionen in Italien, Belgien und der Schweiz. Am 5. November 
1990 erklärte der NATO-Sprecher Jean Marcotta, dass „die NATO 
niemals einen Guerillakrieg oder Geheimaktionen in Betracht 
gezogen hat.“ Einen Tag später bezeichnete ein anderer NATO-
Sprecher dies als inkorrekt. Die Journalisten erhielten ein kurzes 
Kommuniqué, das besagte, dass die NATO sich grundsätzlich nicht 
zu geheimen militärischen Angelegenheiten äußere und Marcotta 
gar nichts hätte sagen sollen. Die Presse protestierte gegen dieses 
Verhalten. In der Berichterstattung dominierte in der Folge die 
Aussage, dass die Geheimarmeen Teil einer NATO-Organisation 
waren. (Quelle: Wikipedia)



de, wir haben kein Interesse, uns 
mit ihnen anzulegen.“
SC: Diese Art zu denken und da-
mit Lügen zu decken, die aus der 
Strategie der Spannung herrüh-
ren, macht das nicht jeden zum 
Komplizen der Verbrechen, die 
daraus entstehen? Bei den Jour-
nalisten und den politischen Par-
teien angefangen?
DG: Persönlich denke ich, dass je-
dermann – Journalisten, Akademi-
ker, Politiker – über die Verwick-
lungen der Strategie der Spannung 
und der False Flags nachdenken 
sollte. An diesem Punkt stehen 
wir heute angesichts der Phäno-
mene, die unser Verständnis über-
steigen. Deshalb muss man sich je-
des Mal, wenn es terroristische At-
tentate gibt, fragen und zu verste-
hen suchen, was dahinter steckt. 
Erst ab dem Tag, wo man offiziell 
zugibt, dass False Flags tatsäch-
lich existieren, wird man eine Lis-
te der False Flags erstellen kön-
nen, die in der Geschichte stattge-
funden haben, und sich darüber ei-
nigen, was zu tun ist. 

Das Streben nach Frieden ist 
das Thema, das mich interessiert. 
Es ist wichtig, die Debatte über die 
Strategie der Spannung in Gang 
zu bringen und festzustellen, dass 
es sich um ein reales historisches 

Phänomen handelt. Denn solange 
man die Existenz der Strategie der 
Spannung nicht anerkennt, kann 
man auch nicht handeln. Aus die-
sem Grund ist es wichtig zu erklä-
ren, was die Strategie der Spannung 
wirklich bedeutet. Und wenn man 
sie einmal verstanden hat, lässt 
man sich auch nicht mehr durch 
Angst oder Hass gegen eine Grup-
pe einnehmen.

Man muss dabei sagen, dass 
es sich nicht nur um ein einzelnes 
Land handelt, das darin verwickelt 
ist; dass es nicht nur die Vereinig-
ten Staaten, Italien, Israel oder der 
Iran sind, sondern dass sich das 
überall abspielt, auch wenn be-
stimmte Länder daran intensiver 
teilnehmen als andere. Man muss 
verstehen, ohne dieses Land oder 
jene Person anzuklagen. Angst und 
Hass helfen uns nicht weiter, son-
dern lähmen die Diskussion. Ich 
erlebe viele Anklagen gegen die 
Vereinigten Staaten, oder, auf der 
anderen Seite, gegen den Iran und 
Syrien. Aber die Friedensforschung 
lehrt uns, dass man sich nicht zu 
Beschuldigungen nationalistischer 
Art hinreißen lassen sollte und dass 
weder Hass noch Angst notwendig 
sind. Dass Aufklärung das Wich-
tigste ist. Dieses Verständnis wür-
de uns allen helfen.
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